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1Umsetzung der Energiestrategie 2050 II
Im September 2016 hat das Parlament das Energiegesetz zum 1. Massnahmenpaket der Energiestrategie 2050 
(ES 2050) verabschiedet. Zwei Monate später, am 27. November, hat das Schweizervolk die Atomausstiegsinitiative 
der Grünen an der Urne abgelehnt. Damit ist – vorbehältlich des Ausgangs des Referendums der SVP gegen das 
Energiegesetz – der Weg frei für die Umsetzung des ersten Teils der ES 2050 mit einem «geordneten» Ausstieg aus 
der Kernenergie sowie für die politische Vorbereitung des zweiten Teils, den Übergang vom Fördersystem zu einem 
Lenkungssystem.
Herausforderungen existieren zahlreiche; sie sind technischer und nicht-technischer – ökonomischer, sozialer, juristi-
scher und politischer – Natur. Sie sind in der Regel auch Disziplinen-übergreifend. Und es ist gerade in der ganzheitli-
chen, inter- und transdisziplinären Art, wie sich die ZHAW seit einigen Jahren in der Energieforschung stark engagiert. 
Die ZHAW hat sich in ihrem strategischen Forschungsschwerpunkt «Energie» ehrgeizige Ziele gesetzt. Mit intensiver 
Zusammenarbeit zwischen ihren Technik-, Wirtschafts- und Geisteswissenschaftsdepartementen will sie Antworten 
auf die Herausforderungen der Energiestrategie 2050 finden. So hat sie sich erfolgreich in die Kompetenzzentren des 
Aktionsplans «Koordinierte Energieforschung Schweiz» eingebracht, insbesondere ins «CREST», das «Competence 
Center for Energy, Society and Transition». 
In diesem, dem zweiten Band von «Energy Governance» befassen sich die Autoren wieder aus vielfältiger Perspektive 
mit zahlreichen Fragen zur Umsetzung der ES 2015. Sie identifizieren jene Fälle von Solaranlagen, bei denen der Er-
satz einer Baubewilligung durch die Meldepflicht zu Rechtsunsicherheit führt. Sie untersuchen die Wirkung moderner 
Finanzberichterstattung auf die Politik der kantonalen Beteiligungen an EVUs in einer Marktumgebung tiefer Stromprei-
se. Ein Paper analysiert die staatliche Förderung der erneuerbaren Stromproduktion im Hinblick auf ihre Wirkung. Eine 
kritische Analyse der «Smart City»-Projekte in der Schweiz und in den Nachbarländern Deutschland und Österreich 
führt zu Empfehlungen, wie solche Projekte effizienter geplant und umgesetzt werden können. Auch die Beziehung 
öffentlicher Organisationen zu ihrer «Stakeholder-Umwelt» wird theoretisch und exemplarisch ausführlich behandelt, 
und dabei die grosse Bedeutung dieser wechselseitigen Verschränkung von theoretischem und praktischem Wis-
sen –  die Transdisziplinarität – betont.
Die Lektüre dieser Beiträge erläutern dem Leser spannende, teils überraschende Aspekte und geben Antworten auf 
die Fragen
• Hat die Stromproduktion wirklich einen Einfluss auf die CO2-Emissionen?
• Welche Wirkung hat eine moderne Rechnungslegung der öffentlichen Hand auf die Politik?
• Ist die Versorgungssicherheit mit Energie eine ökonomische oder eine politische Angelegenheit?
• Welche Instrumente erlauben trotz Fördercharakter Preissignale an die Stromproduzenten?
• Wie gestalten öffentliche Organisationen ihre Stakeholder-Beziehungen zeitgemäss?
• Sind Schweizer Städte erfolgreich in der Umsetzung von «Smart City»-Konzepten?
• Sind kommunale Schutzobjekte durch PV-Anlagen gefährdet?
Ich wünsche Ihnen viel Vergnügen und neue Erkenntnisse beim Lesen.
Tony Kaiser 
Präsident der Eidgenössischen Energieforschungskommission (2005–2016)
Editorial
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1.  Von der Energiestrategie 2050 zum 
strategischen Schwerpunkt Energie  
der ZHAW
Im Jahre 2011 beschloss der Bundesrat aus der Nutzung der Kernenergie mittelfristig auszusteigen. In der Folge 
schickte er bereits 2012 ein erstes Massnahmenpaket zur Energiestrategie 2050 in die Vernehmlassung. Nach zahl-
reichen Anpassungen und Differenzbereinigungen wurde das Paket schliesslich in der Herbstsession 2016 durch 
National- und Ständerat in der parlamentarischen Schlussabstimmung angenommen. Die Zustimmung des Souveräns 
im Rahmen des dagegen ergriffenen Referendums steht indes noch aus. Aber nicht nur die Politik befindet sich mitten 
drin in der Umsetzung der Energiestrategie 2050. So sind neuerdings auch im Stadtbild immer mehr Photovoltaik-An-
lagen zu sehen, die Anzahl der Elektroautos nimmt langsam zu. Doch um die Ziele der Energiestrategie zu erreichen 
– bis 2050 soll der Endenergieverbrauch der Schweiz um 54 Prozent und der Stromverbrauch pro Person und Jahr um 
18 Prozent sinken, die Stromproduktion aus neuen erneuerbaren Energieträgern soll bis 2050 auf 24,2 TWh steigen – 
braucht es mehr als diese technischen Innovationen. Es braucht die Veränderung und Weiterentwicklung zahlreicher 
gesellschaftlicher, ökonomischer und rechtlicher Rahmenbedingungen. 
Ausgewählte Themen rund um sozio-ökonomische Rahmenbedingungen der Energietransformation wurden bereits 
in unserem 2016 erschienenen, ersten Sammelband «Umsetzung der Energiestrategie 2050: Herausforderungen und 
Chancen für Staat und Wirtschaft» aufgegriffen. Die Autoren führen diese Themen nun im vorliegenden Sammelband 
«Umsetzung der Energiestrategie 2050 – Band II: Neue Ansätze für Staat und Wirtschaft» weiter. Die darin enthaltenen 
Working-Paper sind Ergebnis und Zwischenstand fachübergreifender Kompetenzaufbauprojekte im Energiebereich 
an der ZHAW School of Management and Law.
Die ZHAW ist nicht nur an vier der acht hochschulübergreifenden SCCERs, Swiss Competence Center for Energy 
Research, aktiv beteiligt. Die Energieforschung wurde ergänzend im Jahre 2012 zu einem der strategischen Schwer-
punkte der ZHAW deklariert und seither insbesondere fachübergreifend entsprechend gefördert. Die Stärken der 
ZHAW liegen dabei klar in fachlich-interdisziplinären, anwendungsorientierten Themen. Und so sind auch in diesem 
Jahr erneut zwei der vorliegenden Working-Paper in Zusammenarbeit mit Forschern aus weiteren Departementen ent-
standen: dem Departement Angewandte Linguistik sowie der School of Engineering.
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Im ersten Teil des Sammelbandes «juristische und ökonomische Grundlagen» werden zwei ausgewählte Anwen-
dungsfälle diskutiert – die juristischen Voraussetzungen für die Erstellung von Solaranlagen und die ökonomischen 
Mechanismen bei der Förderung der inländischen Stromproduktion aus erneuerbaren Energieträgern. 
Der Beitrag «Die Erstellung von Solaranlagen auf oder im Umkreis von Schutzobjekten» von Andreas Abegg und Le-
onie Dörig erläutert den Zielkonflikt zwischen dem beschleunigten Ausbau von Photovoltaik und dem Denkmal- und 
Ortsbildschutz. Da der Denkmal- und Ortsbildschutz in einem Meldeverfahren nicht ausreichend berücksichtigt wer-
den kann, plädieren die Autoren für die Durchführung von ordentlichen Baubewilligungsverfahren, immer dann, wenn 
Schutzobjekte durch die geplanten Photovoltaikanlagen tangiert sind.
Reto Schleiniger leitet in seinem Beitrag «Förderung der erneuerbaren inländischen Stromproduktion: Eine ökono-
mische Analyse» die beiden wichtigsten Anforderungen an Förderinstrumente her, Investitionsrisiko und Marktnähe. 
Ein effizientes Förderinstrument sollte keine unnötigen Risiken verursachen, weil dies zu höheren Kapitalkosten führt. 
Marktnähe bedeutet, dass nur Strom produziert und eingespeist wird, wenn dieser tatsächlich gebraucht wird. Die 
Auswahl des Förderinstruments beinhaltet einen Kompromiss zwischen diesen beiden Anforderungen.
Der zweite Teil des Sammelbandes «Führungsansätze» präsentiert zwei ausgewählte Führungsaspekte öffentlicher 
Organisationen, Stakeholder-Management und finanzielle Berichterstattung über Beteiligungen. 
Peter Stücheli-Herlach et al. entwerfen mit ihrem Beitrag «Stakeholder-Management im Netzwerk politischer Kom-
munikation: Forschung für ein integriertes Führungsmodell im öffentlichen Sektor» die Grundlage für ein Stakehol-
der-Management, das den neuen Herausforderungen gerecht wird. Stakeholder sind nicht mehr Vertreter von klar 
voneinander abgrenzbaren Interessen, sie sind vielmehr Akteure in komplexen Netzwerken von Beziehungen, politi-
schen Themen und häufig auch verzwickten Problemen. Als neue Instrumente des Stakeholder-Managements werden 
deshalb Analyse und Mapping der diskursiven Netzwerke sowie interaktive und iterative Strategieprozesse vorge-
schlagen. 
In ihrem Beitrag «Kantonale Beteiligungen an EVUs im Kontext moderner Finanzberichterstattung am Beispiel des 
Kantons Graubünden» zeigen Christoph Schuler, Sandro Fuchs und Gabriel Trinkler am Beispiel des Kantons Grau-
bünden und seiner Beteiligung an Repower auf, welche Folgen der freiwillige Wechsel zu einer strengeren Rechnungs-
legungsnorm, HRM2 hat. Die Zuteilung der Repower-Beteiligung vom Verwaltungsvermögen ins Finanzvermögen wirft 
die Frage auf, wie mit veräusserbaren Beteiligungen ohne Renditepotential umzugehen ist – oder ob die öffentliche 
Aufgabe und regional- und volkswirtschaftliche Ziele nicht doch stärker zu gewichten sind.
Im dritten Teil des Sammelbandes «Methoden der Strategieerarbeitung im Kontext der Umsetzung der Energiestrate-
gie 2050» stellen Ursula Eschenauer et al. «Smart Cities in Theorie und Praxis: Szenarien, Strategien und Umsetzungs-
beispiele» vor. Das Ziel eine «Smart City» zu werden, ist für viele Städte erstrebenswert – sei es die Integration von 
verschiedenen technologischen Handlungsfeldern oder der verstärkte Einbezug von Bürgern in Gestaltungsprozesse. 
Jede Stadt muss aber ihre individuelle Smart-City-Strategie erarbeiten. Der Transformationsprozess startet typischer-
weise mit einzelnen Pilotprojekten. Damit diese auf ein gemeinsames Ziel hinführen braucht es ein Leitbild, das zum 
Beispiel in Form von Szenarien erarbeitet werden kann. Der Artikel zeigt an Beispielen, wie verschiedene Methoden 
der Szenarienerstellung geeignet sind, Städte auf ihrem Weg zu einer Smart City zu unterstützen. 
2.  Die Beiträge im vorliegenden  
Sammelband
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Auf dem Weg der Transformation des Schweizer Energiesystems gilt es, mit zahlreichen Zielkonflikten umzugehen. 
Einige dieser Konflikte werden im vorliegenden Sammelband konkret beleuchtet, zum Beispiel der Ausbau von Pho-
tovoltaik versus Denkmalschutz, Vermeidung von Investitionsrisiken versus Marktnähe bei der Förderung inländischer 
regenerativer Energien, oder auch der Konflikt von Renditeerwartungen gegenüber regional- und volkswirtschaftlichen 
Zielen. Dabei scheint klar, dass in solchen Spannungsfeldern die Entwicklung nachhaltiger Lösungen nur dann gelin-
gen kann, wenn alle Anliegen adäquat berücksichtigt und die verschiedenen dahinterstehenden Bezugsgruppen aktiv 
in die Lösungsfindung einbezogen werden. Hierzu wurden nicht zuletzt auch in diesem Sammelband erste Ansätze 
vorgestellt, so etwa neue Instrumente des Stakeholder Managements oder auch partizipative Elemente zur Entwick-
lung von Smart-Cities.
Vor diesem Hintergrund ist die angewandte Forschung im Energiebereich auch in Zukunft mehr denn je gefordert, ihre 
Beiträge zur Überwindung konkreter Herausforderungen der Transformation des Energiesystems fachübergreifend zu 
entwickeln und die Umsetzung konkreter Massnahmen mit neuen partizipativen Elementen zu versehen. Innovationen 
und neue Rahmenbedingungen werden nur dann ihre Wirkung im Sinne der Ziele der Energiestrategie entfalten, wenn 
auch ihre Akzeptanz und ihre Nebenwirkungen erforscht und berücksichtigt sind. Die Autoren des vorliegenden Sam-
melbands werden sich diesem Ziel weiterhin verpflichtet fühlen. 
3.  Herausforderungen weiterer  
 Forschungsaktivitäten
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JURISTISCHE UND  
ÖKONOMISCHE  
GRUNDLAGEN
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II.  Die Erstellung von Solaranlagen auf 
oder im Umkreis von Schutzobjekten
Andreas Abegg, Leonie Dörig
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Mit der Absicht, den Ausbau der erneuerbaren Energien zu beschleunigen, haben Parlament und Volk Solaranlagen 
von der Baubewilligungspflicht befreit: Seit dem 1. Mai 2014 gilt für genügend angepasste Solaranlagen in Bau- und 
Landwirtschaftszonen nur noch eine Meldepflicht. In klaren Fällen mag diese Meldepflicht eine Verbesserung im Sinne 
einer Beschleunigung der Verfahren darstellen; in Fällen allerdings, wo Interessen des Denkmalschutzes oder des 
Ortsbildschutzes betroffen sein könnten, führt die Meldepflicht zu Rechtsunsicherheit. Aufgrund der fehlenden Be-
schwerdemöglichkeit im Meldeverfahren kann die Erstellung der Solaranlage erst nachträglich angefochten werden, 
was für alle Betroffenen mit Nachteilen verbunden ist. 
Denkmalschutz und Ortsbildschutz müssen unabhängig von der Verfahrensart berücksichtigt werden. Das Meldever-
fahren erlaubt den zuständigen Behörden aber keine umfassende Prüfung und umfassende Abwägung der sich im 
Einzelfall gegenüberstehenden Interessen. Tangiert eine gemeldete Solaranlage Schutzanliegen, ist es daher für alle 
Beteiligten sinnvoll, die Anlage in einem Baubewilligungsverfahren zu beurteilen. 
Keywords: Energiewende, Solarenergie, Standortwahl, Standortkriterien, Interessenabwägung, Denkmalpflege, Be-
willigungsverfahren, Meldeverfahren, Koordinationspflicht
Abstract
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Der Ausbau von Solaranlagen steht im öffentlichen Interesse, gerät bisweilen aber in Konflikt mit anderen öffentlichen 
Interessen wie Denkmalschutz oder Ortsbildschutz. Um das Interesse an der Solarenergie zu stärken, wurden zum 
einen Vorschriften erlassen, welche die Gewichtung der Interessen regeln (Art. 18a Abs. 4 RPG1). Zum anderen hat 
das Bundesrecht Solaranlagen unter gewissen Voraussetzungen von der Bewilligungspflicht ausgenommen, um den 
Zubau an Solaranlagen zu beschleunigen (Art. 18a Abs. 1 RPG). Dabei stellt sich die Frage, ob und wie die Interessen 
des Denkmalschutzes und des Ortsbildschutzes bei der Standortbeurteilung von Solaranlagen noch berücksichtigt 
werden müssen. Diese Frage versucht der vorliegende Beitrag, unter Berücksichtigung der Rechtslage im Kanton 
Zürich, zu beantworten.
1 Bundesgesetz über die Raumplanung vom 22. Juni 1979 (Raumplanungsgesetz, RPG), SR 700.
1. Ausgangslage
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2.1  NEUE REGELUNGEN IM BUNDESRECHT UND IM KANTONALEN RECHT
Am 1. Mai 2014 sind der neue Art. 18a RPG und die dazugehörigen Verordnungsbestimmungen2 in Kraft getreten. 
Gemäss diesen Bestimmungen sind genügend angepasste Solaranlagen3 auf Dächern in Bau- und Landwirtschafts-
zonen generell nicht mehr baubewilligungspflichtig, sondern unterliegen nur noch einer Meldepflicht. Art. 18a RPG ist 
direkt anwendbar.4 Die bundesrechtliche Regelung lässt den Kantonen aber gewisse Freiheiten zur konkreten Ausge-
staltung der Meldepflicht. 
2.2  BUNDESRECHTLICHE REGELUNG DER MELDEPFLICHT 
Von der Baubewilligungspflicht befreit und der Meldepflicht unterstellt sind gemäss Art. 18a Abs. 1 RPG Solaranlagen 
auf Dächern in Bau- und Landwirtschaftszonen, welche die Gestaltungsvorschriften von Art. 32a Abs. 1 RPV erfüllen.5
Keine Ausnahme von der Baubewilligungspflicht macht das Raumplanungsgesetz für Solaranlagen auf Kulturdenk-
mälern von kantonaler oder nationaler Bedeutung: Für solche Anlagen ist gemäss Art. 18a Abs. 3 RPG immer eine 
Baubewilligung erforderlich, unabhängig davon, ob die Gestaltungsvorschriften erfüllt sind oder nicht. Was als Kultur-
denkmal von kantonaler oder nationaler Bedeutung gilt, regelt die Verordnung abschliessend in Art. 32b RPV.6
E contrario liesse sich argumentieren, dass Solaranlagen auf Kulturdenkmälern von kommunaler und z.T. regionaler 
Bedeutung gemäss der bundesrechtlichen Regelung nur noch der Meldepflicht unterstehen. Dies entspricht einzelnen 
Voten der Parlamentsdebatte: Für solche Schutzobjekte solle keine Ausnahme von der Meldepflicht gelten, da – so das 
Votum von Ständerat Graber – lokale und regionale Schutzinteressen angeblich in der Vergangenheit allzu oft dazu 
dienten, Solaranlagen zu verhindern.7 Dabei kritisierte Graber ausdrücklich den Kanton Zürich, welcher – noch unter 
Geltung von Art. 18a RPG in seiner ursprünglichen Version – auch Kulturdenkmäler von kommunaler Bedeutung zu 
den Kulturdenkmälern von kantonaler Bedeutung gezählt habe.8 In der Ratsdebatte zur Änderung von Art. 18a RPG 
plädierten mehrere Votanten zudem ausdrücklich dafür, dass Objekte des ISOS9 nicht als Kulturdenkmäler gelten 
sollen.10 Bundesrätin Doris Leuthard wollte dies zwar nicht ganz ausschliessen, räumte aber ein, dass nicht sämtliche 
Objekte in Bundesinventaren als Kulturdenkmäler von nationaler Bedeutung gelten sollen. Sie schlug daher in ihrem 
Votum vor, die Inventare des Bundes (wie ISOS und BLN11) zu überprüfen, um auf Verordnungsstufe zu definieren, was 
2 Art. 32a und 32b RPV, Raumplanungsverordnung vom 28. Juni 2000 (SR 700.1).
3 Als Solaranlage im Sinne des RPG und des kantonalen Baurechts gelten Sonnenkollektoren zur Warmwasseraufbereitung oder Heizungsunterstützung sowie 
Photovoltaikanlagen zur Stromerzeugung (vgl. Kreisschreiben der Baudirektion vom 30. April 2014, S. 1).
4 BGer 1C_179/2015 und 1C_180/2015 E. 2.4.
5 Die in Art. 32a RPV genannten Kriterien beziehen sich nicht auf Schutzobjekte, sondern sind technischer Art. Genügend angepasst sind sie, wenn sie «a. die Dachfläche im 
rechten Winkel um höchstens 20 cm überragen; b. von vorne und von oben gesehen nicht über die Dachfläche hinausragen; c. nach dem Stand der Technik reflexionsarm 
ausgeführt werden; und d. als kompakte Fläche zusammenhängen.»
6 Besonders relevant für Kantone und Gemeinden sind dabei gemäss Liste in Art. 32b RPV insbesondere Objekte des ISOS mit Erhaltungsziel A, Kulturgüter von nationaler 
oder regionaler Bedeutung, für welche Bundesbeiträge zugesprochen wurden, und Objekte, die im vom Bund genehmigten Richtplan als Kulturdenkmäler von kantonaler 
Bedeutung im Sinn von Art. 18a Abs. 3 RPG bezeichnet werden.
7 Votum Graber Konrad, Amtl. Bull. SR 2010 903. Ähnlich auch Votum Lustenberger Ruedi, Amtl. Bull. NR 2011 1799, der von einer «regelrechten Verhinderungspolitik» der 
Denkmalpflege spricht. Des weiteren Votum Leuthard Doris, Amtl. Bull. SR 2011 1182; Votum Nordmann Roger, Amtl. Bull. NR 2012 139.
8 Votum Graber Konrad, Amtl. Bull. SR 2010 903.
9 Bundesinventar der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz.
10 Votum Schmidt Roberto, Amtl. Bull. NR 2011 1799; siehe auch Votum Hess Hans, Amtl. Bull. SR 2011 1181 f.
11 Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmäler.
2. Meldepflicht für Solaranlagen
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als Kulturdenkmal zu gelten hat.12 So unterliegen gemäss Art. 32b lit. b RPV nur noch Solaranlagen in jenen ISOS-Ob-
jekten der Bewilligungspflicht, welche mit Erhaltungsziel A inventarisiert sind. Tangiert die Solaranlage hingegen an-
dere Gebiete, Baugruppen und Einzelelemente des ISOS, gilt – zumindest soweit es nach den bundesrechtlichen Be-
stimmungen geht – lediglich die Meldepflicht gemäss Art. 18a Abs. 1 RPG. Weiter nimmt Art. 32b RPV Kulturgüter von 
nationaler und regionaler Bedeutung von der Meldepflicht aus.
Aus den zitierten Bestimmungen und Voten könnte man schliessen, dass der Bundesgesetzgeber Solaranlagen auf 
kommunalen und z.T. regionalen Schutzobjekten zwingend der Meldepflicht unterstellt. Ausdrücklich in Gesetz und 
Verordnung festgehalten ist dies aber nicht. Bereits in der Ratsdebatte wurde die Vorschrift mehrmals als verfassungs-
widrig bezeichnet.13 Ein verfassungswidriges Bundesgesetz wäre zwar infolge Art. 190 BV anzuwenden. Unter Be-
rücksichtigung, dass Art. 18a RPG und Art. 32a f. RPV den Kantonen einen gewissen Spielraum für entsprechende 
Regelungen gewähren (vgl. Ziff. 2.3.), ist aber nicht anzunehmen, dass von Bundesrechts wegen für Solaranlagen 
auf Kulturdenkmälern von kommunaler Bedeutung nur noch eine Meldepflicht gelten kann. Die Aufzählung in Art. 18a 
Abs. 3 RPG ist somit nicht als abschliessend zu verstehen. Daraus folgt, dass den Kantonen ein eigener Regelungs-
bereich verbleibt, um regionale und kommunale Schutzobjekte weiterhin der Baubewilligungspflicht zu unterstellen. 
2.3  UMSETZUNG DER MELDEPFLICHT IM ZÜRCHER RECHT
Neben der Regelung auf Bundesebene verbleiben den Kantonen verschiedene Gesetzgebungskompetenzen. Der 
Kanton Zürich hat diese in § 2 ff. BVV umgesetzt und im Leitfaden Solarenergie14 veranschaulicht:15
Erstens kann das kantonale Recht gemäss Art. 32a Abs. 2 RPV weniger strenge Gestaltungsvorschriften erlassen, so-
fern sie zur Wahrung berechtigter Schutzanliegen verhältnismässig sind. Von dieser Kompetenz hat der Kanton Zürich 
keinen Gebrauch gemacht, sondern verweist in § 2a lit. a BVV auf die bundesrechtlichen Gestaltungsvorschriften.
Zweitens können die Kantone gemäss Art. 18a Abs. 2 lit. a RPG bestimmte ästhetisch weniger empfindliche Typen von 
Bauzonen festlegen, in denen selbst dann lediglich eine Meldepflicht besteht, wenn die Solaranlagen die Gestaltungs-
vorschriften von Art. 32a Abs. 1 RPV nicht erfüllen. In diesem Sinne sieht § 2 lit. b BVV die Meldepflicht in Industrie- und 
Gewerbezonen auch für solche Solaranlagen auf Dächern und an Fassaden vor, welche die Gestaltungsvorschriften 
von Art. 32a Abs. 1 RPV nicht erfüllen. Somit sind Solaranlagen auf und an Gebäuden in den Industrie- und Gewerbezo-
nen unabhängig von ihrer Ausgestaltung vom Erfordernis der Baubewilligung befreit und unterliegen der Meldepflicht.
Drittens kann der Kanton gemäss Art. 32b lit. f RPV im Richtplan Kulturdenkmäler von kantonaler Bedeutung festlegen, 
12 Votum Leuthard Doris, Amtl. Bull. SR 2011 1182. In einer späteren Debatte hielt Bäumle in seinem Votum für die Kommission fest, dass ISOS-Gebiete nicht als 
Kulturdenkmäler i.S.v. Art. 18a RPG gelten sollen (Votum Bäumle Martin, Amtl. Bull. NR 2012 138). Demgegenüber hielt der französischsprachige Kommissionssprecher 
Nordmann in seinem Votum fest, dass Solaranlagen in ISOS-Gebieten weiterhin der Baubewilligungspflicht unterliegen (Votum Nordmann Roger, Amtl. Bull NR 2012 139). Die 
UREK-N scheint also geteilter Meinung gewesen zu sein, was die Bewilligungspflicht für Solaranlagen in ISOS-Gebieten betrifft. Mit dem heutigen Art. 32b lit. b RPV besteht 
aber eine klare Regelung hierzu. 
13 Es wurde bezweifelt, dass der Bund aufgrund der verfassungsmässigen Kompetenzaufteilung tatsächlich dafür zuständig ist, bestimmte Anlagen von der 
Baubewilligungspflicht auszunehmen. So die Begründung zum Antrag Fluri, Amtl. Bull. 2011 NR 1797.
14 Amt für Raumentwicklung des Kantons Zürich, Leitfaden Solaranlagen, Zürich, September 2016 (zit. ARE ZH, Leitfaden Solaranlagen).
15 Bis zum Inkrafttreten der erforderlichen Änderungen des kantonalen Rechts per 1. November 2015 regelte ein Kreisschreiben der Baudirektion die Rechtsverhältnisse: 
Kreisschreiben der Baudirektion des Kantons Zürich vom 30. April 2014, Inkrafttreten von Änderungen im Bereich des Planungs- und Baurechts (RPG und RPV auf 1. Mai 
2014 sowie PBG auf 1. Juli 2014) und ihre unmittelbaren Auswirkungen. Die neuen Bestimmungen der BVV stimmen inhaltlich mit dem übergangsrechtlichen Kreisschreiben 
überein. Sie wurden mit RRB Nr. 457/2015 vom 29. April 2015 (Bauverfahrensordnung) beschlossen. Gegen diesen Beschluss sind Rechtsmittel ergriffen worden, die 
Bestimmungen zur Meldepflicht wurden dabei aber nicht angefochten. Aus diesem Grund wurden vorerst nur die unbestrittenen Bestimmungen in Kraft gesetzt. Von dieser 
Teilinkraftsetzung, welche der Regierungsrat am 15. September 2015 beschlossen hat, sind auch die Bestimmungen zur Meldepflicht erfasst: RRB Nr. 878/2015 vom 
15. September 2015, Bauverfahrensordnung (Änderung vom 29. April 2015), Teilinkraftsetzung. 
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welche gemäss Art. 18a Abs. 3 RPG weiterhin der Bewilligungspflicht unterliegen. Diese Festlegung ist wie jede Richt-
planänderung vom Bund zu genehmigen. Bis zur Genehmigung des Richtplans hat der Kanton Zürich im Sinne von 
Art. 52a Abs. 6 RPV mittels Beschluss eine provisorische Festlegung getroffen: «Als Kulturdenkmäler von kantonaler 
Bedeutung im Sinne von Art. 18a Abs. 3 des Raumplanungsgesetzes in Verbindung mit Art. 32b Bst. f der Raum-
planungsverordnung gelten alle Objekte gemäss Inventar der kunst- und kulturhistorischen Schutzobjekte und der 
archäologischen Denkmäler von überkommunaler Bedeutung.»16 Schutzobjekte von kommunaler Bedeutung werden 
davon bewusst nicht erfasst.17
Viertens kann das kantonale Recht gemäss Art. 18a Abs. 2 lit. b RPG in klar umschriebenen Schutzzonen18 weiterhin an 
der Bewilligungspflicht für Solaranlagen festhalten. Gestützt auf diese Kompetenznorm erklärt § 2a lit. a BVV Solaranla-
gen in folgenden Situationen weiterhin für bewilligungspflichtig:19
• in Kernzonen;20
• im Geltungsbereich einer anderen Schutzanordnung;21 
• im Geltungsbereich eines Ortsbildinventars oder eines überkommunalen Denkmalschutzinventars;22 
• im Gewässerraum und im Uferstreifen. 
Diese Solaranlagen unterliegen in jedem Fall der Bewilligungspflicht, unabhängig davon, ob sie die Gestaltungsvor-
schriften von Art. 32a Abs. 1 RPV erfüllen.23 Die Beibehaltung der Bewilligungspflicht für Solaranlagen im Geltungs-
bereich von Ortsbildschutz und überkommunalem Denkmalschutz entspricht der allgemeinen Regel, wonach be-
willigungsfreie Bauvorhaben die öffentliche Ordnung nicht stören dürfen.24 Daher unterstehen auch grundsätzlich 
baubewilligungsfreie Änderungen der Bewilligungspflicht, wenn durch sie der Schutzwert und das Aussehen des 
Schutzobjekts wesentlich beeinflusst werden.25 
16 Regierungsrat des Kantons Zürich, Beschluss vom 29. April 2015, RRB 458/2015, Ziff. I.
17 Regierungsrat des Kantons Zürich, Beschluss vom 29. April 2015, RRB/458/2015, S. 2.
18 Gem. Jäger, S. 4, sind damit nur Schutzzonen gemeint, die eine Bau- oder Landwirtschaftszone überlagern. Die übrigen Schutzzonen werden von vornherein nicht von 
Art. 18a RPG erfasst.
19 Es ist fraglich, ob diese Umsetzung im Sinne des Bundesgesetzgebers ist. In den Ratsdebatten ist mehrmals festgehalten worden, dass die Schutzzonen in 
Bauzonengebieten 15 Prozent nicht überschreiten dürfen. So etwa Votum Bäumle Martin, Amtl. Bull. NR 2012 138. Siehe dazu auch HettiCH/Peng, S. 1430 m.w.H.
20 SCHreiber, S. 4 ff., erachtet es als unzulässig, wenn die Kantone gestützt auf Art. 18a Abs. 2 lit. b RPG Kernzonen von der Meldepflicht ausnehmen. Seiner Meinung nach 
können nur Schutzzonen im Sinne von Art. 17 Abs. 1 RPG von der Meldepflicht ausgenommen werden; die Kernzone stelle keine solche Schutzzone dar. Konsequenterweise 
wären dann kantonale Vorschriften, welche die Kernzone von der Meldepflicht ausnehmen, gemäss Art. 49 Abs. 1 BV nicht anwendbar. Dem ist indes entgegenzuhalten, 
dass nach zürcherischem Recht (§ 50 PBG) die Kernzone ausdrücklich «schutzwürdige» Ortsbilder umfasst. Nach WiDmer, S. 11, sind Solaranlagen zudem auch in 
Quartiererhaltungszonen baubewilligungspflichtig, falls gestützt auf § 50a Abs. 2 PBG in der Quartiererhaltungszone dieselben Regelungen getroffen werden wie in 
Kernzonen.
21 Als «andere Schutzanordnung» gelten gemäss ARE ZH, Leitfaden Solaranlagen, S. 5, sämtliche Schutzanordnungen i.S.v. § 205 PBG. Immer unter die Baubewilligungspflicht 
fallen damit Solaranlagen auf Objekten, für welche mittels Planungsrecht, Schutzverordnung, Schutzvertrag oder Schutzverfügung bereits Schutzmassnahmen erlassen 
worden sind. So sind Solaranlagen auf formal geschützten Denkmälern immer baubewilligungspflichtig, unabhängig davon, auf welcher Ebene (kantonal/kommunal) die 
Objekte inventarisiert sind (so auch WiDmer, S. 14). Der blosse Inventareintrag stellt noch keine Schutzmassnahme nach § 205 PBG dar, da der Eintrag nur die Behörde, nicht 
aber den Eigentümer bindet (VB.2009.00662, E. 3.2). 
22 Der Geltungsbereich des Inventars geht dabei über die inventarisierten Objekte hinaus; zu den Schutzobjekten nach § 203 Abs. 1 lit. c PBG gehört die «für ihre Wirkung 
wesentlichen Umgebung» dazu. So liegt eine geplante Solaranlage auch dann im Geltungsbereich des Denkmalschutzinventars, wenn sie zwar nicht auf einem 
inventarisierten Gebäude installiert wird, aber aufgrund ihrer unmittelbaren Nähe einen wesentlichen Einfluss auf die Erscheinung des Schutzobjekts hat. Auch in diesen 
Fällen muss folglich ein Baubewilligungsverfahren durchgeführt werden.
23 Amtsblatt des Kantons Zürich, Nr. 19, 15. Mai 2015, Meldungsnummer 00112247.
24 Vgl. StalDer/tSCHirKy, Rz. 2.110.
25 engeler, S. 364.
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Es ist richtig und wichtig, dass der Kanton Zürich diese Ausnahmen von der Meldepflicht trifft, denn nur im Baubewilli-
gungsverfahren kann die Erstellung von Solaranlagen auf Schutzobjekten korrekt beurteilt werden. Darauf ist zurück-
zukommen.26
Mit seiner Regelung hat der Kanton Zürich zahlreiche Schutzobjekte des Denkmal- und Ortsbildschutzes von der bun-
desrechtlichen Meldepflicht ausgenommen und unterstellt sie weiterhin der Bewilligungspflicht. In der Konsequenz 
sind somit kommunale Denkmalschutzobjekte, für die noch keine Schutzmassnahmen erlassen worden sind und wel-
che sich nicht innerhalb von Kernzonen und geschützten Ortsbildern befinden, im Kanton Zürich die einzigen Schutz-
objekte, bei denen die Erstellung von Solaranlagen noch unter die Meldepflicht von Art. 18a Abs. 1 RPG fallen könnte.27 
Für Solaranlagen auf allen andern Schutzobjekten ist immer eine Baubewilligung nach Art. 22 RPG erforderlich.
Die Ausgestaltung des Meldeverfahrens suggeriert, dass dieses Verfahren nur auf solche Bauvorhaben zur Anwen-
dung kommt, die keine Interessen Dritter betreffen.28 Dem wäre allerdings nicht so, wenn – wie soeben aufgezeigt 
– das Meldeverfahren auch zur Anwendung bei Solaranlagen käme, welche kommunale Denkmalschutzobjekte beein-
trächtigen könnten.
26 Unten Ziff. 5.4.
27 Vgl. ARE, Leitfaden Solaranlagen, S. 6; WiDmer, S. 14.
28 HettiCH/Peng, S. 1438.
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3.1  ANWENDBARKEIT SÄMTLICHER MATERIELLRECHTLICHER VORSCHRIFTEN
Auch Solaranlagen, die gemäss Art. 18a RPG nur noch einer Meldepflicht unterliegen, müssen sämtliche materiell-
rechtlichen Voraussetzungen des Bundesrechts und des kantonalen Rechts erfüllen.29 Dies ist in § 2b Abs. 2 BVV 
ausdrücklich festgehalten. Auch der Erläuternde Bericht des Bundesamts für Raumentwicklung betont, dass die Bewil-
ligungsfreiheit nicht bedeutet, dass die Solaranlage damit automatisch auch materiell rechtmässig wäre.30
3.2  INTERESSENABWÄGUNG ZWISCHEN NUTZUNG DER SOLARENERGIE UND ÄSTHETIK
Auch wenn die Befreiung von der Bewilligungspflicht an den materiellrechtlichen Voraussetzungen für Solaranlagen 
nichts ändert, verbleibt Art. 18a Abs. 4 ein materiellrechtlicher Gehalt, nämlich geht dieser Bestimmung zufolge bei 
meldepflichtigen Solaranlagen das Interesse an der Nutzung der Solarenergie den ästhetischen Anliegen grundsätz-
lich vor. Damit sind aber nicht sämtliche materiellrechtlichen Bestimmungen ausser Kraft gesetzt, denn neben der 
Ästhetik sind noch andere öffentliche Interessen denkbar, welche der Erstellung einer Solaranlage entgegenstehen 
könnten.31 
3.3  DENKMALSCHUTZ UND ORTSBILDSCHUTZ
Insbesondere sind die ästhetischen Interessen von den Interessen des Denkmalschutzes und des Ortsbildschutzes 
zu unterscheiden.32 Mit dem Denkmalschutz werden neben ästhetischen Interessen auch noch andere Interessen ver-
folgt, wie insbesondere der Schutz historischer Bausubstanz.33 Daher schliesst Art. 18a Abs. 4 RPG nicht aus, dass 
einer geplanten Solaranlage Interessen des Denkmalschutzes oder des Ortsbildschutzes entgegenstehen. In der Par-
lamentsdebatte zu Art. 18a RPG wurde denn auch mehrfach darauf hingewiesen, dass es nicht möglich ist, die Berück-
sichtigung der Bau- und Kulturdenkmäler auszuschliessen.34
Fraglich ist aber, ob das Meldeverfahren überhaupt geeignet ist, denkmalpflegerische und ortsbildschutzrechtliche 
Interessen zu berücksichtigen. 
29 giovannini, Rz. 5.300; Jäger, S. 17; Piguet/DyenS, S. 516 und S. 520.
30 ARE, Erläuternder Bericht, S. 16. Es greift daher zu kurz, wenn das kantonale Amt für Raumentwicklung (ARE ZH) festhält, meldepflichtige Solaranlagen dürfen «ohne weitere 
Auflagen» gebaut werden (so ARE ZH, Leitfaden Solaranlagen, S. 4).
31 Aufgrund von Art. 18a Abs. 4 RPG sind wohl anderslautende kantonale Ästhetikvorschriften auf Solaranlagen nicht mehr anwendbar. So auch SCHreiber, S. 6 f. Demgegenüber 
ist § 238 Abs. 4 PBG auch weiterhin von Bedeutung, da diese Bestimmung nicht nur die Ästhetik betrifft, sondern in allgemeiner Weise vorschreibt, dass sorgfältig gestaltete 
Solaranlagen zu bewilligen sind, sofern nicht überwiegende öffentliche Interessen entgegenstehen (vgl. ARE, Leitfaden Solaranlagen, S. 5 und S. 7). A.M. griffel, S. 155, und 
WiDmer, S. 20, welche der Meinung sind, § 238 Abs. 4 PBG habe mit Inkrafttreten des aktuellen Art. 18a RPG keine selbständige Bedeutung mehr.
32 rey, Einordnung und Gestaltung, Rz. 3.472.
33 Vgl. rey, Ortsbildschutz und Denkmalpflege, Rz. 4.84.
34 Votum Leuthard Doris, Amtl. Bull. NR 2011 S. 1082; Votum Lustenberger Ruedi, Amtl. Bull. NR 2011 S. 1799; Votum Leuthard Doris, Amtl. Bull. SR 2011 S. 1182.
3.  Materiell-rechtliche Voraussetzungen 
für meldepflichtige Solaranlagen
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4.1  MELDEFORMULAR STATT BAUBEWILLIGUNGSGESUCH
Gemäss Art. 32a Abs. 3 RPV sind baubewilligungsfreie Solaranlagen vor Baubeginn der Baubewilligungsbehörde 
oder einer anderen vom kantonalen Recht für zuständig erklärten Behörde zu melden. Die Kantone können die Frist 
festlegen und bestimmen, welche Pläne und Unterlagen der Meldung beizulegen sind. Der Kanton Zürich stellt ein Mel-
deformular zur Verfügung, welches der Bauwillige zusammen mit den weiteren erforderlichen Unterlagen mindestens 
30 Tage vor Baubeginn der örtlichen Baubehörde einzureichen hat (§ 2c und § 2d Abs. 1 BVV).
Die Beurteilung, ob eine geplante Solaranlage baubewilligungspflichtig oder meldepflichtig ist, obliegt dem Bauherrn. 
Er muss selber einschätzen, ob die formellrechtlichen Voraussetzungen der Bewilligungsfreiheit erfüllt sind oder ob er 
doch ein Baugesuch einreichen muss.35 Angesichts der zahlreichen anwendbaren Vorschriften auf Ebene Bund, Kan-
ton und Gemeinde ist es für den Bauherrn unter Umständen sehr schwierig einzuschätzen, in welchem Verfahren seine 
geplante Solaranlage zu beurteilen ist. Im Kanton Zürich hat er je nachdem ein kommunales Baugesuchsformular, ein 
kommunales Baugesuchsformular für das Anzeigeverfahren36 oder das Meldeformular Solaranlagen auszufüllen und 
einzureichen.37
4.2  KURZE BEHANDLUNGSFRIST VON 30 TAGEN
Das Zürcher Recht sieht in § 2d Abs. 2 BVV eine 30-tägige Behandlungsfrist vor, was den Vorstellungen des Bundes-
gesetzgebers entspricht.38 30 Tage nach Eingang der Meldung darf der Bauherr die Solaranlage erstellen, sofern er 
von der Baubehörde keinen gegenteiligen Bericht erhält.
4.3  PRÜFUNG DER EINGEGANGENEN MELDUNG 
Weder aus den bundesrechtlichen Vorschriften und den dazugehörigen Materialien noch aus § 2d Abs. 2 BVV geht 
hervor, auf welche Punkte hin die geplante Solaranlage im Meldeverfahren überprüft wird.39
Nach Jäger hat die Bewilligungsbehörde neben den formellrechtlichen Voraussetzungen der Bewilligungsfreiheit auch 
zu prüfen, ob die gemeldete Solaranlage alle materiellrechtlichen Bewilligungsvoraussetzungen erfüllt.40
Piguet/DyenS und giovannini vertreten die Ansicht, die eingegangene Meldung müsse von der zuständigen Behörde le-
diglich daraufhin überprüft werden, ob die Voraussetzungen für die Ausnahme von der Baubewilligungspflicht tatsäch-
lich erfüllt sind.41 Nicht zu prüfen sei, ob die gemeldete Solaranlage die materiellrechtlichen Voraussetzungen erfüllt.42 
Daher könne das Schweigen der Baubehörde nicht als Bestätigung für die Rechtsmässigkeit der Solaranlage gewertet 
35 ARE, Erläuternder Bericht, S. 20. Als Hilfestellung dient dem Bauherrn der Leitfaden Solarenergie des ARE ZH.
36 Zur Anwendbarkeit des Anzeigeverfahrens für Solaranlagen siehe Widmer, S. 27.
37 Die verschiedenen Formulare für die Baueingabe können unter folgender Adresse heruntergeladen werden: 
 http://www.baugesuche.zh.ch/internet/baudirektion/baku/de/formulare-merkblaetter/kommunale-baugesuchsformulare.html
38 Votum Bäumle Martin Amtl. Bull. NR 2012 S. 138. Eine Meldepflicht ist aber nicht per se mit einer Behandlungsfrist verbunden; es gibt auch meldepflichtige Tätigkeiten, 
welche unmittelbar nach Einreichung der Meldung ausgeübt werden dürfen. Siehe dazu uHlmann/KaSPar, S. 139 m.w.H.
39 Vgl. Jäger, S. 18.
40 Jäger, S. 18.
41 Piguet/DyenS, S. 516.
42 giovannini, Rz. 5.300; Piguet/DyenS, S. 515 und 516. So auch WiDmer, S. 26.
4. Ausgestaltung des Meldeverfahrens für 
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werden.43 Obwohl im Meldeverfahren keine Pflicht zur Prüfung der materiellrechtlichen Voraussetzungen besteht, ist 
die Baubehörde gemäss Piguet/DyenS auch im Meldeverfahren zu einer materiellrechtlichen Prüfung berechtigt.44
Der Leitfaden Solaranlagen des Kantons Zürich hält fest, die Baubehörde prüfe im Meldeverfahren die projektierte So-
laranlage «summarisch auf Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorgaben».45 Dabei ist unklar, ob die Baubehörde 
lediglich die formellgesetzlichen Vorgaben der RPV prüft oder ob die gemeldete Solaranlage auch auf ihre Rechtmäs-
sigkeit hin überprüft wird. Dass der Leitfaden weiter festhält, auch für Solaranlagen in der Landwirtschaftszone sei 
keine Beurteilung durch die kantonale Behörde vorgesehen,46 spricht aber gegen eine materiellrechtliche Beurteilung.
Unseres Erachtens ist die zuständige Baubehörde erstens verpflichtet zu überprüfen, ob die formellrechtlichen Vor-
aussetzungen für das Meldeverfahren erfüllt sind. Zweitens hat die Behörde innert der 30-tägigen Frist zu prüfen, ob 
dem gemeldeten Vorhaben allenfalls (Schutz-)Interessen entgegenstehen. 
4.4  KEINE AUSSTECKUNG UND KEINE ÖFFENTLICHE BEKANNTGABE
Meldepflichtige Solaranlagen müssen gemäss § 2b Abs. 1 BVV nicht ausgesteckt und nicht öffentlich bekannt gege-
ben werden.47 
4.5  NACHTRÄGLICHE ÜBERPRÜFUNG DER RECHTMÄSSIGKEIT
Mit Erlass von Art. 18a Abs. 1 RPG geht der Gesetzgeber davon aus, dass meldepflichtigen Solaranlagen keine öffentli-
chen Interessen entgegenstehen und daher kein Bedürfnis einer vorgängigen Rechtskontrolle besteht. Eine nachträg-
liche Überprüfung bleibt aber möglich.48
Da im Meldeverfahren keine Aussteckung und keine öffentliche Bekanntgabe erfolgen, erlangen beschwerdeberech-
tigte Nachbarn und Organisationen erst dann Kenntnis vom Bauvorhaben, wenn die Solaranlage bereits erstellt wor-
den ist.49 Daher haben Dritte erst nach Erstellung der Solaranlage die Möglichkeit, die materielle Rechtmässigkeit der 
Anlage überprüfen zu lassen und die Wiederherstellung des ursprünglichen Zustands zu verlangen.50 Das Recht, die 
nachträgliche Überprüfung der Rechtmässigkeit zu verlangen, ist zwar im Meldeverfahren nicht vorgesehen, ergibt 
sich aber direkt aus Art. 6 Ziff. 1 EMRK und Art. 29a BV: Demnach verfügen betroffene Nachbarn (möglicherweise aber 
nicht ideelle Verbände)51 über einen Anfechtungsanspruch, der es ihnen nach Erstellung der Solaranlage erlaubt, den 
Rechtsmittelweg zu beschreiten.52 
43 Piguet/DyenS, S. 522.
44 Piguet/DyenS, S. 520.
45 ARE ZH, Leitfaden Solaranlagen, S. 4.
46 ARE ZH, Leitfaden Solaranlagen, S. 4.
47 Widmer, S. 26. Vgl. auch Piguet/DyenS, S. 515 und 518
48 ARE, Erläuternder Bericht, S. 16.
49 Siehe dazu auch HettiCH/Peng, S. 1431 m.w.H. 
50 fritzSCHe/böSCH/WiPf, S. 482 f. Vgl. auch Piguet/DyenS, S. 522
51 Das Bundesgericht hat die Frage bisher offengelassen, ob sich «Personen» in Erfüllung einer Staatsaufgabe oder in Ausübung einer Verbandsbeschwerde auf Art. 29a 
BV berufen können: vgl. Waldmann, Art. 29a BV, N 9 m.w.H. Ideelle Verbände können sich vermutlich nicht auf Art. 6 Ziff. 1 EMRK berufen, da ideelle Interessen nicht als 
zivilrechtliche Ansprüche und Verpflichtungen i.S.v. Art. 6 Ziff. 1 EMRK gelten. S.a. Haller/Karlen, 1998, Rz. 961c m.V.a. Urteil des BGer vom 27. Juni 1996 1A.142/1995, 
1A.262/1995 und 1P. 632/1995 E. 3c.
52 Dieser Argumentation steht auch Art. 190 BV nicht entgegen, denn der EGMR würde eine (auch nachträglich) fehlende Anfechtungsmöglichkeit in diesem Bereich, der auch 
die Eigentumsrechte der Nachbarn betrifft, kaum akzeptieren.
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Das Fehlen einer präventiven Rechtmässigkeitskontrolle im Rahmen eines Baubewilligungsverfahrens verschiebt 
Rechtsstreitigkeiten auf die Zeit nach der Erstellung der Anlage, was für alle Beteiligten zu erheblicher Rechtsunsicher-
heit führt:53 
• Der Bauherr befindet sich nach Ablauf der 30-tägigen Frist in der unangenehmen Situation, dass er sich nicht 
sicher sein kann, ob seine geplante Solaranlage rechtmässig ist oder er diese später allenfalls wieder abbauen 
muss.54 Da die Rechtmässigkeit der Solaranlage im Meldeverfahren nicht überprüft worden ist, kann sich der Bau-
herr im nachträglichen Verfahren nicht auf seinen guten Glauben und den Vertrauensschutz berufen.55 Das Risiko 
einer allfälligen nachträglichen Überprüfung der Rechtmässigkeit liegt allein beim Bauherrn.56
• Beschwerdeberechtigte Nachbarn und Organisationen können ihre Anliegen nicht mehr gleich durchsetzen, falls 
ursprüngliche Substanz des Schutzobjekts bereits entfernt und entsorgt worden ist und damit eine Wiederherstel-
lung nicht mehr möglich ist.57 
• Schliesslich birgt die nachträgliche Überprüfung der Rechtmässigkeit auch für den Staat gewichtige Nachteile. 
Das Fehlen einer präventiven Rechtskontrolle erschwert die Durchsetzung des Denkmalschutzes und des Orts-
bildschutzes. Falls Wiederherstellungsmassnahmen trotz fehlender Rechtmässigkeit nicht durchgesetzt werden 
können, besteht die Gefahr, dass zunehmend rechtswidrige Solaranlagen erstellt werden.58 
Das Fehlen einer vorgängigen Rechtmässigkeitskontrolle kann also für alle Beteiligten mit erheblichen Nachteilen ver-
bunden sein. Falls eine meldepflichtige Solaranlage möglicherweise Schutzinteressen verletzt, empfiehlt sich daher 
die Durchführung eines Baubewilligungsverfahrens.
53 Vgl. giovannini, Rz. 5.300; marti, Baubewilligung, S. 363.
54 Siehe dazu uHlmann/KaSPar, S. 140.
55 Vgl. e contrario WalDmann, Rechtswidrige Bauten und Anlagen, Rz. 6.26.
56 Vgl. Piguet/DyenS, S. 517.
57 Zur Verhältnismässigkeit von restitutorischen Massnahmen siehe WalDmann, Rechtswidrige Bauten und Anlagen, Rz. 6.39-6.42.
58 Vgl. marti, Baubewilligung, S. 367.
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5.1  ANWENDBARKEIT VON ART. 25A RPG IM MELDEVERFAHREN
Gemäss Gesetzestext ist Art. 25a RPG nur anwendbar auf Bauvorhaben, welche «Verfügungen» mehrerer Behörden 
erfordern. Da im Meldeverfahren typischerweise keine Verfügung ergeht,59 könnte man sich auf den Standpunkt stel-
len, die Koordinationspflicht von Art. 25a RPG sei im Meldeverfahren nicht anwendbar. Wie bereits festgehalten, sind 
aber nicht zwingend mehrere Verfügungen erforderlich.60 Denn der Zweck der Koordinationspflicht liegt darin, die ma-
terielle und formelle Abstimmung verschiedener Beurteilungen, welche für ein Bauvorhaben erforderlich sind, sicher-
zustellen – und zwar unabhängig davon, ob die Beurteilung in Form einer Verfügung ergeht oder nicht.61
In den Materialien zur Änderung von Art. 18a RPG finden sich ebenfalls keine Anhaltspunkte dafür, dass die Koordi-
nationspflicht bei meldepflichtigen Solaranlagen keine Geltung haben soll und auch systematisch sind keine Gründe 
ersichtlich, weshalb die Koordinationspflicht im Anwendungsbereich von Art. 18a Abs. 1 RPG nicht gelten soll. 
Ob für die Erstellung von Solaranlagen eine Baubewilligung eingeholt werden muss oder ob lediglich eine Meldepflicht 
besteht, hat also keinen Einfluss auf die Anwendbarkeit von Art. 25a RPG: Die verschiedenen erforderlichen Beurteilun-
gen sind formell und materiell zu koordinieren. 
5.2  KOORDINATIONSPFLICHTIGE BEURTEILUNGEN
Wie weiter oben festgehalten, erfolgt im Meldeverfahren keine eingehende baurechtliche Beurteilung. Im Kanton Zü-
rich wird die gemeldete Solaranlage dennoch «summarisch auf Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorgaben» 
überprüft.62 Eine eingehende baurechtliche Beurteilung erfolgt erst in einem allfälligen nachträglichen Verfahren.
Art. 18a Abs. 1 RPG befreit Solaranlagen unter bestimmten Voraussetzungen von der Baubewilligungspflicht von 
Art. 22 RPG. Auf das Erfordernis anderer Bewilligungen hat Art. 18a RPG aber keinen Einfluss.63 Unabhängig vom 
anwendbaren Verfahren muss die zuständige Behörde immer einen Schutzentscheid fällen, wenn ein Schutzobjekt 
möglicherweise gefährdet ist. Auch wenn im Meldeverfahren keine materiellrechtliche Prüfung durch die Baubehörde 
erfolgt, besteht das Erfordernis des Schutzentscheids. Da auch meldepflichtigen Solaranlagen bisweilen Interessen 
des Denkmalschutzes oder des Ortsbildschutzes entgegenstehen, ist es durchaus möglich, dass auch die Erstellung 
einer meldepflichtige Solaranlage einen Schutzentscheid voraussetzt.
Es stellt sich die Frage, ob und wie die erforderlichen Beurteilung im Meldeverfahren koordiniert werden können.
59 Zur Frage, ob die Baubehörde im Meldeverfahren eine Mitteilung erstatten oder eine Verfügung erlassen muss, vgl. Piguet/DyenS, S. 518 f.
60 Siehe oben Fn. 12.
61 marti, Art. 25a RPG, Rz. 15.
62 ARE ZH, Leitfaden Solaranlagen, S. 4.
63 ARE, Erläuternder Bericht, S. 16.
5.  Erfüllung der Koordinationspflicht bei 
Solaranlagen mit Meldepflicht
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5.3  ERFÜLLUNG DER KOORDINATIONSPFLICHT IM MELDEVERFAHREN?
Die Erfüllung der Koordinationspflicht im Meldeverfahren wird dadurch verunmöglicht, dass nach der Konzeption des 
Meldeverfahrens eine baurechtliche Beurteilung erst erfolgen kann, nachdem die gemeldete Solaranlage erstellt wor-
den ist,64 demgegenüber aber der Schutzentscheid gefällt werden muss, bevor die gemeldete Solaranlage erstellt 
wird. 
Eine Koordination zwischen baurechtlicher Beurteilung und Schutzentscheid würde zunächst voraussetzen, dass bei-
de Beurteilungen zum selben Zeitpunkt erfolgen. 
Würde der Schutzentscheid wie die baurechtliche Beurteilung auf einen Zeitpunkt nach Erstellung der Solaranlage ver-
legt, könnten die Interessen des Denkmalschutzes möglicherweise nicht mehr gewahrt werden, da wichtige Substanz 
bereits entsorgt worden ist. 
Damit Schutzentscheid und baurechtliche Beurteilung koordiniert werden können, müssen folglich baurechtliche Be-
urteilung und Schutzentscheid vor Erstellung der Solaranlage erfolgen. Würde man verlangen, dass innert 30 Tagen 
eine koordinierte baurechtliche und denkmalpflegerische Beurteilung des Vorhabens erfolgt, so müsste die Baubehör-
de innert Frist die baurechtliche Beurteilung der Solaranlage vornehmen sowie als Leitstelle mögliche Gefährdungen 
für allfällige Schutzobjekte, welche noch nicht definitiv geschützt sind und sich nicht in Kernzonen und geschützten 
Ortsbildern befinden,65 erkennen und die zuständige Schutzbehörde darüber informieren. Die Schutzbehörde hätte 
das Bauvorhaben dann innert Kürze aus denkmalpflegerischer Sicht zu beurteilen und einen Schutzentscheid zu fäl-
len, damit die Leitstelle diesen mit der baurechtlichen Beurteilung koordinieren und gegebenenfalls eröffnen kann. Das 
gleiche würde gelten, wenn die Zuständigkeiten für die baurechtliche und denkmalpflegerische Beurteilung in einer 
Behörde zusammenfallen. Dass die 30-tägige Behandlungsfrist keine sorgfältige Prüfung und Koordination erlaubt, ist 
offensichtlich. 
Diese Ausführungen zeigen, dass die Koordinationspflicht im Meldeverfahren nicht erfüllt werden kann. 
Es fragt sich, ob die Kantone das Meldeverfahren so ausgestalten dürfen, dass die Koordinationspflicht im Meldever-
fahren erfüllt werden kann:
• Längere Behandlungsfrist: Es würde wohl dem Willen des Bundesgesetzgebers widersprechen, eine längere Be-
handlungsfrist vorzusehen.66 
• Aussteckung und öffentliche Bekanntgabe: Im Kanton Zürich können gemäss § 2b Abs. 1 BVV e contrario auch 
meldepflichtige Solaranlagen ausgesteckt und öffentlich bekannt gemacht werden. Dabei ist unklar, welcher 
Zweck damit verfolgt wird, da für das Meldeverfahren kein Rechtsmittel vorgesehen ist.
64 Vgl. oben Ziff. 4.5.
65 Vgl. oben Ziff. 2.3.
66 Siehe Votum Bäumle Martin, Amtl. Bull. NR 2012 S. 138.
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Derartige Ausgestaltungen des Meldeverfahrens sind problematisch, da sie wohl nicht dem Willen des Bundesgesetz-
gebers entsprechen. Allerdings waren sich die Votanten des Konflikts von Meldeverfahren mit Koordinationspflicht so-
wie der daraus resultierenden Probleme nicht bewusst.67 Dennoch erscheint es sinnvoller, das Meldeverfahren so aus-
zugestalten, dass es sich klar vom ordentlichen Baubewilligungsverfahren und vom Anzeigeverfahren abgrenzt und 
in jenen Fällen, in denen eine Koordinationspflicht besteht, ein ordentliches Baubewilligungsverfahren durchzuführen. 
Denn nur im ordentlichen Baubewilligungsverfahren kann die Koordinationspflicht sinnvoll und in Überstimmung mit 
den Rechtsweggarantien der EMRK erfüllt werden. 
5.4  ORDENTLICHES BAUBEWILLIGUNGSVERFAHREN ANSTELLE DES MELDEVERFAHRENS
Die obigen Ausführungen haben gezeigt, dass die Koordinationspflicht im Meldeverfahren, wie es der Bundesgesetz-
geber in Art. 18a RPG vorsieht, nicht gewährleistet werden kann. Weder Wortlaut noch Systematik des Gesetzes geben 
Aufschluss darüber, wie dieser Konflikt gelöst werden kann. Damit obliegt es den Kantonen, durch entsprechende 
Ausgestaltung des Meldeverfahrens die Berücksichtigung der Interessen des Heimatschutzes sicherzustellen. Die 
einzige sinnvolle Lösung liegt unseres Erachtens in der Durchführung eines ordentlichen Baubewilligungsverfahrens 
in jenen Fällen, in denen Schutzobjekte tangiert sein könnten.
Einerseits kann die Baubehörde die Durchführung eines Baubewilligungsverfahrens anordnen; nach Eingang der Mel-
dung hat die Baubehörde jeweils zu prüfen, ob möglicherweise denkmalpflegerische oder ortsbildschutzrechtliche 
Gründe gegen die geplante Solaranlage sprechen. Drei Vorgehensweisen sind nun möglich:
• Ist offensichtlich, dass denkmalpflegerische Vorschriften verletzt werden, geht die Baubehörde analog zu § 12 
Abs. 3 BVV vor: Sie teilt dies unter Orientierung der weiteren Stellen unverzüglich schriftlich dem Bauherrn mit. 
Dieser kann das Gesuch zurückziehen oder auf einer Behandlung bestehen, womit der ablehnende Entscheid als 
anfechtbare Verfügung eröffnet wird.68 
• Besteht die Möglichkeit, dass die Solaranlage Schutzanliegen tangiert, teilt die Baubehörde dem Bauwilligen in-
nert 30 Tagen schriftlich mit, dass sein Bauvorhaben in einem ordentlichen Baubewilligungsverfahren beurteilt 
wird (§§ 2 Abs. 2 sowie 2d Abs. 2 BVV). Dies ist insbesondere der Fall bei Solaranlagen auf kommunal inventari-
sierten Denkmalschutzobjekten, für welche noch keine Schutzmassnahmen erlassen worden sind.69
• Sind mit Sicherheit keine Schutzanliegen tangiert, erfolgt keine schriftliche Mitteilung der Behörde (§ 2d Abs. 2 
BVV e contrario). Eine nachträgliche Rechtmässigkeitskontrolle bleibt auch in diesem Fall möglich, das Schwei-
gen der Behörden begründet kein Vertrauen in die Rechtmässigkeit der Solaranlage.70
67 Siehe die Voten von Stöckli Hans und Grunder Hans, Amtl. Bull. NR 2011 S. 1801.
68 Gemäss Jäger, S. 18, erlässt die Baubehörde direkt eine anfechtbare Verfügung, wenn sie die gemeldete Solaranlage als nicht rechtmässig beurteilt. Seiner Ansicht nach 
kommt eine Überleitung in ein Baubewilligungsverfahren nicht in Frage.
69 Vgl. oben Ziff. 2.3.
70 Oben Ziff. 4.5.
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Andererseits ist auch der Bauherr berechtigt, die Durchführung eines Baubewilligungsverfahrens für eine an sich mel-
depflichtige Solaranlage zu verlangen. Dies ist gerechtfertigt, da der Bauherr das Risiko einer allfälligen nachträgli-
chen Überprüfung der Rechtmässigkeit trägt.71 Die Durchführung eines vorgängigen Baubewilligungsverfahrens ga-
rantiert ihm – und auch den anderen Betroffenen – Rechtssicherheit.72
71 giovannini, Rz. 5.300; Piguet/DyenS, S. 517.
72 Vgl. mäDer, Rz. 35, 317; marti, Baubewilligung, S. 363, 367 sowie Fn. 76 auf S. 368.
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6. Fazit
Die obigen Ausführungen zeigen, dass beim Zubau von erneuerbaren Energien trotz aller Bestrebungen zur Verfah-
rensbeschleunigung auch entgegenstehende öffentliche Interessen berücksichtigt werden müssen. Bei der Stand-
ortwahl für Solaranlagen sind Schutzanliegen des Denkmalschutzes und des Ortsbildschutzes immer zu berücksich-
tigen, unabhängig von der Verfahrensart. Im Meldeverfahren ist aufgrund der kurzen Behandlungsfrist aber keine 
sorgfältige Prüfung der Interessen des Denkmalschutzes und des Ortsbildschutzes möglich, und es kann daher auch 
keine umfassende Interessenabwägung und Koordination erfolgen. Daher wird in Fällen, wo die gemeldete Solaranla-
ge möglicherweise Schutzanliegen tangiert, am besten ein Baubewilligungsverfahren durchgeführt. Der Kanton Zürich 
hat in §§ 2a-2d BVV seine Gesetzgebungskompetenz sinnvoll ausgeschöpft: In § 2a werden Solaranlagen in diversen 
Schutzzonen weiterhin der Baubewilligungspflicht unterstellt und § 2d gewährt der Baubewilligungsbehörde die Mög-
lichkeit, bei Bedarf meldepflichtige Solaranlagen doch in einem Baubewilligungsverfahren zu beurteilen. Weiter betont 
§ 2b Abs. 1 BVV zu Recht, dass die Meldung den Bauherrn nicht von der Pflicht entbindet, bei der Erstellung der Solar-
anlage die Vorschriften des materiellen Rechts einzuhalten. 
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Da die Schweiz die bestehenden Atomkraftwerke nach Ablauf ihrer Betriebsdauer nicht ersetzen wird, stellt sich die 
Frage, ob in diesem politischen Umfeld eine spezielle Förderung der einheimischen erneuerbaren Stromproduktion 
sinnvoll ist und wie eine solche Förderung aussehen soll.
Ökonomisch lässt sich eine Förderung dadurch begründen, dass ohne vermehrte inländische Produktion die Aus-
landabhängigkeit zunimmt und zugleich die Gefahr besteht, dass Strom vermehrt in ausländischen Kernkraftwerken 
produziert wird. Beide Effekte sind mit Externalitäten verbunden und führen zu Marktversagen, das durch staatliche 
Eingriffe korrigiert werden kann.
Die Förderung einheimischer erneuerbarer Stromproduktion hat dagegen keinen Einfluss auf die CO2-Emissionen, weil 
diese direkt über bereits bestehende Instrumente der Klimapolitik in der Schweiz und in der Europäischen Union so 
reguliert werden, dass die Emissionsmengen von der Art der Stromproduktion nicht beeinflusst werden.
Von den verschiedenen finanziellen Förderinstrumenten löst die flexible Einspeiseprämie, bei welchem die Prämie als 
Differenz zwischen einem Vergütungspreis und einem über die Zeit gemittelten Marktpreis berechnet wird, das Dilem-
ma zwischen Investitionssicherheit und Marktnähe am besten.
Keywords: Strommarkt, erneuerbare Energien, finanzielle Förderung
Abstract
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1. Einleitung
Der Strommarkt ist in der Schweiz und ebenso in ganz Europa im Umbruch. So kommt es durch die zunehmende 
erneuerbare Stromproduktion v. a. aus Windkraft- und Photovoltaikanlagen zu grösseren Schwankungen des Stro-
mangebots auf dem europäischen Markt. Zudem wird der Markt stärker liberalisiert, indem die öffentlichen Gebietsmo-
nopole aufgebrochen werden und die Verbraucher ihren Anbieter frei wählen können. In der Schweiz ist dies seit 2009 
nur für Grossverbraucher ab einem jährlichen Verbrauch von 100‘000 Kilowattstunden möglich. Die Ausweitung der 
Liberalisierung auf Kleinkunden verzögert sich aufgrund des (noch) nicht zustande gekommenen Stromabkommens 
mit der Europäischen Union. Weiter hat der Bundesrat beschlossen, die bestehenden Atomkraftwerke in der Schweiz 
nach Ablauf ihrer Betriebszeit nicht mehr zu ersetzen. Damit entfallen zukünftig rund 25 Millionen Megawattstunden 
pro Jahr, was etwa 40 Prozent der inländischen Stromproduktion entspricht.
Diese Lücke lässt sich grundsätzlich durch folgende Anpassungsmassnahmen bzw. einer Kombination davon schlies-
sen:
• Mehr Stromimport
• Vermehrte inländische erneuerbare Stromproduktion
• Vermehrte inländische nicht-erneuerbare Stromproduktion
• Weniger Verbrauch
Wenn bei der aktuellen politischen Ausgangslage keine weiteren staatlichen Massnahmen ergriffen werden, ist zu er-
warten, dass es v. a. zu vermehrten Stromimporten kommen wird, zumindest solange die Strompreise auf dem europä-
ischen Markt weiter so tief bleiben wie gegenwärtig. Es fragt sich nun, ob in diesem Umfeld weitere politische Eingriffe 
in den Strommarkt sinnvoll sind und wie diese gegebenenfalls aussehen. Damit befasst sich die vorliegende Arbeit.
Im anschliessenden Kapitel wird untersucht, welche ökonomischen Gründe es für eine politische Förderung der ein-
heimischen und/oder erneuerbaren Stromproduktion geben kann. Die Analyse orientiert sich dabei an der Theorie des 
Marktversagens und dem Konzept der Externalitäten. Im Einzelnen werden die externen Kosten des Klimawandels als 
Folge des fossilen Energieverbrauchs und des Betriebs von Kernkraftwerken, die positiven externen Effekte bei der 
Entwicklung von neuen Technologien und die Risiken der Auslandabhängigkeit analysiert.
Das Kapitel 3 befasst sich mit den verschiedenen finanziellen Förderinstrumenten wie Einspeisevergütung, Einspei-
seprämie, Investitionsbeihilfen und grüne Zertifikate. Dabei wird untersucht, welche Auswirkungen diese Instrumente 
auf den Investitions- und den Produktionsentscheid haben und wie mit geeigneten Modifikationen eventuelle Nachteile 
einzelner Instrumente vermindert werden können, ohne dass dabei deren Vorteile verloren gehen. Die Arbeit schliesst 
mit einer Zusammenfassung und Schlussfolgerungen.
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2.  Ökonomische Begründung der 
 Förderung
Bei der Frage, warum die einheimische und/oder erneuerbare Stromproduktion politisch überhaupt gefördert werden 
soll, wird von einer marktwirtschaftlichen Grundordnung ausgegangen, bei welcher ein Staatseingriff subsidiär dann 
erfolgt, wenn das Marktergebnis als unbefriedigend beurteilt wird.
Ein Marktversagen im engeren Sinne liegt dann vor, wenn es zu Ineffizienz kommt, d.h. wenn knappe Ressourcen 
verschwendet werden. Ineffiziente Marktergebnisse ergeben sich v. a. beim Vorliegen von externen Effekten. Externe 
Effekte oder Externalitäten sind Auswirkungen von Marktaktivitäten auf Dritte, welche nicht über Märkte abgegolten 
werden. Die Folge davon ist, dass die Marktpreise nicht die gesamten Kosten oder Erträge widerspiegeln und die Prei-
se deshalb ihre Funktion als Knappheitsindikator nicht erfüllen können.
Aufgrund der grossen Bedeutung der externen Effekte im Zusammenhang mit Marktversagen und damit auch mit der 
Frage eines politischen Eingriffs konzentriert sich die nachfolgende Erörterung darauf, wo bei der Stromproduktion 
externe Effekte auftreten können.
2.1 EXTERNE KOSTEN DER STROMPRODUKTION AUS FOSSILEN QUELLEN
Die thermische Stromproduktion aus fossilen Quellen wie Kohle, Öl und Gas verursacht CO2-Emissionen und trägt 
damit zum Klimawandel bei, welcher zu hohen externen Kosten führt. So bezeichnet Sir Nicolas Stern in seinem Bericht 
The Economics of Climate Change (Stern, 2006), der zuhanden der britischen Regierung erstellt wurde, den Klima-
wandel als das grösste und weitreichendste je gesehene Marktversagen.
In der Schweiz beträgt der Anteil konventionell-thermischer Stromproduktion (inkl. Fernheizkraftwerke und Kehricht-
verbrennungsanlagen) aktuell fünf Prozent (Bundesamt für Energie, 2015). Davon geht allerdings nur rund ein Zehntel, 
also gesamthaft etwa ein halbes Prozent, direkt auf die Verbrennung fossiler Energieträger zurück (Frischknecht et 
al., 2012). Im Vergleich dazu wird der Strom in der Europäischen Union im Durchschnitt knapp zur Hälfte konventio-
nell-thermisch produziert, wobei die Nachbarländer Deutschland und Italien mit einem Anteil von 64 und 62 Prozent 
deutlich überdurchschnittliche Werte aufweisen (Bundesamt für Energie, 2015).
In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, welche Auswirkungen sich auf die CO2-Emissionen ergäben, wenn 
die Schweiz ihren Strom aus Kernkraftwerken durch Importe von Strom aus fossiler Produktion oder durch den in-
ländischen Zubau von fossil-thermischen Kraftwerken ersetzen würde. Die Antwort darauf mag auf den ersten Blick 
erstaunen, denn dadurch würde das Ausmass der CO2-Emissionen gar nicht verändert. Der Grund dafür ist, dass die 
Emissionen einerseits über das Europäische Handelssystem ETS und andererseits über Bestimmungen in der schwei-
zerischen CO2-Gesetzgebung bereits so reguliert sind, dass die Art der Stromerzeugung das Ausmass der CO2-Emis-
sionen nicht beeinflusst.
Die Konsequenzen vermehrter Stromimporte aus fossiler Produktion im Rahmen des Europäischen Handelssystems 
sind schematisch in Abbildung 1 dargestellt, welche den Markt für CO2-Zertifikate darstellt. Wichtig dabei ist, dass 
die Menge der gehandelten Zertifikate politisch festgelegt ist. Darum verläuft die Angebotskurve (AZertifikat) vertikal auf 
Höhe der vorgegebenen Emissionsmenge. Die Ausgangssituation ist zudem durch die Nachfragekurve N1Zertifikate ge-
kennzeichnet, so dass sich ein Zertifikatspreis in der Höhe von P1 ergibt. Wenn nun der Import von Strom aus fossiler 
Produktion in die Schweiz erhöht wird, führt dies zu einer Zunahme der nachgefragten Menge nach Zertifikaten. Die 
Nachfragekurve verschiebt sich nach rechts (Pfeil a) auf N2Zertifikate. Der entscheidende Punkt ist nun, dass aufgrund der 
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Mehrnachfrage nach Zertifikaten der Zertifikatspreis ansteigt und deshalb die nachgefragte Menge wieder zurückgeht 
(Pfeil b) bis beim neuen Preis P2 wieder die alte Menge an Zertifikaten und damit an CO2-Emissionen resultiert. Wenn 
also wegen der Mehrnachfrage aus der Schweiz die CO2-Emissionen der Kraftwerke ansteigen, so wird dieser Anstieg 
vollständig kompensiert, weil aufgrund der Preiserhöhung zum Beispiel in der Stahlindustrie vermehrt Emissionsver-
meidungen vorgenommen werden. 
Ähnliche Substitutionsprozesse spielen sich ab, wenn in der Schweiz vermehrt Strom aus fossilen Quellen produziert 
wird. Dabei ist aber nicht ein Zertifikatssystem, sondern die Kompensationspflicht fossil-thermischer Kraftwerke von 
Bedeutung. So hält das Schweizerische CO2-Gesetz in Artikel 22 fest, dass solche Kraftwerke nur erstellt und betrieben 
werden dürfen, falls sie die verursachten CO2-Emissionen vollumfänglich kompensieren, wobei höchstens die Hälfte 
durch ausländische Bescheinigungen abgedeckt werden kann.
Die CO2-Verordnung führt zudem aus, dass auch Investitionen in Anlagen, die Strom oder Wärme aus erneuerbaren 
Energien produzieren, als Kompensationsmassnahme gelten (Art. 83, 1b). Dabei sind für die Berechnung der Emissi-
onsminderung diejenigen Emissionen massgebend, die im Durchschnitt bei der Stromproduktion im Inland anfallen. 
Eine Studie im Auftrag des Bundesamts für Umwelt (Frischknecht et al., 2012) schätzt die CO2-Intensität des Schweizer 
Strommixes auf knapp 20 Gramm CO2 pro Kilowattstunde Strom. Im Vergleich dazu emittiert ein Gaskraftwerk rund 500 
Gramm CO2 pro Kilowattstunde. Angesichts dieser Zahlen ist es kaum vorstellbar, dass sich eine solche Kompensa-
Abbildung 1: Markt für CO2-Zertifikate
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tionsmassnahme rechnet. Denn mit jeder Einheit fossil produzierten Stroms müssten zusätzlich Investitionen getätigt 
werden, die zu einer um ein Vielfaches höheren erneuerbaren Stromproduktion führten.
Als Fazit kann also festgehalten werden, dass eine Förderung der erneuerbaren Stromproduktion klimapolitisch nicht 
begründbar ist. Die CO2-Emissionen sind einerseits über das Europäische Zertifikatssystem ETS und andererseits 
über die Kompensationspflicht inländischer fossiler Kraftwerke bereits so reguliert, dass das Ausmass der Emissionen 
weder von der Stromproduktion noch vom Stromkonsum in der Schweiz abhängig ist.
2.2  EXTERNE KOSTEN DER NUKLEAREN STROMPRODUKTION
Der Betrieb von Kernkraftwerken birgt Risiken in sich, die typischerweise von Dritten getragen werden und damit zum 
grossen Teil externe Kosten darstellen. Die Bewertung solcher Risiken mit kleiner Eintretenswahrscheinlichkeit und 
grossem Schadenspotenzial ist auch deshalb schwierig, weil sie stark von der Risikobereitschaft bzw. der Risikoaver-
sion der Bevölkerung abhängt.
Der Bundesrat hat als Folge der Havarie des Kernkraftwerkes in Fukushima entschieden, dass die mit der Kernenergi-
enutzung verbundenen Risiken verringert werden sollen, indem nach Ablauf der Laufzeit der bestehenden Kernkraft-
werke keine neuen mehr erstellt werden sollen. Diese Ausstiegspolitik wird auch von Deutschland verfolgt, und auch 
Frankreich will seinen – weltweit höchsten – Kernenergieanteil an der Stromproduktion von 75 auf 50 Prozent reduzie-
ren.
Es fragt sich, welche Folgen der Kernenergieausstieg der Schweiz hätte, wenn die entstehende Lücke durch Importe 
aus Europa gedeckt und keine Förderung der inländischen Produktion angestrebt würde. Die Tabelle 1 zeigt, dass der 
aktuelle Anteil der Kernenergie an der Stromproduktion im Jahre 2014 in Westeuropa bzw. in West- und Osteuropa in-
klusive Russland bezüglich Leistung jeweils bei rund elf Prozent und bezüglich Stromproduktion bei knapp 25 bzw. gut 
22 Prozent liegt. Der höhere Anteil bezüglich Leistung erklärt sich damit, dass Kernkraftwerke im Vergleich zu anderen 
Kraftwerken praktisch rund um die Uhr laufen und so bei gleicher Leistung eine deutlich höhere Produktion aufweisen. 
Ebenso zeigt die Tabelle die von der International Atomic Energy Agency IAEA prognostizierten Anteile in den Jahren 
2020, 2030 und 2050 (International Atomic Energy Agency, 2015). Es handelt sich dabei um bottom-up-Schätzungen, 
die auf den aktuellen Energieplänen und -projekten der einzelnen Länder beruhen. Natürlich sind solche Schätzungen 
mit Unsicherheiten verbunden und entsprechend gross sind auch die Schätzintervalle v.a. für das Jahr 2050. Ten-
denziell geht die IAEA aber von einer Abnahme des Kernenergieanteils aus, wobei dieser Rückgang in Westeuropa 
grösser ist als in Osteuropa.
Wenn nun die Schweiz die rund 25 Millionen Megawattstunden Strom, die aktuell noch von inländischen Kernkraftwer-
ken generiert werden, durch ausländischen Mixstrom mit einem geschätzten Kernkraftanteil von zukünftig 15 Prozent 
ersetzen würde, so bedeutete dies, dass im Ausland nuklearer Strom im Ausmass einer halbjährlichen Produktion des 
Kernkraftwerkes von Gösgen für die Schweiz produziert würde.
Wie relevant die Risiken sind, die von dieser zusätzlichen nuklearen Stromproduktion ausgehen, hängt zum einen vom 
Produktionsstandort und zudem davon ab, wie stark die ausländischen Risiken im Inland berücksichtigt werden. Je 
näher sich die Produktion an der Schweizer Grenze befindet, umso grösser ist auch das Risiko von grenzüberschrei-
tenden Schäden. Da aber nicht ein bestimmtes Kernkraftwerk diesen Strom produzieren würde, lässt sich kaum ab-
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schätzen, wie stark die Schweiz diesen Risiken ausgesetzt ist. Die zweite Frage, inwiefern die im Ausland anfallenden 
Risiken der nuklearen Stromproduktion für die Schweiz berücksichtigt werden sollen, kann nur politisch beantwortet 
werden. Methodisch geht es dabei um die Frage, wo die Systemgrenze der Analyse verläuft. Aber auch die Antwort 
darauf ist insofern normativ, als damit festgelegt wird, welche Bevölkerung bei der Wohlfahrtsanalyse überhaupt be-
rücksichtigt werden soll.
2.3  EXTERNE ERTRÄGE VON F+E SOWIE VON LEARNING BY DOING
Neue Technologien durchlaufen verschiedene Entwicklungsstadien von der Erforschung über die Entwicklung bis zur 
Anwendung. Die ersten beiden Stadien bezeichnen den eigentlichen Innovationsprozess und werden als F+E-Aktivi-
täten bezeichnet. Damit ist aber die Entwicklung einer neuen Technologie noch nicht abgeschlossen, weil bei deren 
Anwendung in der Produktion, der Installation und im Gebrauch Lernprozesse stattfinden, die in der Regel über die 
Zeit zu einer Reduktion der Stückkosten führen (so genanntes learning by doing).
Wenn nun die Entwicklungsaktivitäten einer Unternehmung dazu führen, dass auch andere Unternehmen davon pro-
fitieren, ohne dass letztere dafür bezahlen, spricht man von spill-overs. Diese spill-overs stellen positive externe Erträ-
ge dar und führen dazu, dass die soziale Rendite der Entwicklung einer neuen Technologie höher ist als die private 
Rendite derjenigen Unternehmung, welche den Entwicklungsaufwand auf sich nimmt. Weil also nicht der ganze Ertrag 
der Entwicklung in der Unternehmung anfällt, besteht die Gefahr, dass ein Marktversagen resultiert, indem privatwirt-
schaftlich zu wenig in neue Technologien investiert wird. Eine Möglichkeit, das Marktversagen zu korrigieren, besteht 
darin, die Entwicklung neuer Technologien staatlich zu unterstützen.
Wenn auch die Existenz von spill-overs und positiven Lerneffekten grundsätzlich unbestritten ist, so ist viel weniger 
klar, wie stark und in welcher Form die Entwicklung der erneuerbaren Stromproduktion speziell gefördert werden soll. 
In diesem Zusammenhang ist es von Bedeutung, dass das Ausmass von spill-overs auf dem Weg von der reinen 
Forschung über die Innovation bis hin zur Anwendung abnimmt (Metcalf, 2014). Im F+E-Bereich bestehen aber be-
reits eine Reihe von staatlichen Unterstützungsmassnahmen, die sich nicht nur auf erneuerbare Energien beziehen, 
 
Kernenergieanteil an Stromkapazität und -produktion in Europa  
 
Leistung 2014 2020 2030 2050 
Westeuropa 11.30% 8.90 - 9.80% 5.30 - 7.40% 1.60 - 7.30% 
West- und Osteuropa 10.67% 8.75 - 9.73% 6.80 - 8.56% 3.45 - 9.46% 
     
Produktion 2014 2020 2030 2050 
Westeuropa 24.80% 21.60 - 23.70% 13.50 - 19.60% 4.10 - 18.40% 
West- und Osteuropa 22.41% 20.87 - 22.96% 16.61 - 21.70% 8.38 - 22.94% 
 
Tabelle 1: Kernenergieanteil an Stromkapazität und -produktion in Europa
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sondern ganz allgemein der Technologieförderung dienen. Dazu gehören die staatlich finanzierten Hochschulen und 
die damit verbundene Forschungsförderung über den Nationalfonds und die Kommission für Technologie und Innova-
tion KTI. 
Auch gibt es bereits einige spezifische Förderprogramme im Bereich der erneuerbaren Energien. So unterstützt das 
Bundesamt für Energie über Pilotprojekte die Markteinführung neuer Technologien, indem sie diese in der Praxis testet 
und bekannt macht. Zudem engagiert sich das Bundesamt über das Programm EnergieSchweiz in der Aus- und Wei-
terbildung von Energiefachleuten.
Nicht zuletzt gilt es zu erwähnen, dass über den Patentschutz eine Möglichkeit besteht, die Erträge von F+E-Aktivitäten 
zu internalisieren und damit das Trittbrettfahren zu verhindern. Ob neben all diesen bestehenden Instrumenten und 
Massnahmen eine Produktionsförderung von erneuerbarem Strom zur Technologieförderung noch nötig ist, wird in der 
Literatur stark in Frage gestellt. So hält die Europäische Investitionsbank in einem Bericht über effizientes, nachhaltiges 
und sicheres Energieangebot in Europa fest, dass «a long-term output subsidy to all firms does not seem to be first-
best unless it is well targeted to the early movers in trying out new technologies» (Kolev & Riess, 2007).
2.4  VERSORGUNGSSICHERHEIT
2.4.1  Die verschiedenen Interpretationen des Begriffs
Versorgungssicherheit ist ein Begriff, der unterschiedlich interpretiert wird. Bemerkenswert dabei ist, dass Versor-
gungssicherheit politisch ganz anders ausgelegt wird als ökonomisch. Politisch wird darunter die Verfügbarkeit von 
Strom zu akzeptablen Preisen verstanden. Konkret wird dies vom Bundesrat in der Botschaft vom 3. Dezember 2004 
zur Änderung des Elektrizitätsgesetzes und zum Stromversorgungsgesetz (BBl, 2005) folgendermassen festgehalten: 
«Die Versorgungssicherheit ist dann gewährleistet, wenn jederzeit die gewünschte Menge an Energie mit der erfor-
derlichen Qualität und zu angemessenen Tarifen im gesamten Stromnetz erhältlich ist.» Natürlich ist damit noch nicht 
geklärt, wie hoch ein angemessener Tarif maximal sein darf. Dennoch ergibt sich mit dieser Umschreibung dann ein 
Problem, wenn gleichzeitig die Strommärkte liberalisiert werden sollen. Denn in einem freien Markt ist die Flexibilität 
des Preises eine Voraussetzung für dessen Funktionieren. So muss in Situationen der Knappheit der Preis steigen kön-
nen, um einen Ausgleich von Nachfrage und Angebot zu ermöglichen.
Eine ganz andere, ökonomische Umschreibung des Begriffs Versorgungssicherheit findet sich im Grünbuch des deut-
schen Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie über die Energiewende im Strommarkt (Bundes-ministerium für 
Wirtschaft und Energie, 2014. S. 46), wo es heisst: «Versorgungssicherheit auf dem Strommarkt bedeutet: Verbraucher 
können Strom beziehen, wenn ihre Zahlungsbereitschaft (Nutzen) höher ist als der Marktpreis (Kosten).» Eine solche 
Umschreibung lässt hohe Preise in Situationen mit geringem Angebot zu. Die hohen Preise sind dann ein wichtiges 
Knappheitssignal an die Marktteilnehmer. Die Stromverbraucher werden sparsamer mit dem teuren Strom umgehen 
und gleichzeitig erhalten die Produzenten Anreize, Produktion und Kapazität zu erhöhen.
Die Eidgenössische Elektrizitätskommission ElCom orientiert sich an der politischen Bedeutung des Begriffes und be-
urteilt die so verstandene Versorgungssicherheit fortlaufend. Dazu werden in den vier Beobachtungsbereichen Netze, 
Produktion, Kosten und Tarife sowie Umfeld gesamthaft 28 Beobachtungsgrössen untersucht. So werden im Bereich 
Produktion u. a. die Entwicklung der Produktionsleistung, die Winterimportabhängigkeit der Schweiz und die Export-
möglichkeiten des Auslands in die Schweiz abgeschätzt (ElCom, 2014).
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In ihrem neuesten Bericht zur Versorgungssicherheit kommt die ElCom zum Schluss, dass die Versorgungssicherheit 
aktuell als sicher zu beurteilen ist. Sie weist aber darauf hin, dass ein stellenweiser Ausbau von Transformatoren zum 
sicheren Betrieb des Übertragungsnetzes notwendig ist. In Bezug auf die zukünftige Entwicklung ist insofern mit einem 
höheren Risiko zu rechnen, als die bestehenden Kernkraftwerke in der Schweiz und in Deutschland nicht ersetzt wer-
den und auch verschiedene fossile Kraftwerke in Deutschland und Italien ausser Betrieb genommen werden. Damit 
entfällt ein beträchtlicher Teil an Bandstrom, der regelmässig über die Zeit produziert werden kann.
Wenn nun aufgrund dieser Risiken die Preisschwankungen so stark zunähmen, dass es gemäss der politischen Um-
schreibung von Versorgungssicherheit zu unangemessen hohen Preisen kommen würde, dann bestünde eine politi-
sche Veranlassung für einen Markteingriff. Ein so begründeter staatlicher Eingriff ist allerdings zu unterscheiden von 
Eingriffen aufgrund von Marktversagen im engeren Sinne, das zu Ineffizienz führt. Hohe Preise sind wie erwähnt kein 
Indiz für Ineffizienz. Im Gegenteil: Flexible Preise sind eine Voraussetzung für Effizienz.
Nichtsdestotrotz kann eine erhöhte Abhängigkeit von Stromimporten zu Marktversagen führen, allerdings nicht wegen 
hoher Preise, sondern aufgrund von externen Effekten. Damit befasst sich der nächste Abschnitt.
2.4.2  Versorgungssicherheit und Marktversagen
Ob bezüglich Versorgungssicherheit auf Energiemärkten überhaupt Externalitäten und damit Marktversagen vorlie-
gen, wird in der Literatur kontrovers diskutiert. Eine kritische Haltung vertritt Metcalf (2014), der wenig externe Effekte 
auf dem Energiemarkt verortet, sich dabei aber v. a. auf fossile Energieträger konzentriert. Nun sind fossile Energieträ-
ger lagerfähig und erlauben es daher, strategische Vorratslager zu halten. Im Unterschied dazu ist Strom kaum oder 
zumindest weniger lagerfähig. Gleichzeitig ist der Aufbau von Produktionskapazitäten zeitaufwändig. Ein Unterbruch 
des Stromimports könnte also nicht sofort durch eigene neue Produktion ersetzt werden. Somit ist der Strommarkt 
durch spezielle Eigenschaften gekennzeichnet, die zu externen Effekten im Zusammenhang mit Versorgungssicher-
heit führen können.
Unter diesen Voraussetzungen zeigt die Abbildung 2 zwei Situation: eine mit und eine ohne Importunterbruch. In nor-
malen Zeiten mit Stromimport gelte der Weltmarktpreis PW, bei welchem im Inland Strom im Ausmass von Minl. produ-
ziert und MVerbrauch konsumiert wird. Die Differenz von inländischem Konsum und inländischer Produktion wird importiert. 
Kommt es in dieser Ausgangslage zu einem Importunterbruch, so stehen im Inland aus den erwähnten Gründen nur 
noch Minl. zur Verfügung und der Preis schnellt auf P* hoch.
Dieser starke Preisausschlag liesse sich abschwächen, indem in normalen Zeiten eine grössere inländische Kapazität 
aufgebaut würde. Wenn diese Kapazität wie in der Abbildung eingezeichnet bei Minl.1 Einheiten läge, dann würde der 
Preis bei einem Importunterbruch nur auf P*1 ansteigen. Dieser Vorteil muss allerdings dadurch erkauft werden, dass 
in normalen Zeiten mit einem Weltmarktpreis von PW ein höherer Preis für die vermehrte inländische Produktion in der 
Höhe von Pinl.1. bezahlt werden muss. Die höheren Kosten der vermehrten inländischen Produktion sind dann eine Art 
Versicherungsprämie zur Verhinderung von zu grossen Preisausschlägen. 
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Ein Marktversagen ergibt sich bei der in Abbildung 2 dargestellten Situation dann, wenn im Falle eines Importun-
terbruchs diejenigen Verbraucher, welche in normalen Zeiten nicht über einen höheren Preis für einen Ausbau der 
inländischen Kapazität gesorgt haben, dennoch vom weniger stark ansteigenden Preis bei einem Importunterbruch 
profitieren können. Damit ist das Problem der Nicht-Ausschliessbarkeit (von einzelnen Verbrauchern) angesprochen, 
welches typisch ist für den Strommarkt – zumindest mit den derzeit üblichen Abrechnungssystemen. In diesem Fall 
würden Verbraucher, die in normalen Zeiten z. B. über den Kauf eines Herkunftsnachweises bzw. Gütesiegels für inlän-
dischen erneuerbaren Strom für einen Ausbau der Produktionskapazitäten sorgten, einen positiven externen Effekt für 
die anderen Verbraucher erzeugen, der nicht abgegolten wird.
Ob komplexere Verrechnungen ermöglichen werden, dass sich in Zukunft ein funktionsfähiger Versicherungsmarkt 
entwickeln kann, wird sich weisen müssen. Aktuell besteht aber noch ein Trittbrettfahrer-Problem, welches dazu führt, 
dass in normalen Zeiten zu wenig inländische Produktion nachgefragt wird. Ob das Problem quantitativ von Bedeu-
tung ist, soll die Simulation im nächsten Abschnitt zeigen.
Abbildung 2: Strommarkt mit Importunterbruch
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2.4.3  Simulation optimaler Versorgungssicherheit
Bei der Bestimmung der optimalen Versorgungssicherheit ist zunächst festzuhalten, dass dies nicht mit maximaler 
Sicherheit gleichzusetzen ist, da Sicherheit ebenso Kosten verursacht. Die ElCom schreibt dazu: «Im Hinblick auf die 
Versorgungssicherheit ist bei der Importabhängigkeit darauf hinzuweisen, dass die Chancen (günstige Preise, Flexibi-
lität) gegenüber den Risiken (Volatilität, physischer Engpass) sorgfältig abzuwägen sind» (ElCom, 2014, S. 5). Formal 
lässt sich zeigen, dass bezogen auf die Darstellung im vorherigen Abschnitt ein optimaler Versorgungsgrad dann 
gegeben ist, wenn die Mehrkosten einer zusätzlichen Einheit einheimischer Produktion gerade gleich gross sind wie 
die Differenz zwischen dem Preis bei Importunterbruch und den Produktionskosten dieser zusätzlichen Einheit, wobei 
diese Grössen noch mit der Eintretenswahrscheinlichkeit gewichtet werden müssen.
Je grösser das Risiko eines Importunterbruchs ist, desto stärker wirkt sich der hohe Preis, der sich bei einem Unter-
bruch ergibt, aus und desto grösser ist die optimale einheimische Produktionsmenge. Aus diesem Grund werden die 
Simulationsresultate in Abhängigkeit des Risikos dargestellt.1
Für die Berechnung wird in der Ausgangssituation ein Stromhandelspreis in der Höhe von 50 Franken pro Megawatt-
stunde, eine inländisch produzierte Menge von 30 Millionen und eine konsumierte Menge von 60 Millionen Megawatt-
stunden pro Jahr unterstellt.
Zusätzlich müssen Annahmen über die Steigung der inländischen Nachfrage- und Angebotskurven getroffen werden. 
Dabei wird die Nachfragekurve so modelliert, dass die daraus resultierende durchschnittliche Zahlungsbereitschaft 
für eine Megawattstunde den Werten entspricht, die sich in Studien über den so genannten value of lost load VOLL er-
geben (Welle & Zwaan, 2007; Polynomics, 2008). Diese Werte geben an, welchen Verlust die Stromverbraucher durch 
Stromunterbrüche erleiden, und liegen ein Vielfaches über den Marktpreisen. In der Basisberechnung wird ein VOLL 
von 10‘000 Franken pro Megawattstunde verwendet. Angebotsseitig wird ein zentraler Steigungswert von 3.33E-6 
unterstellt, der ausdrückt, dass bei einem Preis von 150 langfristig die doppelte Menge, also 60 Millionen Megawatt-
stunden, im Inland produziert würde.
Mit diesen Annahmen wird ein stilisierter Strommarkt der Schweiz nach Stilllegung der inländischen Kernkraftwerke 
modelliert, wobei die Steigungen der Angebots- und Nachfragefunktionen zur Analyse der Sensitivität der Ergebnisse 
jeweils verdoppelt und halbiert werden. 
1 Eine methodisch analoge Simulation findet sich bei Markandya und Pemberton (2010), allerdings bezogen auf Rohölmärkte.
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In Abbildung 3 sind die Ergebnisse auf Basis dieser zentralen Parameterwerte als durchgezogene Linien dargestellt. 
Es zeigt sich, dass der optimale Fördersatz mit dem Risiko eines Importunterbruchs zuerst stark zunimmt und dann 
konvergiert. Bei einem Risiko von einem Prozent erreicht der Satz gerade 50 Franken pro Megawattstunde. Wenn er-
wartet wird, dass es an einem Tag pro Jahr zu einem Unterbruch kommt (Risiko=1/365, also etwa 0.0027), dann ist der 
entsprechende Fördersatz noch 22 Franken.
Die Abbildung 4 zeigt, wie mit dem Importrisiko die optimale inländisch produzierte Strommenge (QS) zunimmt und 
als Folge davon die importierte Menge zurückgeht. Bei einem Risiko von einem Prozent steigt die inländische Menge 
auf 45 Millionen Megawattstunden an, während der Import auf 15 Millionen Megawattstunden zurückgeht. Bei einem 
Risiko von einem Tag pro Jahr sind die entsprechenden Werte 36 und 24 Millionen Megawattstunden. Die gestrichelten 
Linien in den beiden Abbildungen geben die Resultate wieder, die entstehen, wenn die Steigung der Nachfrage- bzw. 
der Angebotskurve jeweils verdoppelt oder halbiert wird. Es zeigt sich, dass die Ergebnisse ähnlich sensitiv auf die 
Veränderung dieser zwei Parameter reagieren. Eine steilere (flachere) Nachfragekurve bedeutet, dass der Preis bei 
einem Importunterbruch stärker (weniger stark) ansteigt. Deshalb ist auch die Versicherungsprämie im Sinne der Sub-
Abbildung 3: Optimale Subvention pro MWh in Abhängigkeit des Risikos eines Importunterbruchs
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ventionsrate und als Folge auch die inländische Produktion höher (tiefer). Verläuft dagegen die Angebotskurve steiler 
(flacher), dann ist die Substitution von importiertem durch einheimischen Strom kostspieliger (günstiger) und entspre-
chend kleiner (grösser) ist die optimale inländische Menge, obwohl der Subventionssatz höher (tiefer) ist.
Abbildung 4: Optimale Mengen Eigenproduktion (QS) und Import in Abhängigkeit des Risikos eines Importunterbruchs
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Allgemein zeigen die Simulationsergebnisse, dass der optimale Fördersatz und damit das Ausmass der einheimisch 
produzierten Strommenge stark davon abhängen, wie das zukünftige Risiko eines Importunterbruchs in der Situation 
eingeschätzt wird, bei welcher die durch den Wegfall des schweizerischen Atomstroms entstehende Lücke durch Im-
porte gedeckt würde. Die quantitative Abschätzung dieses Risikos ist äusserst komplex und soll an dieser Stelle auch 
nicht vorgenommen werden. Es sei aber darauf hingewiesen, dass auch bei einem Risiko im Promille-Bereich bereits 
optimale Subventionsraten resultieren, die im Vergleich zum Ausgangspreis von 50 Franken pro Megawattstunde nicht 
vernachlässigbar sind und die zu einer wesentlichen Ausdehnung der erneuerbaren Stromproduktion führen.
2.5  SCHLUSSFOLGERUNGEN ZUR ÖKONOMISCHEN BEGRÜNDUNG DER FÖRDERUNG
Die Erörterungen in diesem Kapitel führen zum Schluss, dass die Versorgungssicherheit neben dem Risiko der ver-
mehrten ausländischen Produktion von Atomstrom das stärkste ökonomische Argument für eine Förderung der in-
ländischen Stromproduktion ist. Damit ist allerdings noch nicht festgelegt, welche Art der Stromproduktion gefördert 
werden soll. Um Mitnahmeeffekte2 zu verhindern und damit gleichzeitig die finanziellen Transfers möglichst gering zu 
halten, sollte grundsätzlich nur diejenige Stromproduktion gefördert werden, welche ohne Förderung nicht rentabel 
und gleichzeitig nicht zu teuer ist. In Abbildung 2 sind dies die Anbieter der Mengen Minl. bis Minl.1.
Aus Effizienzgründen empfiehlt es sich, bestehende Anlagen nicht zu fördern, solange der Strompreis über den vari-
ablen Produktionskosten liegt. Denn solange ein positiver Deckungsbeitrag erzielt werden kann, besteht auch dann 
ein Anreiz zur weiteren Produktion, wenn ein Teil der Fixkosten nicht gedeckt werden kann. Die Entscheidung, wer für 
diese ungedeckten Fixkosten aufzukommen hat, ist eine politische Verteilungsfrage, die wenig mit der Menge des in-
ländisch produzierten Stroms zu tun hat.
Der Strom aus neuen Produktionsanlagen sollte wie erwähnt nur dann gefördert werden, wenn diese nicht oder noch 
nicht profitabel betrieben werden können und daher nicht ohnehin gebaut würden. Streng genommen trifft das auch für 
neue fossil-thermische Anlagen zu. Im schweizerischen Energiegesetz ist die Förderung allerdings auf die erneuerba-
ren Energien beschränkt. So hält Artikel 1, Absatz 2c fest, dass das Gesetz die verstärkte Nutzung einheimischer und 
erneuerbarer Energien bezweckt. Konkret ist dazu:
• die durchschnittliche Jahreserzeugung von Elektrizität aus neuen erneuerbaren Energien bis zum Jahr 2030 ge-
genüber dem Stand im Jahr 2000 um mindestens 5.4 Millionen Megawattstunden zu erhöhen. Der Bundesrat kann 
Elektrizität, welche aus erneuerbaren Energien im Ausland erzeugt wurde, bis zu einem Anteil von 10 Prozent 
diesem Ziel anrechnen.
• die durchschnittliche Jahreserzeugung von Elektrizität aus Wasserkraftwerken bis zum Jahr 2030 gegenüber dem 
Stand im Jahr 2000 um mindestens 2 Millionen Megawattstunden zu erhöhen.
Noch weiter gehen die Zielvorgaben im Rahmen der Energiestrategie 2050, die vom Parlament im Herbst 2016 be-
schlossen wurde, aber noch nicht in Kraft ist. So sollen im Jahr 2035 durchschnittlich 11.4 Millionen Megawattstunden 
Strom mit neuen erneuerbaren Energien produziert werden, während der pro Kopf Stromverbrauch bis dann um 13 
Prozent gegenüber dem Jahr 2000 reduziert werden soll. Es stellt sich daher unabhängig von der ökonomischen 
Begründung die Frage, mit welchen Instrumenten diese politisch vorgegebenen Ziele möglichst effizient, d. h. zu mög-
lichst tiefen Kosten erreicht werden können. Damit befasst sich das nächste Kapitel.
2 Mitnahmeeffekte ergeben sich, wenn Projekte gefördert werden, welche auch ohne Unterstützung realisiert worden wären.
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3.  Die Förderinstrumente im Einzelnen
Die einzelnen finanziellen Förderinstrumente können sich in der Praxis je nach Ausgestaltung erheblich voneinander 
unterscheiden. Im Folgenden werden daher die Instrumente zuerst in ihrer ursprünglichen Form erläutert, dann erfolgt 
eine Effizienzdiskussion und schliesslich wird als deren Folge eine Modifikation der Instrumente vorgestellt.
3.1  DIE INSTRUMENTE IN IHRER URSPRÜNGLICHEN FORM
Gemäss Resch et al. (2007) lassen sich die Förderinstrumente danach einteilen, ob sie investitions- oder produktions-
bezogen und ob sie preis- oder mengengetrieben sind. In der Tabelle 2 sind die einzelnen Instrumente nach diesen 
Kriterien unterteilt. Die Auktionen nehmen dabei insofern eine spezielle Stellung ein, als sie je nach Inhalt der Auktion 
mit den anderen Instrumenten kombiniert werden können.
Eine weitere Unterscheidung bezieht sich darauf, ob die Förderung bereits vor dem Investitionsentscheid (ex ante) 
oder erst nach der Einspeisung des produzierten Stroms (ex post) erfolgt. Investitionsbezogene Förderung erfolgt ty-
pischerweise ex ante – und wird in Abhängigkeit der installierten Leistung (z. B. MW) bestimmt. Produktionsbezogene 
Förderung findet dagegen häufig ex post statt, kann aber im Fall von Auktionen auch ex ante erfolgen.
3.1.1  Einspeisetarif (feed-in tariff)
Beim Einspeisetarif bekommen die Produzenten von erneuerbarem Strom einen im Voraus festgelegten Preis pro ins 
Netz eingespeister Stromeinheit, der über dem Marktpreis liegt. Mit dieser Preisgarantie ist meist auch eine Abnah-
megarantie verbunden, durch welche die Verteilnetzbetreiber verpflichtet sind, den Strom der einspeiseberechtigten 
Produzenten jederzeit in unbeschränkter Menge zu den vorgegebenen Tarifen abzugelten. Die höheren Preise werden 
typischerweise über einen Zuschlag auf den Verbraucherpreis auf die Stromkonsumenten überwälzt.
Idealerweise ist der festgelegte Tarif so hoch, dass dadurch Anreize geschaffen werden, die erneuerbare Strompro-
duktion im politisch gewünschten Ausmass zu erhöhen. Ist der Tarif zu tief, wird die zusätzlich produzierte Strommen-
ge zu gering sein; ist er zu hoch, so wird zu viel produziert und die Produzenten realisieren hohe Gewinne, die die 
Konsumenten bezahlen müssen. Zur Festlegung der Tarifhöhe müssen daher die Kosten der erneuerbaren Strompro-
duktion abgeschätzt werden. Da diese Kosten je nach Technologie und Anlagegrösse unterschiedlich sind, wird der 
Tarif oft danach differenziert. Zur Berücksichtigung der Kosteneinsparungen, welche sich im Laufe der Entwicklung 
und Anwendung neuer Technologien ergeben (s. dazu Abschnitt 2.3) werden zudem die Tarife über die Zeit hinweg 
nach unten angepasst, wobei die tieferen Tarife nur auf die neuen Anlagen angewandt werden.
Tabelle 2: Kategorisierung der Förderinstrumente
 
Kategorisierung der Förderinstrumente 
 
 preisgetrieben mengengetrieben 
investitionsbezogen Investitionsbeihilfen 
Steuererleichterungen 
Auktionen 
produktionsbezogen Einspeisetarif (feed-in tariff) 
Einspeiseprämie (feed-in premium) 
Auktionen 
Quoten und grüne Zertifikate 
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Neben dem Einspeisetarif muss auch eine Zeitdauer festgelegt werden, während der die Vergütung bezahlt wird. So 
beträgt sie in der Schweiz für Photovoltaikanlagen 20 Jahre und entspricht damit ungefähr der Lebensdauer einer sol-
chen Anlage. 
3.1.2  Einspeiseprämie (feed-in premium)
Im Unterschied zum Einspeisetarif wird beim System der Einspeiseprämie dem Produzenten von erneuerbarem Strom 
ein Zuschlag zum ansonsten auf dem freien Markt verkauften Strom ausbezahlt (so genannte Direktvermarktung). Da-
mit setzt sich der Erlös der Produzenten aus zwei Elementen, dem Marktpreis und der Prämie, zusammen. Eine eigent-
liche Abnahmegarantie gibt es bei dieser Lösung nicht. Die ist allerdings auch nicht nötig, da der Stromanbieter seine 
Produktion jederzeit auf dem Markt zum entsprechenden Preis absetzen kann.
Die Prämie dient dazu, die Differenz zwischen den relativ hohen Produktionskosten des erneuerbaren Stroms und dem 
Marktpreis auszugleichen und somit die erneuerbare Technologie konkurrenzfähig zu machen. Die Prämienhöhe lässt 
sich wie die Höhe des Einspeisetarifs nach Technologie, Anlagegrösse und Zeitpunkt der Inbetriebnahme der Anlage 
differenzieren.
3.1.3  Investitionsbeihilfen
Investitionsbeihilfen werden in Form von Einmalzahlungen zur Abgeltung eines Teils der Investitionen in erneuerbare 
Stromproduktionsanlagen gewährt. Ähnlich wie bei der Einspeiseprämie sollen mit diesen Subventionen die Mehr-
kosten der erneuerbaren Stromproduktion abgegolten werden. Der Verkauf des produzierten Stroms erfolgt dann zu 
Marktpreisen.
Im Prinzip unterscheidet sich die Investitionsbeihilfe nicht von der Einspeiseprämie, falls der Gegenwartswert der zu-
künftigen Prämien gleich gross ist wie die einmalige Investitionssubvention. In der Praxis besteht durchaus ein Unter-
schied darin, dass die finanzielle Unterstützung im einen Fall sofort und damit in bekannter Höhe anfällt, während sie im 
anderen Fall erst zukünftig und nicht risikolos erwartet werden kann.
In der Schweiz werden seit 2014 kleinere Photovoltaikanlagen bis zu 10 Kilowatt normierter Spitzenleistung mit einer 
Einmalvergütung in Höhe von höchstens 30 Prozent der Investitionskosten einer Referenzanlage finanziell gefördert. 
Diesen Anlagen steht dann keine Einspeisevergütung mehr zu. Für Anlagen zwischen 10 und 30 Kilowatt Leistung ist 
eine Wahl zwischen Einmalzulage oder Einspeisevergütung möglich, während für grössere Anlagen nach wie vor eine 
Einspeisevergütung vorgesehen ist.
3.1.4  Quoten und Handel mit grünen Zertifikaten
Bei der Zertifikatsregelung wird die erneuerbar zu produzierende Strommenge politisch festgelegt, die dann über 
verbriefte grüne Zertifikate unabhängig vom Strom gehandelt werden kann. Im Unterschied zu den handelbaren Zer-
tifikaten von CO2-Emissionen, wo eine maximale Menge festgelegt wird, wird bei den grünen Stromzertifikaten eine 
minimale Menge fixiert. Diese Menge kann als Anteil der gesamthaft produzierten oder konsumierten Menge oder als 
absoluter Wert festgelegt werden.
Ein stilisierter Ablauf eines grünen Zertifikatssystems ist in Abbildung 5 dargestellt. Dabei erhalten die Produzenten von 
erneuerbarem Strom von der ausgebenden Behörde, z. B. vom Netzbetreiber, ein Zertifikat, wenn sie ihren Strom ins 
Netz einspeisen. Das Zertifikat kann dann auf dem Zertifikatsmarkt oder direkt an die Versorger verkauft werden, wenn 
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diese zur Einhaltung einer Quote verpflichtet sind. Zudem verkauft der Produzent den Strom auf dem Strommarkt zum 
Marktpreis. Wie bei der Einspeiseprämie erhält der Produzent von erneuerbarem Strom also eine doppelte Abgeltung, 
wobei im Unterschied zur Einspeiseprämie der Zertifikatspreis im Voraus nicht bekannt ist. Die Versorger können Zerti-
fikate auf dem Zertifikatsmarkt handeln. So kann ein Versorger, der weniger als die benötigte Menge an erneuerbarem 
Strom eingekauft hat, dies durch den Kauf von Zertifikaten ausgleichen, die von einem anderen Versorger angeboten 
werden, der mehr als die benötigte Menge an grünem Strom eingekauft hat. Als Folge dieses Handels sollte sich ein 
einheitlicher Zertifikatspreis ergeben, der dazu führt, dass der erneuerbare Strom möglichst kostengünstig produziert 
wird.
Abbildung 5: Stilisierter Ablauf Zertifikatssystem
Übernommen aus van der Linden et al. (2005)
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Eine Quote kann gesamthaft für alle erneuerbaren Produktionstechnologien oder spezifisch für einzelne Technologien 
festgelegt werden. Im zweiten Fall wird allerdings die Entscheidung, welche Technologie sich zu welchen Anteilen 
durchsetzt, bereits politisch vorweggenommen. Zudem besteht dabei die Gefahr, dass die Marktliquidität in den ein-
zelnen Märkten zu gering ist und sich kein funktionsfähiger Wettbewerb entwickelt. 
Um die Marktliquidität zu erhöhen und dennoch zwischen den einzelnen Technologien zu unterscheiden, kann ein so 
genanntes technology-banding eingeführt werden, bei welchem die einzelnen Technologien pro produzierter Stro-
meinheit eine unterschiedliche Anzahl von Zertifikaten bekommen. Will man z.B. die Photovoltaik stärker fördern als 
die Windenergie, können für eine Einheit Photovoltaikstrom mehr Zertifikate ausgegeben werden als für eine Einheit 
Windstrom. Die Zertifikate lassen sich dann wieder als einheitliches Gut handeln. Bei dieser Lösung lässt sich zwar 
nach wie vor die Menge an Zertifikaten festlegen; wie viel erneuerbarer Strom damit produziert wird, ist aber nicht mehr 
eindeutig, weil die unterschiedlich gewichtete Zuteilung der Zertifikate auf die einzelnen Technologien dem Markt 
überlassen wird.
3.2  EFFIZIENTE KAPAZITÄT UND PRODUKTIONSMENGE
Bei der Beurteilung der einzelnen Förderinstrumente ist zu unterscheiden, welche Auswirkungen sie auf den Investi-
tionsentscheid und auf den Produktions- bzw. Einspeisungsentscheid haben. Im ersten Fall geht es um den Aufbau 
einer erneuerbaren Stromproduktionskapazität, wobei der langfristig zu erzielende Durchschnittspreis ein wichtiger 
Entscheidungsfaktor ist, während kurzfristige Preisschwankungen weniger von Bedeutung sind. Im Unterschied dazu 
sind beim Produktions- bzw. Einspeisungsentscheid die kurzfristigen Preisschwankungen von grosser Bedeutung.
Als ökonomisches Beurteilungskriterium werden beim Investitionsentscheid die Kosten verwendet. Es geht also um 
die Frage, bei welchem Förderinstrument eine politisch vorgegebene Kapazität zu den tiefsten Kosten erstellt werden 
kann. Beim Produktionsentscheid sind die Kapazität und damit der allergrösste Teil der Kosten bereits festgelegt. 
Deshalb geht es dabei darum, welches Instrument den Strom so produziert bzw. ins Netz einspeist, dass dadurch die 
Verbraucher am meisten profitieren können.
3.2.1  Der Investitionsentscheid
Bei der Analyse der Auswirkungen der verschiedenen Förderinstrumente auf den Investitionsentscheid wird im Sinne 
der Vergleichbarkeit davon ausgegangen, dass die Höhe der Förderung im Erwartungswert bei allen Instrumenten 
gleich hoch ist. Die Auswirkungen wären sonst unterschiedlich, weil das Förderausmass unterschiedlich ist und nicht, 
weil die Instrumente an sich verschieden sind.
Bei gleichem Erwartungswert der Förderhöhe können sich die Instrumente aber immer noch bezüglich der Varianz 
des Preises, der an den Produzenten ausbezahlt wird, unterscheiden. Dies ist in Abbildung 6 dargestellt. Dabei zeigt 
sich, dass beim Einspeisetarif kein Preisrisiko besteht, weil unabhängig vom Strommarktpreis ein fixer Abnahmepreis 
ausbezahlt wird. Bei der Einspeiseprämie trägt der Produzent das ganze Strommarktpreisrisiko, weil in seiner Grund-
form die Prämie fix und unabhängig vom Strommarktpreis ist. Noch grösser ist das Risiko bei der Zertifikatslösung. Hier 
kumulieren sich Strommarkt- und Zertifikatspreisrisiko. Bei der Investitionssubvention, die in der Abbildung nicht dar-
gestellt ist, wird die «Einspeiseprämie» sozusagen einmalig im Voraus ausbezahlt. Dadurch entfällt das Mengenrisiko, 
welches sich bei der Einspeiseprämie wie bei auch bei den anderen abgebildeten Instrumenten dadurch ergibt, dass 
im Voraus nicht sicher ist, wie viel Strom mit einer Anlage überhaupt produziert werden kann. 
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Preisrisiken wie andere Risiken auch können abgesichert werden, indem diese an Dritte, z.B. an grosse Versorgungs-
unternehmen, übertragen werden. Das hat allerdings seinen Preis. Basierend auf Interviews von Finanzierungsex-
perten wird geschätzt, dass die Kosten für ein Einspeisetarifsystem gegenüber der Einspeiseprämie um acht Prozent 
tiefer liegen und die Einspeiseprämie wiederum zehn Prozent günstiger ist als das Zertifikatssystem (Klessmann et al., 
2013). Die unterschiedlichen Kosten ergeben sich wohlgemerkt bei identischer Produktionsanlage und fallen – falls sie 
nicht abgesichert werden –- in Form von höheren Kapitalkosten an.
Der Einspeisetarife bietet also die grösste Preissicherheit. Es ist zu beachten, dass diese Sicherheit auf Seiten der 
Produzenten nicht zulasten der Verbraucher geht. Im Gegenteil, der feste Tarif schützt auch die Verbraucher vor Markt-
preisschwankungen. Das Instrument kann also auch als Versicherung zwischen inländischen Produzenten und Konsu-
menten gegenüber Preisschwankungen auf den internationalen Märkten verstanden werden.
3.2.2  Der Produktionsentscheid
Die Preissicherheit des Einspeisetarifs ist einer der Gründe, warum dieses Instrument für den Aufbau von Produkti-
onskapazitäten in einigen Ländern sehr wirksam war. Bezüglich Produktions- bzw. Einspeisungsentscheid hat das 
Instrument allerdings den Nachteil, dass kurzfristige Preisschwankungen z.B. im Tages- oder Wochenverlauf nicht 
an die Produzenten weitergereicht werden, da diese unabhängig von der Nachfragesituation immer die gleich hohe 
Abgeltung bekommen. So kann es vorkommen, dass auch dann noch geförderter Strom eingespeist wird, wenn der 
Marktpreis negativ ist, wenn also das Netz durch zu viel Strom überlastet ist und den Verbrauchern etwas dafür bezahlt 
wird, diese Überlastung abzubauen.
Abbildung 6: Förderinstrumente und Preisrisiko
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Das Problem, dass bei einem Einspeisetarifsystem die Anbieter keinen Anreiz haben, auf kurzfristige Preisschwankun-
gen zu reagieren, ist in Abbildung 7 vereinfacht dargestellt. Die beiden Nachfragekurven Nachfrage1 und Nachfrage2 
beschreiben dabei unterschiedliche Nachfragesituationen, z.B. an einem Wochentag und an einem Sonntag. Da die 
Abgeltung beim Einspeisetarifsystem für die Anbieter an beiden Tagen gleich hoch ist, wird unterstellt, dass diese an 
beiden Tagen gleich viel Strom anbieten (Angebot1=Angebot2). Dadurch ergibt sich am Wochentag mit P1 ein höhe-
rer Marktpreis als am Sonntag mit P2. Am Wochentag herrscht also eine grössere Knappheit als am Sonntag. Daher 
würden die Verbraucher einen Vorteil erlangen, wenn sie am Wochentag mehr Strom als am Sonntag zur Verfügung 
hätten.
Würden die unterschiedlichen Preise an die Anbieter weitergegeben, hätten diese einen Anreiz, im Rahmen ihrer tech-
nischen Möglichkeiten mehr Strom am Wochentag als am Sonntag ins Netz einzuspeisen. Unter der vereinfachenden 
Annahme, dass diese zeitliche Verschiebung der Einspeisung kostenlos ist, würde der optimale Verbrauchervorteil 
dann erreicht, wenn an beiden Tagen der gleiche hohe Preis P* resultierte. Der Vorteil gegenüber der Situation, in wel-
cher keine Angebotsanpassung stattfindet, lässt sich durch die Flächen der beiden schattierten Dreiecke ausdrücken. 
Der Vorteil ergibt sich dadurch, dass der Nutzenverlust durch den geringeren Verbrauch am Sonntag mehr als kom-
pensiert wird durch den Nutzengewinn durch den Mehrverbrauch am Wochentag. 
Abbildung 7: Kurzfristige Preisschwankungen und Preisausgleich
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Im Unterschied zum Einspeisetarifmodell werden bei den anderen Förderinstrumenten kurzfristige Marktpreisschwan-
kungen an die Produzenten weitergegeben. Wie im vorigen Abschnitt erläutert, haben diese anderen Instrumente 
jedoch den Nachteil, dass sie ein höheres Investitionsrisiko aufweisen. Es fragt sich daher, ob durch eine geeignete 
Modifikation der Instrumente der Nachteil korrigiert werden kann, ohne dabei den Vorteil preiszugeben.
3.2.3  Modifikationen der Förderinstrumente
Eine Modifikation des Einspeiseprämieninstruments besteht darin, dass die Prämie nicht mehr fix, sondern flexibel 
in Abhängigkeit eines gemittelten Marktpreises festgelegt wird. Ein solcher Mechanismus wurde in der Schweiz vom 
Parlament im Rahmen der Beratungen zur Energiestrategie 2050 bereits beschlossen (Stand September 2016). In 
Deutschland ist das Modell bereits eingeführt worden und soll ab 2017 für alle Neuanlagen mit Ausnahme von Kleinan-
lagen verbindlich sein.
Die flexible Prämie (sliding premium) berechnet sich als Differenz von Vergütungssatz, der je nach Technologie und 
Alter der Anlage unterschiedlich sein kann, und durchschnittlichem Strommarktpreis über eine bestimmte Periode, 
typischerweise einem Monat. Den Vorteil dieses Ansatzes beschreibt der Bundesrat in der Botschaft zur Energiestrate-
gie 2050 wie folgt: «Da die Einspeiseprämie über die Mittelungszeiträume hinweg variiert, ist der Produzent langfristig 
gegen Preisschwankungen abgesichert, kurzfristig aber dem Markt mit seinen Chancen und Risiken ausgesetzt.» 
Damit werden also die Vorteile der Anreizwirkung von kurzfristigen Preissignalen und der Investitionssicherheit mitein-
ander kombiniert. 
Abbildung 8: Wirkungsweise flexible Einspeiseprämie am Beispiel Solarstrom in Deutschland (19. bis 25. Juni 2016)
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Energien-Gesetzes für die Woche vom 19. bis 25. Juni 2016 dargestellt. Der Stundenpreis zeigt den schwankenden 
Verlauf des am Spotmarkt der Strombörse EPEX realisierten Preises pro Megawattstunde in Euro. Daraus lässt sich ein 
Mittelwert in Höhe von gut 28 Euro berechnen. Der Vergütungssatz für Solarstrom bis 10 Megawatt Leistung beträgt 
gemäss Gesetz 92.30 Euro, so dass sich als Differenz von Vergütungssatz und Mittelwert für die betrachtete Periode 
eine Marktprämie von 64 Euro ergibt. Die Summe aus der so berechneten Prämie und dem Spotmarktpreis ist dann der 
Preis, den die Produzenten für ihren Strom erhalten. Bei einem höheren (tieferen) durchschnittlichen Spotmarktpreis 
verringert (erhöht) sich die Marktprämie, so dass der Mittelwert des Produzentenpreises beim im Voraus festgelegten 
Vergütungspreis von 92.30 Euro verbleibt. Während also bezüglich durchschnittlichem Produzentenpreis keine Unsi-
cherheit besteht, schwankt der tatsächlich ausbezahlte Preis dennoch mit dem Spotmarktpreis und schafft so Anreize, 
bei tiefen Preisen weniger und bei hohen Preisen mehr Strom einzuspeisen.
Mit dem Instrument der Investitionsbeihilfen kann wie erwähnt das Mengenrisiko verringert werden. Weil aber eine 
nachträgliche Anpassung der finanziellen Unterstützung nicht vorgesehen ist, verbleibt das Preisrisiko. Sollten die zu-
künftigen Spotmarktpreise unter den im Voraus kalkulierten Preisen liegen, dann wird sich die Investition trotz Subven-
tion u. U. nicht rechnen. Diese Gefahr besteht bei der flexiblen Prämie nicht, da ja bei tieferen Marktpreisen die Prämie 
nach oben angepasst wird.
Bei der Zertifikatslösung lässt sich das Zertifikatspreisrisiko durch die Einführung von Preisgrenzen vermindern. 
So kennen alle praktizierten Modelle eine Busse bei Nicht-Einhaltung der Quoten. Die Busse entspricht dann einer 
Preisobergrenze. Zudem erlauben viele Systeme das so genannten banking. Dadurch können Zertifikate in zukünftige 
Verpflichtungsperioden übertragen werden, was zu geringeren Preisschwankungen über die Zeit führt. Mit diesen An-
passungen nähert sich die Zertifikatslösung allerdings stark an das Instrument der fixen Einspeiseprämie an.
3.3  MENGEN- ODER PREISSTEUERUNG UND AUKTIONEN
Der Unterschied zwischen mengen- und preisgetriebenen Instrumenten liegt darin, dass in einem Fall die Menge vor-
gegebenen ist und sich dann der Preis auf dem Markt bildet, während im anderen Fall der Preis vorgegeben ist und die 
Menge über den Markt bestimmt wird.
Wenn der Regulator den Verlauf der Angebotskurve genau kennt, dann können die beiden Instrumente vollkommen 
äquivalent eingesetzt werden. Wie Abbildung 9 zeigt, kann er dann entweder die Menge MR festlegen, die zu einem 
Zertifikatspreis von PR führt, oder er legt eine Prämie in Höhe von PR fest, was dann zu einer Strommenge von MR führt.
In der Regel ist der Verlauf des Angebots aber nicht genau bekannt. Wenn das Angebot in der Abbildung tatsächlich 
dem Verlauf von Angebot1 entspricht, der Regulator aber nach wie vor vom ursprünglichen Angebot ausgeht, dann 
führt das Mengeninstrument zu einem Preis von P1, während über eine Prämie von PR nur eine Menge in Höhe von M1 
erzielt wird. Damit unterscheiden sich die beiden Instrumente in ihren Auswirkungen. Aufgrund der Unsicherheit über 
den Angebotsverlauf gibt es somit keine Garantie, dass mit der Einführung eines bestimmten Preises die politisch er-
wünschte Menge an erneuerbarem Strom auch tatsächlich erreicht wird.
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Mit Auktionen besteht allerdings ein Verfahren, dass es erlaubt, die Mengenreaktion der Anbieter vorgängig in Erfah-
rung zu bringen. Dabei geben die potentiellen Anbieter von erneuerbarem Strom Gebote ab, indem sie offenlegen, 
welche Mengen sie bei welchem Preis anbieten würden. Damit lässt sich dann ein Angebotsverlauf bestimmen, der 
nicht vom Regulator abgeschätzt werden muss, sondern von den Anbietern selber festgelegt wird.
Je nach Ausgestaltung der Auktion beziehen sich die Mengen dabei auf installierte Leistung oder auf produzierte 
Energie und die Preise auf Investitionsbeihilfen, Einspeisetarife oder Einspeiseprämien. Daher sind Auktionen nicht 
als eigenes Förderinstrument zu verstehen, sondern vielmehr als ein Verfahren, das in Kombination mit verschiedenen 
preisgetriebenen Instrumenten angewandt werden kann, um die Reaktion der Marktteilnehmer auf Förderbeiträge zu 
bestimmen.
Wenn also die oben beschriebenen Vorteile von flexiblen Marktprämien genutzte werden sollen, gleichzeitig aber die 
Unsicherheit darüber, wie viel erneuerbarer Strom bei welchem Vergütungssatz produziert werden wird, vermindert 
werden soll, dann bietet es sich an, diesen Vergütungssatz über Auktionen zu bestimmen.
Abbildung 9: Mengen- und Preissteuerung
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4.  Zusammenfassung und Schluss-
 folgerungen
Die ökonomische Analyse der Begründung für eine spezielle Förderung der inländischen erneuerbaren Strompro-
duktion basiert auf der Theorie des Marktversagens. Im engeren Sinne liegt ein solches Versagen dann vor, wenn die 
Märkte kein effizientes Ergebnis hervorbringen. Eine der wichtigsten Bedingungen für die Effizienz der Märkte ist, dass 
keine Externalitäten vorliegen, dass also alle Kosten und Erträge in den Marktpreisen enthalten sind. Auf dem Strom-
markt liegt eine Reihe von externen Effekten vor, die eine genauere Betrachtung verdienen.
Die Stromproduktion aus fossilen Quellen ist insofern mit besonders ausgeprägten Externalitäten verbunden, als da-
durch der Klimawandel verstärkt wird. Allerdings werden die CO2-Emissionen aus Kraftwerken in Europa bereits über 
das europäische Emissionshandelssystem und in der Schweiz über die Kompensationsverpflichtungen im CO2-Ge-
setz reguliert. Eine spezielle Förderung der erneuerbaren Stromproduktion ist in diesem gesetzlichen Rahmen redun-
dant und führt nicht zu weniger CO2-Emissionen.
Die Risiken der Kernkraft haben den Bundesrat dazu bewogen, die bestehenden Kernkraftwerke nach Ablauf ihrer 
Betriebszeit nicht zu ersetzen. Ohne weitere Massnahmen ist zu erwarten, dass die entstehende Lücke durch Importe 
gedeckt wird. Dies kann dazu führen, dass im Ausland mehr Strom aus Kernkraftwerken produziert wird. Wie relevant 
dieses Risiko ist, hängt auch von der politisch zu beantwortenden Frage ab, wie stark im Ausland anfallende Risiken 
in der Schweiz berücksichtigt werden sollen. Eine Erhöhung der inländischen erneuerbaren Stromproduktion durch 
entsprechende Förderung würde das Risiko verringern.
Neben externen Kosten sind auch externe Erträge bei der Forschung und Entwicklung sowie durch Lerneffekte bei der 
Anwendung neuer Technologien von Bedeutung. Solche Erträge können aber nicht nur bei erneuerbaren Strompro-
duktionstechnologien, sondern ganz allgemein bei neuen Technologien auftreten, deren Entwicklung und Anwendung 
bereits auf verschiedenen Ebenen gefördert werden. Eine allgemeine Subventionierung der erneuerbaren Strompro-
duktion zur Internalisierung der externen Erträge ist dagegen ein wenig zielgerichtetes und daher ungeeignetes Inst-
rument.
Die Frage der Versorgungssicherheit wird in der Politik und der Ökonomie unterschiedlich gewichtet. So schreibt Met-
calf (2014) in einem Übersichtsartikel zu The Economics of Energy Security: «The divergence in views and impor-
tance placed on this issue between economists and politicians is striking», ohne dass er in der Lage wäre, diese 
Divergenz zu erklären. Dennoch besteht gerade auf Strommärkten aufgrund der schwierigen Ausschliessbarkeit von 
einzelnen Verbrauchern die Gefahr des Trittbrettfahrens, indem niemand für den Aufbau einer grösseren inländischen 
Produktionskapazität zahlen, aber bei einem Importunterbruch dennoch davon profitieren möchte. Simulationen für die 
Schweiz zeigen, dass sich aus diesem Grund auch bei kleinen Risiken eine Förderung der einheimischen Strompro-
duktion volkswirtschaftlich lohnt.
Wie bei allen Förderprogrammen ergibt sich das Problem von Mitnahmeeffekten, dass also einzelne Investitionen un-
terstützt werden, die auch ohne Förderung getätigt worden wären. Um solche Effekte möglichst zu vermeiden, sollte 
die Stromproduktion aus bestehenden Anlagen nur in Ausnahmefällen unterstützt werden.
Die verschiedenen Instrumente zur finanziellen Förderung der erneuerbaren Stromproduktion unterscheiden sich be-
züglich Investitionsrisiko und Marktnähe. Weil sich ein höheres Risiko in höheren Kapitalkosten niederschlägt, sollte ein 
effizientes Förderinstrument keine unnötigen Risiken verursachen. Gleichzeitig sollte das Instrument aber nicht dazu 
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führen, dass die Produzenten ohne Rücksicht auf die aktuelle Knappheitssituation Strom produzieren und einspeisen. 
Zwischen diesen beiden erwünschten Eigenschaften besteht ein Abwägungsproblem, das je nach Instrument anders 
gewichtet wird.
So weist die fixe Einspeisevergütung ein tiefes Investitionsrisiko auf, ist aber mit dem Nachteil verbunden, dass Markt-
preissignale nicht an die Produzenten weitergegeben werden. Dagegen ist die grüne Zertifikatsregelung sehr nahe am 
Markt, sie zeichnet sich aber durch ein hohes Investitionsrisiko aus. Die fixe Einspeiseprämie mit Direktvermarktung 
des produzierten Stroms liegt bezüglich Investitionsrisiko und Marktnähe in der Mitte.
Mit der flexiblen Einspeiseprämie steht ein modifiziertes Instrument zur Verfügung, das Investitionssicherheit bietet 
und aufgrund der Orientierung an einem durchschnittlichen Strommarktpreis dennoch Preissignale an die Produzen-
ten weiterleiten kann. Die flexible Einspeiseprämie löst also das Dilemma zwischen Sicherheit und Marktnähe relativ 
gut. Dies ist auch der Grund, warum das Instrument zunehmend Verbreitung findet.
Wenn die Politik mit Preisinstrumenten wie Einspeiseprämien klar definierte Mengenziele erreichen möchte, so steht 
mit Auktionen eine ergänzende Massnahme zur Verfügung, um im Voraus abzuschätzen, mit welcher preislichen Un-
terstützung wie viel zusätzlicher erneuerbarer Strom erzeugt wird.
Es bestehen also durchaus ökonomische Argumente für den Ausbau der erneuerbaren Stromproduktionskapazität 
in der Schweiz. Mit der flexiblen Einspeiseprämie steht zudem ein effizientes Förderinstrument zur Verfügung. Eine 
allgemeine Reduktion des Stromverbrauchs lässt sich dagegen ökonomisch kaum begründen, wenn der Betrieb der 
Kernkraftwerke einmal eingestellt ist, da die CO2-Emissionen aus fossilen Quellen anderweitig bereits reguliert sind.
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Die Voraussetzungen für das Management der Beziehungen zwischen öffentlichen Organisationen und ihren Stakehol-
dern haben sich in den letzten Jahrzehnten tiefgreifend verändert. In der «Welt-Kommunikationsgesellschaft» und ihrer 
Public Governance ist vernetzte Kommunikation zum Schlüssel des Erfolgs im Stakeholder-Management geworden. 
Praktische Verfahrensweisen halten mit den Herausforderungen aber nicht Schritt. Zugänge der transdisziplinären For-
schung könnten genutzt werden, um ein integriertes Führungsmodell in diesem Bereich zu entwickeln.
Keywords: Stakeholder-Management, öffentliche Organisationen, Welt-Kommunikationsgesellschaft, vernetzte Öf-
fentlichkeit, Public Governance, Diskursanalyse. 
Dieser Beitrag wurde im Jahrbuch der Schweizerischen Gesellschaft für Verwaltungswissenschaften 2015 mit Un-
terstützung der Schweizerische Akademie der Geistes- und Sozialwissenschaften veröffentlich (peer reviewed) und 
wird im Folgenden mit Zustimmung des Herausgebers dieses Jahrbuchs sowie der Autoren als SML Working Paper 
wiedergegeben.
Abstract
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Die wechselseitige Beziehung öffentlicher Organisationen1 und ihrer Stakeholder-Umwelt ist in den letzten Jahrzehn-
ten ins Zentrum der Aufmerksamkeit von Wissenschaft und Praxis gerückt. Der verbreitete Stakeholder-Ansatz hat sich 
dabei im Laufe der Zeit stark gewandelt. Angesichts komplexer werdender Problemstellungen und der Entwicklung 
einer vernetzten Öffentlichkeit gibt es inzwischen einen verschärften Bedarf an Systematisierung und Erweiterung des 
Wissens über praktische Verfahren in diesem Bereich. Der Beitrag zeigt diese Ausgangslage anhand der Entwicklung 
des Stakeholder-Ansatzes, des Begriffs der Public Governance und der Theorie diskursiv vernetzter Öffentlichkeiten 
auf. Er erläutert anhand eines Fallbeispiels die Handlungsprobleme, welche sich im Stakeholder-Management öffent-
licher Organisationen ergeben. Dabei identifiziert er die Schwächen bisher bekannter Verfahren von Umweltanalyse 
und -bewertung sowie von Entscheidungsfindung und Stakeholderkommunikation. Schliesslich präsentiert er Zugän-
ge einer Theorie diskursiv vernetzter Politikfelder, welche zur Entwicklung eines integrierten Führungsmodells genutzt 
werden können.
1 Im folgenden Beitrag werden die öffentlichen Haushalte und Sozialversicherungen (so genannter »Sektor Staat») ebenso als Teile des öffentlichen Sektors verstanden wie die 
von ihnen in unterschiedlichen Graden gesteuerten und kontrollierten Einheiten. Zu den öffentlichen Organisationen zählen nicht nur Ämter und Behörden von Gemeinden, 
Kantonen und vom Bund, sondern auch die von diesen massgeblich beherrschten und in ihrem Auftrag tätigen «öffentlichen Unternehmen» (vgl. EFV, 2011, S. 20 f.; IMF, 
2014, S. 19).
1.  Übersicht
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Die wechselseitige Beziehung zwischen Organisationen und ihrer Umwelt ist ein zentrales Forschungsthema verschie-
dener Disziplinen (1.1). Dabei spielt der Stakeholder-Ansatz eine wichtige Rolle (1.2). Er entwickelte sich über die 
Jahrzehnte hinweg zu einem von grosser Diversität geprägten wissenschaftlichen Modell (1.3). Zusätzliche Bedeutung 
erhielt er im Rahmen der Diskussion über Public Governance (1.4). Angesichts des Wandels von Regierungsformen 
und Öffentlichkeit muss er aber nochmals geschärft werden: Kommunikation in diskursiven Netzwerken muss als Re-
alisierungsform von Stakeholder-Management insbesondere öffentlicher Organisationen angenommen werden (1.5).
2.1  WECHSELSEITIGE KONSTITUTION VON ORGANISATIONEN UND IHRER UMWELT
Im Zuge der Entwicklung einer auf Information und Wissen setzenden «Welt-» und «Kommunikationsgesellschaft» 
(Münch, 1995; Stichweh, 2000) gewinnt in der Organisationstheorie die Ansicht an Plausibilität, dass Organisationen 
nicht als isolierte Atome der sozialen Welt verstanden werden können, sondern sich im laufenden, wechselseitigen 
Austausch mit ihrer Umwelt entwickeln: Die Organisation entsteht aus der Kommunikation in der gesellschaftlichen 
Umwelt, die gesellschaftliche Umwelt kommuniziert dank Organisationen. Es kann nicht angenommen werden, dass 
«innerhalb» von Organisationen schon immer ein höherer Grad an Rationalität des Handelns gegeben ist als «ausser-
halb»; vielmehr braucht es eine ständige strategische Vermittlung zwischen dem Aussen und Innen (Ortmann et al., 
2000; Luhmann, 2006, S. 380-417; Taylor & van Every, 2011, Theis-Berglmair, 2013).
Diese organisationstheoretischen Erkenntnisse haben praktische Folgen, denen sich besonders die Betriebswirt-
schaftslehre in ihren jüngeren Modellbildungen annimmt. Im St. Galler Management-Modell in der vierten Generation 
(Rüegg-Stürm & Grand, 2014) wird die Vermittlung zwischen dem Innen und Aussen zur Grundlage jeglicher erfolgrei-
cheren Wertschöpfung – und damit zur Kernaufgabe des Managements: Es wendet sich der Umwelt der Organisation 
zu, um die nötigen Ressourcen für deren Wertschöpfungsprozesse zu «mobilisieren»; dies geschieht typischerweise 
in verschiedenen Formen der Kommunikation. Das Modell plädiert für ein «Verstehen von Diskursen» in den verschie-
denen Sphären der Umwelt und fokussiert auf die Aufgabe, «Kontroversen (zu) führen» und «Beziehungen (zu) gestal-
ten» (ibid., S. 38-73).
Zur Erfüllung dieser Aufgabe nimmt Management als «reflexive Gestaltung» der Organisation in ihrer Umwelt die Form 
von Kommunikationspraktiken an. Im permanenten, dynamischen Austausch mit der Organisationsumwelt wirken die-
se Praktiken auf strategischen «Kommunikationsplattformen». In der Form von «Corporate Governance» definieren, 
moderieren und strukturieren sie den Wertschöpfungsprozess (ibid., S. 154-170). Dabei involvierte Anspruchsgrup-
pen werden als «organisations-relevante Repräsentanten unterschiedlicher Umweltsphären bzw. Diskurse» verstan-
den (56).
2.2  GENESE DES STAKEHOLDER-ANSATZES
Der Begriff «Anspruchsgruppen» bzw. «Stakeholder» wurde bereits vor über drei Jahrzehnten in die wissenschaft-
liche Debatte eingeführt. Der massgeblich von Freeman (1984) geprägte Stakeholder-Ansatz propagiert die Über-
zeugung, dass sich die Entwicklung und Formulierung von Unternehmenszielen nicht allein an den Interessen der 
Eigentümer (der so genannten Share- bzw. Stockholder) zu orientieren habe (Donaldson & Preston, 1995, S. 82). Viel-
mehr müssten auch andere Ansprüche und ihre Vertreter (so genannte Stakeholder) ausserhalb wie innerhalb der Or-
ganisation berücksichtigt werden, beispielsweise Lieferanten, Fremdkapitalgeber, Mitarbeitende oder politische und 
staatliche Organisationen (Freeman, 1984, S. 52-54). Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit Stakeholder-Be-
ziehungen hat sich, ausgehend von diesem Ansatz, seither intensiviert (vgl. Miles, 2015).
2.  Stakeholder-Beziehungen in der  
vernetzten Öffentlichkeit
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Zunächst wurde der reflexive Umgang mit Stakeholdern als ein Mittel zur Optimierung der Ressourcen und der besse-
ren Kontrolle der Unternehmensumwelt verstanden. Dabei lag der Fokus auf der Integration von Stakeholdern, welche 
von externen Folgen (z.B. Luft- oder Wasserverschmutzung) unternehmerischer Tätigkeit negativ betroffen waren und 
sich gegen das Unternehmen wenden könnten (Fifka & Loza Adaui, 2015, S. 75). Im Vordergrund stand zunächst also 
die Vermeidung möglicher Konflikte wie Boykotte oder Rechtsstreitigkeiten.
In der weiteren Entwicklung des Ansatzes weitete sich die Perspektive: In der Pflege von Beziehungen mit Stakehol-
dern wurde fortan eine wichtige Voraussetzung für die Qualität von Management-Entscheiden und die Nachhaltigkeit 
von organisationaler Wertschöpfung gesehen (Post et al., 2002, S. 36; Maak & Ulrich, 2007, S. 179-182; Schmitt et al., 
2008, S. 8, 67). Damit rückte auch die Gestaltung der Kommunikation mit Stakeholdern im Sinne eines offenen Dialogs 
in den Fokus und wurde zum wesentlichen Element strategischer Unternehmensführung erklärt (Zerfass, 2004; Minoja, 
2012, S. 79; Zerfass & Piwinger, 2014). Die Verantwortung für diese Prozesse wird allgemein auf der obersten Füh-
rungsebene angesiedelt, dies im Wechselspiel der verschiedenen Akteure im strategischen und operativen Manage-
ment sowohl bei privaten Unternehmen als auch bei öffentlichen und Non-Profit-Organisationen (schon bei Freeman, 
1984; vgl. auch Bryson, 2011, S. 49; Rüegg-Stürm & Grand, 2014, S. 154-162; Hungenberg & Wulf, 2015). 
2.3  DIVERSITÄT DES STAKEHOLDER-ANSATZES
Obwohl kaum Zweifel an der Bedeutung eines Stakeholder-Managements für die strategische Organisationsführung 
angemeldet werden, sind entsprechende theoretische und praktische Konzepte durchaus nicht einheitlich (z.B. Mit-
chell et al., 1997, S. 855; Preble, 2005, S. 409-411; Fassin, 2008, S. 115, 127; Freeman et al. 2010, S. 209-211; Mainar-
des et al., 2011, S. 228, 237; Miles, 2015, S. 2-3). Abgesehen vom Fehlen eines allgemein akzeptierten Begriffs des 
«Stakeholders» wird auch das «Stakeholder-Management» unterschiedlich modelliert (Donaldson & Preston, 1995, 
S. 75):
Der deskriptive empirische Ansatz («how firms behave», Laplume et al., 2008, S. 1159) erklärt im Wesentlichen die 
organisatorischen Charakteristiken und Verhaltensweisen von Stakeholdern. Das führt zu einem Bild der Organisation 
als Konstellation sowohl kooperativer wie widersprüchlicher Interessen.
Der instrumentelle Ansatz («how behaviour affects performance», Laplume et al., 2008, S. 1159) baut auf den Er-
kenntnissen des deskriptiven Ansatzes auf und beauftragt das Stakeholder-Management damit, Organisationsziele 
wie Profitabilität, Stabilität und Wachstum in einem heterogenen und kontroversen Umfeld zu erreichen. Aus dieser 
Perspektive werden als relevant angesehene Stakeholder berücksichtigt; Kriterium für deren Relevanz ist die explizite 
Legitimität, wie sie sich etwa aus allgemeinen Gesetzesregelungen und Mitwirkungsrechten im Rahmen von Eigen-
tums-, Vertrags- und Marktbeziehungen ergibt (Eberhardt, 1998, S. 147 f.). 
Der normative Ansatz («how firms should behave», Laplume et al., 2008, S. 1159) berücksichtigt moralische oder 
philosophische Wertvorstellungen, Prinzipien und Praktiken. Demnach definieren sich Stakeholder durch ein legitimes 
Interesse an der Organisation – auch dann, wenn umgekehrt kein Interesse der Organisation an ihnen bestehen muss 
(Donaldson & Preston, 1995; Ulrich, 2008). Dies ergibt ein weit gestecktes Handlungsfeld für das Management, das 
sich zunächst am ehesten für die Umsetzung durch öffentliche Organisationen eignet, trägt dieser Ansatz doch der 
Tatsache Rechnung, dass diese Teil eines demokratischen Systems sind (Beach, 2009). 
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Angesichts der Diversität des Stakeholder-Ansatzes wie auch der Tatsache, dass öffentliche Organisationen von un-
terschiedlichen Zwecken, Kulturen, Strukturen und Prozessen geprägt sind, kann es nicht zielführend sein, sich bei 
der Lösung von Managementaufgaben auf eine der verschiedenen Auffassungen festzulegen. Generische Leitlinien 
und situative Adaptionen erscheinen zweckmässiger (Freeman et al., 2010, S. 209, ähnlich Beach, 2009, S. 13). Mit 
dieser Offenheit steigt allerdings der Bedarf nach einer Systematisierung zur Verfügung stehender Ansätze und einer 
Schärfung von spezifischen Erfolgskriterien und Typen von Stakeholder-Beziehungen (sog. «Genres» des Stakehol-
der-Managements, vgl. Miles, 2015, S. 19).
2.4  STAKEHOLDER-ANSATZ IM RAHMEN DER PUBLIC GOVERNANCE
Die besonderen Umstände und Herausforderungen für das Stakeholder-Management öffentlicher Organisationen 
werden in den Staats-, Verwaltungs- und Politikwissenschaften unter dem Schlüsselbegriff der «Governance» 
diskutiert. Es handelt sich dabei um ein eigentliches «Modewort» (Nullmeier, 2007; ähnlich Klijn, 2008, S. 507), das 
die verschiedenen theoretischen Perspektiven und Ansätze problemorientiert aufeinander bezieht (Benz et al., 2007, 
S. 10). Regieren und Verwalten im Sinne von Governance beruht nach diesem Verständnis nicht auf bilateralen Hierar-
chien, sondern auf vernetzten Wechselbeziehungen, Informations-, Steuerungs-, Koordinations- und Interaktionspro-
zessen (Benz 2004, S. 25), die Organisationen und politische Systeme «entgrenzen» (Jarren et al., 2007).
Die Staats- und Verwaltungswissenschaften sprechen in diesem Zusammenhang vom «Gewährleistungsstaat» 
bzw. vom «aktivierenden Staat» (z.B. Mastronardi & Schedler, 1998; Reichard, 2004; Jann & Wegrich, 2004). Dessen 
Kernaufgaben werden in der Koordination, Moderation und Förderung von gesellschaftlicher Verantwortungsüber-
nahme unter Einbezug aller Gruppierungen gesehen – weniger also in der Erstellung öffentlicher Leistungen an und 
für sich (Thom & Ritz, 2008, S. 11; Klenk, 2010, S. 321). Man verspricht sich davon neben mehr Effizienz auch mehr 
Effektivität und die Bewältigung von «wicked problems» (Rittel & Weber, 1973) der heutigen Gesellschaft, also komple-
xer, unstrukturierter, dynamischer und kontroverser öffentlicher Problemstellungen (Roberts, 2000; Stücheli-Herlach & 
Grand, 2014; Head & O’Flynn, 2015, S. 349; Rühli et al., 2015), wie sie aktuell etwa in der Flüchtlingspolitik anzutreffen 
sind. Angesichts solcher Problemstellungen stossen bisherige Lösungsprozesse und Planungsverfahren an ihre Gren-
zen (vgl. z.B. Kreuter et al., 2004, S. 443; Head & Alford, 2015, sowie entsprechende neue politikfeldspezifische und 
interdisziplinäre Studien wie Olden 2003; Agranoff & McGuire, 2003; Hostmann et al., 2005; Luyet et al., 2006; Gerum, 
2008; O›Leary & Blomgren, 2009; Wadenpohl, 2010; Beach, 2011). 
Die Weiterentwicklung von praktischen Verfahren des Stakeholder-Managements erhält für öffentliche Organisationen 
eine erfolgsentscheidende Bedeutung (Bryson, 2004, S. 24). In der Public Management-Literatur werden entspre-
chende theoretische und praktische Ansätze unter vielfältigen Namen diskutiert. Die Rede ist von «Networked Go-
vernance» und «Network-Management» (vgl. z.B. Kickert et al. 1997; Provan & Kennis, 2005; Bennington, 2011), von 
«Collaborative Governance» und «Collaborative Public Management» (z.B. Arganoff & McGuire, 2003; Ansell & Gash, 
2008; Emerson et al., 2011) oder auch von einem neuen «Public Value Management» (Moore, 1995; Stoker, 2006; 
O’Flynn, 2007; Neumüller, 2011), einer «New Public Governance» (Osborne, 2010) und einem «New Public Service» 
(Denhardt & Denhardt, 2015).
In den Politikwissenschaften wird das Thema unter anderem massgeblich am Beispiel der wechselseitigen Ver-
schränkung von Praktiken des Regierens und Praktiken des Kommunizierens behandelt (Kamps & Nieland, 2006; 
Schuppert, 2007). Dabei hat sich auch in diesem Feld der Begriff des «Netzwerks» etabliert zur Bezeichnung für 
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die vielfältigen Austauschbeziehungen, aus denen die moderne Staatsführung besteht (Schneider & Janning, 2006, 
S. 116-168).
Weite Verbreitung (Schedler, 2007, S. 254; Pappenfuss, 2013, S. 17) hat zudem der Ausdruck der «Public Governan-
ce» gefunden, der im Folgenden als Oberbegriff verwendet wird für alle Arten des Wandels des Stakeholder-Ansat-
zes im Kontext öffentlicher Organisationen und komplexer Problem- bzw. Politikfelder. Den meisten Vertretern dieses 
Konzepts ist gemein, dass sie sich kritisch mit bisherigen Steuerungsansätzen auseinandersetzen. Im Fokus sollen 
demnach vor allem die Partnerschaften in Staat, Wirtschaft und Gesellschaft, die langfristige Kooperation in dynami-
schen Netzwerken und kombinierte Steuerungsmechanismen stehen (Benz, 2004, S. 26; Jann, 2005; Schedler, 2005; 
Boivard & Löffler, 2009, S. 217 f.; Klijn, 2012, S. 7).
Auch in dieser Perspektive wird der Public Manager zum Netzwerk-Manager (Boivard & Löffler, 2009, S. 215; 217 f.) 
– und muss sich in dieser Rolle zwingend mit der «Organisation der Willensbildung und Entscheidungsfindung hin-
sichtlich der Erfüllung öffentlicher Aufgaben» (Schedler, 2007, S. 254) und der «Art und Weise, in welcher Stakeholder 
miteinander interagieren, um die Ergebnisse öffentlicher Politik zu beeinflussen», auseinandersetzen (Boivard & Löff-
ler, 2009 nach Boivard, 2005, S. 220).
Die Herausforderung des Netzwerks von Public Governance besteht nun darin, dass die Stakeholder in grosser Zahl 
und Vielfalt zu berücksichtigen sind. Sie besteht aber auch darin, dass die Stakeholder mehrfache bzw. «hybride» 
Rollen spielen2 und dass sie ihre Ansprüche jeweils erst im dynamischen Vollzug der Vernetzung und lediglich situativ 
artikulieren und klären. Bürger sind in diesem Rahmen beispielsweise nicht nur Wähler, Kunden oder Auftraggeber, 
sondern auch Problemlöser, Ko-Produzenten von Leistungen und Ko-Regulatoren (Bryson et al., 2014, S. 445-447). 
Mitarbeitende können auch Kunden, Investoren und politisch aktive Bürger sein (Hatch & Schulz, 2008, S. 18). Je nach 
situativer Relevanz und kommunikativer Aktualität artikulieren sie sich in der einen oder anderen Rolle. Ähnliches lässt 
sich beispielsweise von Verbänden oder öffentlichen Unternehmen sagen.
2.5  DISKURSIV VERNETZTE POLITISCHE ÖFFENTLICHKEIT
Auf diese Weise hat sich in den Staats-, Verwaltungs- und Politikwissenschaften die Metapher des «Netzwerks» 
etabliert, um die komplexen Erfolgsvoraussetzungen und Aufgaben im modernen Stakeholder-Management zu be-
schreiben. Das ist kein Einzelfall: Auch in den 593 verschiedenen Definitionen des «Stakeholders» in business-ori-
entierten wissenschaftlichen Publikationen kommt dem netzwerktheoretischen Merkmal der «Verknüpftheit» («tied») 
einer Organisation mit ihren Stakeholdern die Rolle eines kleinsten gemeinsamen Nenners zu (Miles, 2015, S. 4). Und 
nicht zuletzt ist die Metapher auch in den Kommunikationswissenschaften bedeutsam geworden: Sie findet in der 
neueren Kommunikationsphilosophie (Serres, 1991) wie auch in der kommunikationssoziologischen Gegenwartsdia-
gnostik (Castells, 2010) prominente Verwendung und erringt in der Beschreibung des «Strukturwandels» der Öffent-
lichkeit eine entsprechend zentrale Bedeutung (Imhof, 2003, S. 203 f.). Ähnliches liesse sich über die so genannte 
Akteur-Netzwerk-Theorie (Latour, 2008, S. 10) sagen, welche jüngst zu einer Theorie Neuer Medien transformiert wor-
den ist (Krieger & Belliger, 2014). Die Netzwerktheorie, das «neue Paradigma der Sozialwissenschaften» (Stegbau-
er, 2008), wird in den Kommunikationswissenschaften unterschiedlich genutzt. Als Knoten eines Netzwerks gelten je 
2 Helm (2007, S. 178) spricht von «hybriden Stakeholdern», die Mitglied mehrerer Anspruchsgruppen sind; und auch Bromley (2001, S. 325) weist darauf hin, dass «(such) 
groups may have overlapping memberships, creating complex social networks of communication and influence».
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nachdem Mitteilungen, einzelne Text- oder ganze Medienangebote und Akteure; als Kanten werden je nach Ansatz 
inhaltliche Referenzen oder interaktive Adressierungen gesehen (Albrecht, 2008, S. 171; Bucher et al., 2008, S. 46). 
Als gemeinsamer Nenner kann gesehen werden, dass in Kommunikations-Netzwerken nicht Unidirektionalität und 
Zweiseitigkeit die Regelfälle sind, sondern kollektiv konstituierte und mehrfach adressierte Interaktionen in komplexen 
Öffentlichkeiten. Diese können sich auch nur vorübergehend manifestieren, führen also nicht zwingend zu Identifika-
tions-, Organisations- und Strukturierungseffekten. Das bringt vielfältige Chancen, aber auch bedeutende Risiken für 
die Aufmerksamkeitssteuerung, die Verständigung und den demokratischen Dialog mit sich (Münch, 1995; Zerfass, 
2004, S. 417-425; Baecker, 2008; Stücheli-Herlach et al., 2012).
Die zeitdiagnostische, sozial- und kommunikationswissenschaftliche Idee des «Netzwerks» ist von dessen techni-
scher Idee dabei nicht zu trennen (Kamps, 2007, S. 293-348). So machte, was die politische Öffentlichkeit anbetrifft, 
schon in einer frühen Phase der Internet-Nutzung das Schlagwort des «Netizen» die Runde, das die Mutation des her-
kömmlichen «Citizen» in einen elektronisch vernetzten Akteurtypus bezeichnen sollte (Emmer & Bräuer, 2010, S. 311). 
Er nimmt wahr, was situativ an Kommunikationsangeboten existiert, verknüpft diese mit eigenen Deutungen und Be-
wertungen und spielt diese direkt in den öffentlichen Diskurs zurück (Bucher, 2013, S. 83). Abgrenzungen zwischen 
Organisations- und Medienöffentlichkeit, zwischen «interner» und «externer» Öffentlichkeit lösen sich auf (Theis-Ber-
glmair, 2013). Öffentlichkeit ist zur Schrankenlosigkeit von Kommunikation geworden; zu einer Sphäre permanenter, 
omnipräsenter, medienkonvergenter, sowohl individueller wie massenpublizistischer Adressierung, Anverwandlung, 
Verbreitung, Kritik, Verknüpfung und Transformation von Kommunikationsangeboten (Stücheli-Herlach et al., 2012). 
Anstatt also annehmen zu können, dass Stakeholder jederzeit klar kategorisierbar und adressierbar sind, müssen sie 
anhand ihrer Kommunikationspraktiken erst identifiziert, die Dynamik ihrer Vernetzung muss erst beobachtet und er-
probt werden. Stakeholder-Management ist damit zunächst einmal Netzwerk-Analyse. Und Netzwerkanalyse ist eine 
Frage der Netzwerk-Kommunikation (Karmasin & Weder, 2014, S. 84-88) und anschliessender Diskursanalyse (Ja-
nning et al., 2009). Denn die Vernetzung ist ein dynamischer Prozess der Kommunikation, in dem die Stakeholder 
sich mit sprachlichen Mitteln darüber austauschen, was ihnen gemeinsam ist und worin sie sich in ihren Ansprüchen 
unterscheiden. Die Verwendungsweisen gemeinsamer sprachlicher Muster können als Knotenpunkte von Stakehol-
der-Netzwerken verstanden werden; dies in einer Situation, in der sich die Vorstellung eindeutiger, singulärer und sta-
biler Interessen überholt hat (Kerchner, 2006). Ein komplexes, kontroverses Politikfeld ist damit immer auch ein Feld ei-
ner «Politik der Diskurse» und ihrer strategischen, reflexiven Gestaltung durch Stakeholder (Keller, 2011, S. 314-317).
Stakeholder-Analyse als diskursive Netzwerk-Analyse zu betreiben, fusst auf der Annahme, dass Akteure von Public 
Governance eine gemeinsame Sprache entwickeln müssen (Spiess, 2011), um sich wechselseitig wahrnehmen, sich 
wechselseitig adressieren und dann miteinander kooperieren zu können. Sie entwickeln eigentliche «Diskurskoali-
tionen» (Hajer, 2008). Solche Diskurs-Netzwerke verknüpfen Einzelaussagen mit Erzählweisen, Argumentationsket-
ten, Deutungsmustern und emblematischen Symbolen, welche sich dann unterschiedliche Akteure zu eigen machen 
(Viehhöver, 2006; Hajer, 2009; Arnold et al., 2012). Zeigen lässt sich dies beispielsweise an der «Waldsterben»-Debat-
te, der überparteilichen Koalition für den so genannten «bilateralen Weg» zwischen der Schweiz und der EU (Stüche-
li-Herlach, 2012) oder den emblematischen Bezeichnungen für «Wende»-Ereignisse wie jene von «Fukushima» oder 
«Tschernobyl», die Politikfelder in eine neue Ordnung zwingen.
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Öffentliche Organisationen sind den Herausforderungen «vernetzter» politischer Kommunikation besonderes ausge-
setzt (2.1). Wie das Beispiel «Flughafenpolitik» im Kanton Zürich zeigt, führt dies im Stakeholder-Management zu 
Handlungsproblemen mit erheblichem Eskalationspotential (2.2). Ein Bedarf an Klärung und Weiterentwicklung von 
Verfahrensweisen und Instrumenten des Stakeholder-Managements liegt damit auf der Hand (2.3).
3.1  AUSGANGSLAGE FÜR ÖFFENTLICHE ORGANISATIONEN
Je ausgeprägter der «öffentliche» Charakter einer Organisation ist, desto bedeutsamer sind die oben beschriebenen 
Voraussetzungen für das Stakeholder-Management. Die Erklärung dafür liegt in den im Vergleich zu privatwirtschaft-
lichen Unternehmen andersartigen Eigentumsverhältnissen. Bürgerinnen und Bürger verstehen sich als Eigentümer 
der öffentlichen Organisation; gleichzeitig stellen sie den Grossteil ihrer Kundschaft. Die Leitungs- und Aufsichtsauf-
gaben über öffentliche Organisationen delegiert die politische Öffentlichkeit an gewählte Behörden. Neben der Wahl 
und Abwahl der Behörden stehen den stimm- und wahlberechtigten Bürgern weitere Mitbestimmungsrechte zu, um 
direkt auf Rechtsetzung sowie Einnahmen und Ausgabeneinzuwirken. Diese Einflussnahme kann nicht nur punktuell 
mit der Kaufmacht oder mittels Kundenorganisationen erfolgen; sie ist auch institutionalisiert, beispielsweise in Form 
von Referenden und Initiativen, Vernehmlassungen, Beschwerde- oder anderen Mitwirkungsrechten (Knoepfel et al., 
2014). Diese institutionalisierten Entscheidungsstrukturen und -prozesse sind in die beschriebene schrankenlose Ver-
netzungskommunikation eingebettet.
Diese Umstände, welche im Folgenden exemplarisch am Beispiel einer nationalen Verkehrsinfrastruktur in der Schweiz 
aufgezeigt werden, gelten in dieser Abstraktion analog auch im Politikfeld Energie.3
3.2  HERAUSFORDERUNGEN AM BEISPIEL DES FLUGHAFENS ZÜRICH
Am 1. April 2000 wurde die Flughafen Zürich AG (FZAG) als gemischtwirtschaftlich börsenkotiertes Unternehmen 
aus einer Fusion der Flughafen-Immobilien-Gesellschaft und der Flughafendirektion des Kantons Zürich gegründet. 
Grundlage dazu bildete das Gesetz über den Flughafen Zürich vom 12. Juli 1999 (FG). Demzufolge hat der Kanton 
eine ausgewogene Wahrung der verkehrs- und volkswirtschaftlichen sowie umweltpolitischen Interessen sicherzu-
stellen (FG § 1). In diesem Kontext nimmt der Kanton gegenüber der FZAG unterschiedliche Rollen mit sich teilweise 
widersprechenden Interessen ein: 
• Als Aufsichtsorgan über die Einhaltung der An- und Abflugrouten und Nachtflugordnung übt der Kanton eine ho-
heitliche Aufgabe aus (FG § 3 Abs. 1).
• Als Aktionär mit Vetokompetenzen im Verwaltungsrat hat er unternehmerische, volkswirtschaftliche und wirtschaft-
liche Interessen sowie den Schutz von Bevölkerung und Umwelt wahrzunehmen (Amt für Verkehr, 2014, S. 3). 
• Als Darlehensgeber und Gläubiger hat er gegenüber dem von ihm beherrschten öffentlichen Unternehmen auch 
finanzielle Interessen wahrzunehmen (im Zusammenhang mit dem Swissair-Grounding vgl. Regierungsrat des 
Kantons Zürich, 2002). 
3 Dieser Einschub wurde für das vorliegende Working Paper vorgenommen. Die Ergebnisse der wissenschaftlichen Studie gelten unabhängig vom untersuchten Politikfeld und 
sind in ihrer generischen Form allgemeingültig.
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• Als ehemaliger Flughafenbetreiber haftet er für Entschädigungsforderungen wegen übermässigen Lärms, wenn 
der Entstehungsgrund dieser Forderungen vor der Verselbständigung liegt (FG § 11 und 15).
• Als Regulator kann er die zukünftige wirtschaftliche und räumliche Entwicklung des Flughafens beschränken (FG 
§ 3 und 19 Absatz 2). Insbesondere kann die Bevölkerung bei Gesuchen über Änderungen der Lage und Länge 
der Pisten mittels referendumsfähigen Kantonsratsbeschlusses unmittelbar Einfluss auf die räumliche und damit 
auch wirtschaftliche Entwicklung der FZAG nehmen (FG § 19 Absatz 2).
Dabei gilt es zusätzlich zu beachten, dass «der Kanton Zürich» kein einzelner Stakeholder der Organisation FZAG ist, 
sondern dass die Wahrnehmung seiner divergierenden Ansprüche und Interessen innerhalb des Kantons wiederum 
von unterschiedlichen Gremien und zivilgesellschaftlichen Akteuren erstritten wird.
Ähnlich komplex erweist sich das Verhältnis, das Kanton und Bund zur FZAG als einer nationalen Verkehrsinfrastruktur 
von grosser volkwirtschaftlicher Bedeutung unterhalten. Dem Bund stehen ausschliessliche (Luftfahrt: Bundesverfas-
sung [BV] Art. 87; Erteilung der Betriebskonzession; Luftfahrtgesetz § 36a) und parallele Kompetenzen zu (in der 
Raumplanung mit dem Sachplan Infrastruktur Luftfahrt), oder seine Zuständigkeit sieht explizite Mitwirkungsrechte der 
Kantone vor (z.B. bei Verhandlungen mit Deutschland über An- und Abflüge über süddeutsches Gebiet gemäss BV 
Art. 55). Als Folge davon ist das Stakeholder-Management des Bundes, des Kantons Zürich und der FZAG mit inhalt-
lich höchst komplexen und kontroversen Ansprüchen, unzähligen und teilweise hybriden Stakeholdern sowie parallel 
oder gegeneinander verschobenen, aber voneinander abhängigen dynamischen Austauschprozessen auf zahlrei-
chen Kommunikationsplattformen konfrontiert (vgl. nachfolgende Abbildung 1).  
In diesem hoch komplexen Netzwerk von Stakeholder-Beziehungen kam es nach jahrelangen Auseinandersetzungen 
zu diversen Eskalationen, beispielsweise in Form von Demonstrationen, Störungen von Medienkonferenzen, Mahnwa-
chen, vereinzelten Straftaten, Gerichtsverfahren und einer andauernden hitzigen Debatte in journalistischen und sozi-
alen Medien. Sie entzündeten sich letztlich an der Änderung des An- und Abflugregimes. Entsprechende Mitteilungen 
gerieten jeweils sofort in den «Teufelskreis» einer vernetzten «Politik des Diskurses» (Stücheli-Herlach, 2003).
Als Antwort darauf initiierten das Eidgenössische Departement für Umwelt, Verkehr und Kommunikation, der Kanton 
Zürich und die FZAG im Jahr 2003 ein Mediationsverfahren (Schenkel, 2004). Damit war implizit das Eingeständnis ver-
bunden, dass dieses mit zahlreichen Konflikten behaftete, komplexe Dossier nicht mehr in den ordentlichen Verfahren 
eines demokratischen Rechtsstaates zu bewältigen war. Das mit der Vorbereitung beauftragte Expertenteam führte 
in vier Monaten insgesamt 91 Gespräche mit 284 Akteuren aus der Schweiz und Deutschland (Wörnhard et al., 2004, 
S. 14). Die grosse Anzahl von Akteuren, die das Expertenteam identifizierte, sowie zusätzlich jene, die ein Gespräch 
mit diesem führen wollten, war für das Team «nicht vorhersehbar» (König & Wörnhard, 2012, S. 9) gewesen. An einer 
Grossveranstaltung nahmen 104 Behörden und Vereinigungen teil, die insgesamt über 230 Organisationen vertraten 
(ibid., S. 13). Die mit der FZAG verbundene Themenvielfalt reichte unter anderem von Sicherheit über Lärm und Ent-
schädigung bis hin zu Arbeitsplätzen, Luftfahrtpolitik und Parteipolitik – was dazu führte, dass deren »Bearbeitung eine 
grosse Herausforderung, für manche der Beteiligten eine Überforderung darstellte» (Wörnhard, et al., 2004, S. 23 f.). 
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Die Rollen- und Interessenkonflikte wurden durch Verfahrenskonflikte verschärft. Wegen paralleler oder nachgelager-
ter Zuständigkeiten blockierten sich gewisse Akteure vor und im Verlaufe der Vorbereitungsphase des Mediations-
verfahrens gegenseitig. Erschwerend für die Gestaltung der Beziehungen war, dass zwischen den verschiedenen 
Akteuren Machtungleichgewichte bestanden oder empfunden wurden und dass um die Anerkennung von Legitimi-
tätsansprüchen gekämpft wurde (ibid., S. 19, 30). Letztlich scheiterte die Aufnahme eines Mediationsverfahrens dar-
an, dass sich wichtige Akteure nicht auf das weitere Vorgehen, insbesondere auf die Zusammensetzung eines Kern-
teams, einigen konnten (vgl. SRF, 2004). Insgesamt zeigt dieses Praxisbeispiel das Dilemma auf, welches sich im 
Stakeholder-Management öffentlicher Organisationen typischerweise ergibt. Eine bilaterale, geschweige denn multila-
terale Verbindlichkeit von Stakeholder-Beziehungen kann wegen der vielfältigen Vernetzung der Stakeholder und ihrer 
kontroversen, aber auch hybriden Ansprüche kaum hergestellt werden. Gleichzeitig verändert sich die Ausgangslage 
durch die Dynamik kommunikativer Vernetzung permanent. Oft werden als Reaktion darauf zusätzliche Kommunikati-
onsplattformen wie Runde Tische, Mediationen oder Task Forces ins Leben gerufen. Diese Plattformen erhöhen indes 
die Komplexität der »Politik der Diskurse» zusätzlich und verschärfen dadurch das Dilemma, in dem die Führungsver-
antwortlichen stecken.
Abbildung 1: Modellhafte aggregierte Darstellung der vernetzten Ausgangslage für ein Stakeholder-Management 
aus Sicht der mit dem Flughafendossier betrauten Direktion des Kantons Zürich
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Zu diesem Dilemma führen, wie das Fallbeispiel des Flughafens Zürich zeigt, folgende Faktoren:
• Die Zahl unterschiedlichster Stakeholder ist in einem konsensdemokratisch ausgerichteten, pluralistischen und 
föderalistischen System (Linder, 1999, S. 359-370) nahezu unüberschaubar. Zudem sind die Ansprüche nicht 
auf einen Nenner zu bringen. Denn sie sind vielfältig, oftmals widersprüchlich und werden häufig von hybriden 
Akteuren geäussert, die sich in unterschiedlichen, auch gegensätzlichen, Rollen an der Diskussion beteiligen. 
So prägte beim Flughafendossier einerseits die Parteimitgliedschaft, anderseits aber auch die geographische 
Situierung des Wahlkreises nördlich, südlich, westlich oder östlich des Flughafens die Meinungen zum Lärm-Ma-
nagement.
• Die sich aufgrund von rechtlichen Rahmenbedingungen, Leistungsvereinbarungen sowie strategischen Zielver-
einbarungen ergebenden Rollen-, Ziel- und Interessenskonflikte können, zusammen mit sich rechtlich über-
lagernden Verfahrenskonflikten, zu Blockaden führen und politische wie unternehmerische Veränderungspro-
zesse erschweren oder scheitern lassen. Die Beziehungen zu einzelnen Stakeholdern sind nicht isoliert und frei 
gestaltbar, sondern müssen stets in ihrer institutionellen Vernetzung gewichtet werden.
• Der Umgang mit Stakeholdern ist stark von gesellschaftlichen, sozialen und ethischen Werthaltungen und von 
entsprechenden im Diskurs verankerten Deutungsmustern geprägt. So nannte sich eine Bürgerinitiative beispiels-
weise «Fluglärmsolidarität», eine andere Gruppierung bezeichnete sich als «Südschneiser», um ihren Opfersta-
tus und ihr Mobilisierungspotential im Mediendiskurs effektvoll zu inszenieren (Spitzenfeil, 2004; Krebs, 2007). 
Solche diskursiven Deutungsmuster kollidieren dabei oftmals mit der ökonomischen Rationalität der involvierten 
Organisationen. 
• Die Legitimität und Akzeptanz der öffentlichen Aufgabenerfüllung ist in derartigen Situationen permanent auf 
dem Prüfstand der demokratischen Debatte auf den verschiedenen Kommunikationsplattformen einer vernetzten 
Öffentlichkeit. 
3.3  HANDLUNGSBEDARF FÜR EIN INTEGRIERTES FÜHRUNGSMODELL
Managementteams, welche mit Situationen wie jenen am Flughafen Zürich konfrontiert sind, vermögen die etablierten 
wissenschaftlichen Handlungskonzepte nur bedingt zu helfen. Es beginnt schon mit dem Problem der Definition des 
Stakeholder-Begriffs und der Identifikation relevanter Beziehungen: Ist das entscheidende Kriterium dabei die Legi-
timität oder die Macht zur Einflussnahme – oder beides zusammen? Und wie soll die Dringlichkeit aus Sicht der Be-
troffenen gewichtet werden (Mitchell et al., 1997; Beach, 2013)? Berücksichtigt man zusätzlich das Bedrohungs- bzw. 
Unterstützungspotential (Savage et al. 1991)? Je weiter die Kriterien für relevante Stakeholder-Beziehungen gefasst 
werden, desto grösser wird deren Anzahl und desto aufwendiger werden deren Identifikation und Analyse sowie deren 
Priorisierung und Berücksichtigung in den Strategien. Je enger die Kriterien hingegen gefasst werden, desto grösser 
das Risiko, dass relevante Stakeholder übersehen oder vernachlässigt werden, diese aber ihre Vernetzung zu nutzen 
wissen und Druck auf die Organisation ausüben. 
73Umsetzung der Energiestrategie 2050 II StüCHeli-HerlaCH et al.: Stakeholder Management 
Die problematische Situation im Stakeholder-Management öffentlicher Organisation zeigt den Bedarf an transdiszip-
linärer, also anwendungsorientierter Forschung. Um neue Handlungsspielräume zu erforschen, können Zugänge aus 
der Theorie diskursiver Netzwerke politischer Kommunikation genutzt werden. Nötig für die Erweiterung der Hand-
lungsspielräume ist dabei ein Forschungsprozess über mehrere Stufen.
Die Handlungsprobleme im Stakeholder-Management sind so beschaffen, dass der Bedarf an transdisziplinärer For-
schung offensichtlich ist. Dieser liegt dann vor, wenn Handlungsprobleme für einzelne Organisationen so relevant 
sind, dass sie zwingend angegangen werden müssen, und gleichzeitig so komplex sind, dass sie nicht mit organisati-
onseigenen Wissensressourcen gelöst werden können (Wiesmann et al., 2008, S. 436; Leavy, 2011; Perrin, 2012, S. 5). 
Transdisziplinäre Forschung erfordert eine wechselseitige Verschränkung von wissenschaftlichem und praktischem 
Wissen in partizipativen, disziplinen- und professionsübergreifenden Teams (Hanschnitz, 2009, S. 188 f.).
Mit dem Ziel, Handlungsspielräume für das Stakeholder-Management zu erweitern, können die Zugänge einer Theorie 
diskursiv vernetzter politischer Öffentlichkeiten genutzt werden, um Fragestellungen zu schärfen und Hypothesen zu 
bilden. Mit Blick auf die Handlungsprobleme im Stakeholder-Management öffentlicher Organisationen könnte das wie 
folgt geschehen:
Problem der Datenbeschaffung und -auswertung: Wie können strategische Ansprüche anhand ihrer diskursiven 
Formation und Vernetzung rekonstruiert werden? Eine Lösung dieser Frage würde das Verfahren der Datenerhebung 
für öffentliche Organisationen erleichtern. Erste Ansätze ergeben sich aus der Netzwerkanalyse, die als Analyse diskur-
siver Netze betrieben werden kann (Janning et al., 2009). Sie geht qualitativ vor, beispielsweise anhand von markanten 
«salienten Sätzen» und «besetzten Begriffen» sowie deren Strahlkraft (Klein, 2014) oder durch die Rekonstruktion 
dominanter «Embleme» (wie «saurer Regen», «Fukushima») und entsprechender Erzählweisen in Diskurskoalitionen 
(Hajer, 2008, 2009). Sie kann auch quantitativ vorgehen und ermittelt dann in Textkorpora signifikante Schlagwörter, 
Wortkombinationen oder semantische Felder (Bubenhofer, 2013), welche Entscheidungsdispositionen (Janning et al., 
2009), Wissenstransfer und Meinungsbildung prägen können (Roth, 2012). Die Stakeholder-Analyse wird damit zu 
einer Untersuchung kommunikativ vernetzender Generalisierung und Mobilisierung von Ansprüchen. Sie scheint der 
veränderten Ausgangslage angemessener als herkömmliches Vorgehen. So fällt im Fallbeispiel der Flughafenpolitik 
auf, dass der Diskurs vielfältige politische Wertungen in metaphorischen Deutungsmustern miteinander vernetzt, wel-
che die Flughafeninfrastruktur als «Motor der Wirtschaft» bzw. «Tor zur Welt» bezeichnen. Der hybride Charakter von 
Stakeholdern führt aber auch dazu, dass spezifische Ansprüche aus anonymen und hybriden Stakeholdern selektio-
niert werden müssen, was durch den Gebrauch von Metonymien (Substantialisierungen komplexer Zusammenhänge) 
geschieht, beispielsweise durch die Bezeichnung «Südschneiser» oder durch die Rede von «einem Norden», «einem 
Süden» und «einem Osten» als Konkretisierung von diffusen und ökonomisch teilweise widersprüchlichen Erwartun-
gen grosser Kollektive an das Lärm-Management. 
Problem der Bewertung und Anwendung: Wie lassen sich strategische Ansprüche im Umfeld öffentlicher Organi-
sationen gewichten? Eine Lösung dieser Frage würde es erlauben, das Verfahren der Stakeholder-Identifikation und 
-Bewertung so zu gestalten, dass empirische Erkenntnisse über komplexe Beziehungsnetzwerke erzeugt, verständ-
lich dargestellt und effektvoll in den Managementprozess komplexer Organisationen eingespiesen werden könnten. 
Erste Ansätze ergeben sich aus dem Mapping diskursiver Netzwerke (Huff & Jenking, 2002; Clarke et al., 2015). So 
ist es möglich, ausgehend von Diskursanalysen ganze Karten der Verteilung und diskursiven Bestimmung politischer 
4.  Fazit: Der Weg der transdisziplinären 
Forschung 
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Situationen, Positionen, Projekte (also Handlungsstrategien) oder ganzer Arenen zu konstruieren (Clarke et al., 2015). 
In einem Forschungsprojekt über das Politikfeld öffentlicher Versicherungssysteme («Altersvorsorge 2020») in der 
Schweiz4 konnten beispielsweise aus einem Korpus von über 1‘000 Texten aus fünf Jahren (1,8 Mio. Wörter mit ins-
gesamt 13,9 Mio. Zeichen) Schlagworte identifiziert werden, welche bestimmten Positionen auf der Diskurs-«Karte» 
gemeinsam sind und welche Positionen sich von anderen unterscheiden, wie Abbildung 2 illustriert.
4 Die Analyse wurde am IAM Institut für Angewandte Medienwissenschaft im Auftrag der Firma Gentinetta*Scholten, Zürich, und in Zusammenarbeit mit dieser durchgeführt.
Abbildung 2: Beispiel einer situativen diskursanalytischen Stakeholder-Map zum Politikfeld der Altersvorsorge  
in der Schweiz im Zeitraum von 2010 bis 2014.
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Problem der Strategieentwicklung: Wie können Stakeholder-Strategien entwickelt, definiert und dargestellt werden, 
die in Führungsteams kollektivierbar und in längerfristigen Geschäftsprozessen überprüfbar sind? Lösungen auf diese 
Fragen würden es erlauben, die Entwicklung praktisch wirksamer Strategien (Johnson et al., 2007) integriert voran-
zutreiben (Bruhn, 2003). Erste Ansätze ergeben sich aus der Anwendung von Verfahren des «Design Thinking» und 
«Crafting» (Heracleous & Jacobs, 2011; Friesendahl, 2012; Uebernickel et al., 2015) auf die Strategieentwicklung. 
Diese zeigen Wege auf, wie mittels interaktiver und iterativer Prozesse aus komplexen Wissensbeständen der Pra-
xis strategische Ziel-«Gestalten» für die Führung entwickelt werden können. Auf Diskurs-Karten («Maps»), wie oben 
dargestellt, können durch interaktives Skizzieren oder prototypisches Formulieren Projekte entwickelt werden, die auf 
sprachlich-kommunikativen Strategien der «Besetzung von Begriffen», der Argumentationsführung und des Public 
Storytelling (Stücheli-Herlach & Perrin, 2013) aufbauen.
Durch die Zusammenarbeit zwischen Betriebswirtschaftslehre, Staats- und Verwaltungswissenschaft einerseits und 
der Wissenschaft politischer Kommunikation und politischen Sprachgebrauchs anderseits erscheint es möglich, neue 
Handlungsspielräume für die Führung öffentlicher Organisationen und für die reflexive Gestaltung ihrer Stakehol-
der-Beziehungen zu eröffnen. Dies bedingt allerdings einen mehrstufigen Forschungsprozess, für den dieser Beitrag 
plädiert. Er müsste von einer Erhebung der Bedürfnisse von Managementteams ausgehen. Er könnte mögliche Verfah-
rensweisen der Identifikation und Bewertung von Stakeholdern entwickeln, austesten und optimieren. Und er könnte 
solche Verfahrensweisen schliesslich an Managementteams vermitteln, deren Gebrauch begleiten und deren Wirkung 
evaluieren. 
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Abstract
Schweizer Kantone sind massgeblich an Energieversorgungsunternehmen (EVU) beteiligt. So befinden sich beispiels-
weise Unternehmen wie Axpo, Alpiq, BKW oder Repower AG mehrheitlich im Besitz eines oder mehrerer Kantone. Im 
Rahmen des ersten Working Papers1 wurde untersucht, wie eine modernere Finanzberichterstattung wie HRM2 oder 
IPSAS, Chancen und Risiken aus öffentlich-rechtlichen Beteiligungsportfolios an EVUs transparenter darstellen kann 
und somit einen breiteren politischen Diskurs über strategische Beteiligungsentscheide ermöglicht. 
Das zweite Working Paper dieser Serie knüpft an die Ergebnisse des ersten Papers an, indem die betriebswirtschaft-
lichen, finanzrechtlichen und finanzpolitischen Implikationen der Einführung von HRM2 in Sinne einer modernen und 
transparenten Finanzberichterstattung dargelegt werden. Die Ergebnisse beruhen auf einer Fallstudie des Kantons 
Graubünden und seiner namhaften Beteiligung an der Repower AG. Als Datengrundlage dienen 4 Experteninterviews 
mit Vertretern des Kantons Graubünden sowie die Jahresrechnungen der Jahre 2011 bis 2015. Zudem wurde die neu 
erarbeitete Eignerstrategie, welche der Kanton Graubünden für seine Beteiligung an der Repower AG ausgearbeitet 
hat, mitberücksichtigt.
Die Resultate zeigen, dass im Rahmen der HRM2-Einführung eine neue Zuteilung der Repower-Beteiligung vom Ver-
waltungsvermögen ins Finanzvermögen stattgefunden hat, was Implikationen in mehreren Bereichen zur Folge hatte. 
Die HRM2 Empfehlungen werden im neuen Finanzhaushaltsgesetz (FHG) in Graubünden umgesetzt, wodurch sie Ge-
setzescharakter erhielten und somit finanzrechtlich relevant sind. Aus betriebswirtschaftlicher Perspektive wurde eine 
Marktbewertung der Beteiligungen vorgenommen, was insbesondere im Kontext tiefer Strommarktpreise und tieferen 
Ertragsprognosen der Repower AG zu substantiellen Wertkorrekturen in der Bilanz, bzw. der Erfolgsrechnung und den 
daraus folgenden Erfolgsbelastungen führte.
Aus finanzpolitischer Perspektive ergibt sich dadurch die Fragestellung, wie mit (veräusserbaren) Beteiligungen ohne 
Renditepotential umzugehen ist. Aus dieser Fragestellung lässt sich ein Zielkonflikt ableiten, da Beteiligungen im Fi-
nanzvermögen primär zur Renditeabsicht gehalten werden, und weniger deshalb, weil damit eine öffentliche Aufgabe 
sowie regional- und volkswirtschaftliche Ziele verfolgt werden. Konkret stellt sich die Frage, ob die Zuordnung der Be-
teiligungen am EVU Repower AG zum Finanzvermögen, allenfalls zu überprüfen ist. 
Keywords: Energieversorgungsunternehmen, Graubünden, Repower AG, Eignerstrategie, Eigentümerrolle
1 Siehe: Fuchs et al., 2016.
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1.  Einleitung
Das vorliegende zweite Working Paper zum Thema «Kantonale Beteiligungen an EVUs im Kontext moderner Finanz-
berichterstattung am Beispiel des Kantons Graubünden» stützt sich auf die Ergebnisse des ersten Beitrags2, welcher 
aufzeigte, wie sich eine modernere und transparentere Finanzberichterstattung auf die Informationsbasis und das Auf-
zeigen von Risiken von kantonalen Beteiligungen an Energieversorgungsunternehmen (EVU) auswirkte. Während im 
ersten Working Paper der Fokus eher auf der Thematik der Rechnungslegung lag, wird im vorliegenden zweiten Band 
mehr Gewicht auf das Thema der Eigentümerrolle gelegt. Im Zentrum stehen dabei die finanzrechtlichen, betriebswirt-
schaftlichen und finanzpolitischen Implikationen einer modernen und transparenten Finanzberichterstattung, welche 
auf der Basis einer Fallstudie des Kantons Graubünden und seiner Beteiligung am EVU Repower AG untersucht wer-
den.
Das zweite Kapitel erläutert innerhalb des Analyserahmens den Umfang und die Fokussierung dieses Artikels und 
leitet daraus die Forschungsfrage ab. Die Abgrenzungen zeigen auf, welche Themen und Perspektiven aufgrund des 
beschränkten Umfangs nicht Eingang in das vorliegende Paper gefunden haben. Kapitel drei widmet sich dem me-
thodischen Vorgehen, wobei die gewählte Methode der Fallstudienanalyse im Vordergrund steht. Das vierte Kapitel 
bildet den Hauptteil dieser Arbeit und erläutert zuerst den Kontext der aktuellen Transparenzbemühungen im Bereich 
der öffentlichen Finanzberichterstattung hin zu einer modernen und tatsachengerechten Darstellung, wobei der Fokus 
auf den Entwicklungen in der Schweiz und damit auf dem Harmonisierten Rechnungsmodell 2 (HRM2) liegt. Es werden 
diesbezüglich aber auch internationale Standards, wie die International Public Sector Accounting Standards (IPSAS) 
näher betrachtet.
Die Beschreibung der Fallstudie bildet den nächsten Schritt und zeigt die relevanten Elemente und Veränderungen 
über den Zeitverlauf der Fiskaljahre 2011 bis 2015 auf. Das zentrale Ereignis der Fallstudie ist die Einführung von 
HRM2 im Rahmen des neuen Finanzhaushaltgesetzes (FHG) im Jahr 2013 und die damit verbundene neue Zuordnung 
der Beteiligung an Repower AG vom Verwaltungsvermögen ins Finanzvermögen. Bestandteil der Fallstudie ist eben-
falls die Erhöhung des Aktienanteils des Kantons Graubünden an der Repower AG sowie die eigens ausgearbeitete 
Eignerstrategie für die Repower AG, in welcher die finanziellen und politischen Ziele der Beteiligung festlegt wurden.
Um die umfassende Analyse zu strukturieren, wurden die drei aufeinander aufbauenden Themenbereiche finanzrechtli-
che, betriebswirtschaftliche und finanzpolitische Aspekte definiert. Die Untersuchung zeigt, dass die finanzrechtlichen 
Anpassungen im FHG betriebswirtschaftliche Implikationen nach sich ziehen. Die in diesen beiden Themengebieten, 
durch die Einführung von HRM2 ausgelösten Veränderungen, bilden die Basis für die veränderten, finanzpolitischen 
Diskussionen, welche das vierte Kapitel abschliessen. Das letzte Kapitel fasst nochmals die wichtigsten Ergebnisse 
zusammen und diskutiert, welchen Beitrag eine moderne und transparente Finanzberichterstattung leisten, bzw. wel-
che Hilfestellung sie den politischen Entscheidungsträgern bieten kann.
2 Siehe: Fuchs et al., 2016.
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2. Analyserahmen und Forschungsfragen
2.1  ANALYSERAHMEN
Die grössten vier EVUs in der Schweiz sind die Alpiq, die Axpo, die BKW sowie die Repower AG. Diese befinden sich 
anfangs 2016 mehrheitlich in kantonaler Hand. Im Falle der Alpiq ist der Kanton Solothurn direkter Aktionär mit einer 
Minderheitsbeteiligung und die Kantone Waadt, Fribourg und Genf sind indirekt mittels Anteilen an kleineren EVUs 
beteiligt. Die Axpo zählt u.a. die Kantone Zürich (18,4 Prozent) und Aargau (14,03 Prozent) zu ihrem Aktionärskreis3. 
Während bei der Alpiq und der Axpo kein Kanton eine Mehrheitsbeteiligung aufweist, gehört die BKW zu 52,5 Prozent 
dem Kanton Bern und die Repower AG mit 58,3 Prozent dem Kanton Graubünden (vgl. Fuchs et al., 2016). In Bern, 
Graubünden und Solothurn werden die Beteiligungen der Kantone an den EVUs gemäss Jahresrechnung 2014 im 
Finanzvermögen geführt. Während Solothurn und Graubünden ihre Rechnungslegung bereits auf HRM2 umgestellt 
haben, ist dieser Schritt im Kanton Bern auf das Jahr 2017 geplant (SRS, 2015a). Die Aufschlüsselung der Vermö-
genswerte in Verwaltungs- und Finanzvermögen wurde bereits unter HRM1 eingeführt, blieb aber auch ein zentraler 
Bestandteil bei der Entwicklung und Einführung von HRM2 (vgl. FDK-CDF, 2008). Gemäss den Fachempfehlungen zu 
HRM2 (vgl. ebd., FE 20) enthält das Finanzvermögen nur Vermögenswerte, welche nicht unmittelbar der Erfüllung öf-
fentlicher Aufgaben dienen und ohne jegliche Beeinträchtigung derselben veräussert werden können. Zudem soll das 
Finanzvermögen eine marktwirtschaftliche Rendite abwerfen und wird grundsätzlich zu Verkehrswerten bewertet. Das 
Verwaltungsvermögen hingegen enthält eben jene Vermögenswerte, welche unmittelbar der Erfüllung von öffentlichen 
Aufgaben dienen. 
Dieses Paper behandelt im Rahmen einer Fallstudie die Beteiligung des Kantons Graubünden an der Repower AG. 
Wie im vorherigen Abschnitt aufgezeigt, handelt es sich dabei um den einzigen Fall in der Schweiz, in welchem ein 
Kanton eine Mehrheitsbeteiligung an einem der vier grössten EVUs hält, diese im Finanzvermögen führt und bereits 
HRM2 anwendet. Im Fokus steht dabei die Darstellung der finanzrechtlichen, betriebswirtschaftlichen und finanzpoli-
tischen Implikationen, welche die Umstellung der Finanzberichterstattung von HRM1 auf HRM2 mit sich bringen kann. 
Der Analyserahmen knüpft somit an das erste Working Paper zu diesem Thema an (vgl. Fuchs et al., 2016) welches 
die Beteiligungsstrukturen von ÖRKs an EVUs untersucht hat. Der Kanton Graubünden war Bestandteil dieser Erhe-
bung und zeigte nach der ersten Analyse eine moderate Steigerung in Bezug auf die Aussagekraft der präsentierten 
Finanzberichterstattung. Die Untersuchung legte zudem dar, dass bei der Anpassung der Finanzberichterstattung von 
HRM1 zu HRM2 «plus», die neu nach Verkehrswert bewerteten Beteiligungen an der Repower AG sowie die entspre-
chenden Bewertungskorrekturen transparenter ausgewiesen wurden. Das vorliegende, zweite Working Paper soll an 
diesem Ergebnis anknüpfen und nebst den finanzrechtlichen und betriebswirtschaftlichen Veränderungen auch die fi-
nanzpolitischen Konsequenzen aufzeigen, welche mit einer transparenteren und moderneren Finanzberichterstattung 
verknüpft sind.
2.2  FORSCHUNGSFRAGE
Die Repower AG ist für den Kanton Graubünden aus verschiedenen Gründen von Wichtigkeit. Mit der Beteiligung 
sollen finanzielle Zielsetzungen erreicht werden, ohne dass dabei die regionalpolitische und volkswirtschaftliche Re-
levanz des Unternehmens vernachlässigt wird (Kanton Graubünden, 2013b). In einem volatilen Marktumfeld können 
diese heterogenen Ansprüche jedoch zu einem Zielkonflikt zwischen der Vermeidung finanzieller Risiken mittels Ver-
ringerung der Beteiligung und der Wahrung des Einflusses (Stichwort Versorgungssicherheit) infolge einer möglichst 
3 Indirekt ist der Kanton Zürich über die EKZ mit zusätzlichen 18,4% und der Kanton Aargau über die AEW mit zusätzlichen 14,03 Prozent an der Axpo beteiligt.
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hohen Beteiligung führen. Um in einer solchen Situation strategisch vorgehen zu können, bedarf es adäquater und 
transparenter Entscheidungsgrundlagen. Im Rahmen dieses Working Paper soll geprüft werden, ob eine modernere 
Finanzberichterstattung, wie sie im Kanton Graubünden in Form von HRM2 eingeführt wurde, die Entscheidungsfin-
dung der politischen Akteure beeinflussen kann. Folgende Forschungsfrage soll demnach beantwortet werden:
Wie beeinflusst eine modernere und transparentere Finanzberichterstattung von ÖRKs die strategische Entschei-
dungsfindung bezüglich Beteiligungen an EVUs?
2.3  ABGRENZUNG
Der vorliegende Artikel untersucht die Rolle von ÖRK im Umgang mit ihren Beteiligungen im Kontext modernerer und 
transparenter Rechnungslegungsvorschriften. Im Fokus steht der Kanton Graubünden mit seiner Beteiligung an der 
Repower AG. Da es sich bei diesem Working Paper um einen kompakten Beitrag in einem Sammelband handelt, be-
stehen Limitationen in Bezug auf den möglichen Umfang und damit auch die Anzahl der Betrachtungsweisen, welche 
in die Untersuchung miteinbezogen werden können. Wie eingangs erwähnt, sollen die finanzrechtlichen, betriebswirt-
schaftlichen und finanzpolitischen Aspekte analysiert werden. Die Thematik der Eigentümerrolle in Bezug auf die be-
trachteten drei Aspekte tangiert sowohl juristische, volkwirtschaftliche, politikwissenschaftliche und je nach Betrach-
tungsweise noch weitere Perspektiven. Der Fokus dieser Arbeit sowie mögliche Handlungsempfehlungen sind jedoch 
einzig aus einer Perspektive der Finanzberichterstattung zu verstehen. Eine vertiefte Betrachtungsweise unter der 
Würdigung der anderen Disziplinen wird deshalb Gegenstand von weiterführenden Untersuchungen sein.
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3. Methodisches Vorgehen
Die Frage, wie der Trend zur modernen Finanzberichterstattung den strategischen Umgang mit Beteiligungen im Kon-
text verschiedener Entscheidungsprämissen beeinflusst, wird anhand des Fallbeispiels Kanton Graubünden analy-
siert. Aus den verschieden Möglichkeiten zur Gestaltung einer Fallstudie wurde die Methodik «intensive Fallstudie» 
gewählt. Eine intensive Fallstudie zeigt einen Fall dicht und kontextabhängig auf (vgl. Eriksson & Kovalainen, 2008). 
Der Kanton Graubünden wurde als Fallbeispiel ausgewählt, weil er im Jahr 2013 auf HRM2 umgestellt hat und eine 
namhafte Beteiligung am EVU Repower AG hält (58,3 Prozent, Stand Q2 2016). Aus der Kombination dieser beiden 
Umstände entstehen interessante Fragestellungen in Bezug auf die Eigentümerrolle einer ÖRK im Kontext einer mo-
derneren Finanzberichterstattung.
Als Datengrundlage für die Fallstudie wurden einerseits Jahresberichte, Protokolle, Zeitungsartikel und weitere öffent-
lich zugängliche Dokumente analysiert. Zur Erhebung der empirischen Daten wurden semistrukturierte, explorative 
Interviews durchgeführt (Gläser & Laudel, 2011). Diese Form der Befragung wird offen gehalten und hat keinen An-
spruch auf Vollständigkeit, Vergleichbarkeit oder Standardisierbarkeit (Bogner, Littig & Menz, 2009). Bei semistruktu-
rierten Interviews werden Fragen für das Gespräch vorbereitet und dienen als Leitfaden. Die Reihenfolge der Fragen 
spielt dabei keine Rolle und je nach Gesprächsverlauf können Fragen vorgezogen oder näher verfolgt werden, was 
eine Vertiefung in bestimmte Themen ermöglicht (vgl. Atteslander, 2008). Der Leitfaden wurde im Interview flexibel 
eingesetzt und dem Gesprächsverlauf entsprechend angepasst.
Um einen möglichst umfassenden Einblick in die kantonalen Strukturen in Bezug auf den Umgang mit der Beteiligung 
am EVU zu gewinnen, wurden Interviewpartner aus der Verwaltung sowie aus der Legislative (im Kanton Graubünden 
Grosser Rat) angefragt. Die Tabelle 1 zeigt sämtliche Interviewpartner, welche für diese Arbeit gewonnen werden 
konnten.
Die Ergebnisse der Interviews wurden transkribiert und anhand einer qualitativen Inhaltsanalyse untersucht. Inhalts-
leere Bestandteile der Interviews wurden dabei weggelassen. Die Auswertung der Transkripte folgte der inhaltlichen 
Strukturierung, indem die Textbestandteile zu bestimmten Inhaltsbereichen oder spezifischen Themen zusammenge-
fasst wurden und die relevanten Erkenntnisse als Paraphrasen in den Text eingeflossen sind (vgl. Mayring, 2015).
Tabelle 1: Auflistung der Interviewpartner Kanton GR (eigene Darstellung)
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Dieses Kapitel bildet den Hauptteil der Untersuchung. In einem ersten Schritt wird der Trend zu einer transparenteren 
und moderneren Finanzberichterstattung in der Schweiz diskutiert. In einem zweiten Schritt wird auf das Fallbeispiel 
des Kantons Graubünden und seiner Beteiligung an der Repower AG eingegangen, wobei finanzrechtliche, betriebs-
wirtschaftliche und finanzpolitische Konsequenzen der Umstellung auf HRM2 beurteilt werden.
4.1  TREND ZU TRANSPARENTERER ÖFFENTLICHER FINANZBERICHTERSTATTUNG IN DER 
SCHWEIZ
Bereits 1950 planten der Bund, die Kantone und die Gemeinden eine Vereinheitlichung des öffentlichen Rechnungs-
wesens in der Schweiz. Aufgrund der starken Fiskalautonomie der Schweizer Kantone und Gemeinden konnte aller-
dings keine gesamtheitliche Lösung erzielt werden. Während der Bund einen eigenen Weg beschritt, ähnelten sich 
die stärker an der Privatwirtschaft orientierten Ansätze der Kantone und Gemeinden, ohne dabei eine wirkliche Homo-
genität zu erreichen. Diese Situation dauerte bis 1970 an. Die Finanzdirektorenkonferenz (FDK) setzte sich zu dieser 
Zeit für die Harmonisierung der öffentlichen Haushalte auf Kantons- und Gemeindestufe ein. Ergebnis dieser Bemü-
hungen war HRM1, welches ab 1977 schweizweit flächendeckend eingeführt wurde (FDK-CDF, 2008). Dank der brei-
ten Akzeptanz und Implementation dieses Rechnungsmodells wurde das Ziel der Harmonisierung auf Kantons- und 
Gemeindeebene zumindest aus formeller Sicht erreicht. Im internationalen Kontext gilt es zu erwähnen, dass HRM1 in 
der Buchhaltung sowie der Budgetierung den Regeln der Doppik und Periodengerechtigkeit entspricht. Dies ermög-
licht der Legislative den Vergleich von Budget und Jahresrechnung im Sinne einer demokratischen Kontrolle, welche 
ausserhalb der Schweiz in dieser transparenten Form häufig nicht möglich ist (Rauskala, Bergmann & Fuchs, 2012). 
Mitte der neunziger Jahre gewannen neue Konzepte der Verwaltungsführung an Popularität. Unter New Public Ma-
nagement (NPM) rückten betriebsbuchhalterische Ansätze in den Vordergrund, welche sich auch auf die Finanzbuch-
haltung auswirkten (FDK-CDF, 2008). Dazu kam die Entwicklung der International Public Sector Accounting Standards 
(IPSAS), die der Bund mit dem Neuen Rechnungsmodell (NRM) im Jahr 2007 einführte. Die IPSAS gelten heute als 
die umfassendsten Rechnungslegungsvorschriften für öffentliche Gebietskörperschaften, und sind international als 
Best Practice anerkannt. Ein Abschluss nach IPSAS entspricht dem Konzept der «faithful representation», namentlich 
eine den tatsächlichen Verhältnissen entsprechende Berichterstattung (IPSASB, 2014). Im Zuge der internationalen 
Verbreitung und Anwendung von IPSAS wurde auch in der Schweiz die Gelegenheit ergriffen, um HRM1 weiterzuent-
wickeln und internationalen Standards anzugleichen. Resultat dieser Bestrebungen sind die Fachempfehlungen von 
HRM2. Während vielen Gemeinden der Wechsel auf HRM2 noch bevorsteht, ist die Umstellung auf Kantonsstufe weit-
gehend abgeschlossen (vgl. SRS, 2015b). Ziel ist es, dass die Umstellung auf HRM2 auf Kantons- und Gemeindestufe 
im Jahr 2019 schweizweit erfolgt ist.
Die Anwender von HRM2 lassen sich grob in zwei Gruppen einteilen, namentlich in HRM2 «light» und HRM2 «plus» 
(Fuchs, Bergmann & Brusca, 2015). Der zentrale Unterschied liegt dabei in der Darstellung der Finanzlage. HRM2 
«plus» orientiert sich in vielen Bereichen an IPSAS, minimiert finanzpolitisch motivierte Buchungsvorgänge, und er-
reicht somit weitgehend eine reale, betriebswirtschaftliche Sicht auf die finanzielle Situation einer Gebietskörperschaft 
(vgl. FDK-CDF, 2008). Im Gegensatz dazu lässt HRM2 «light» Raum für finanzpolitisch motivierte Buchungsvorgänge 
(vgl. Bergmann et al., 2016) und weicht in weiteren spezifischen Bereichen (z.B. Konsolidierung oder Erfassung der 
Steuererträge) eindeutig vom Grundsatz der «faithful representation» ab. Während die Situation unter HRM2 «light» 
4.  Implikationen moderner Rechnungsle-
gung am Beispiel von EVU-Beteiligun-
gen
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weitgehend der Situation unter HRM1 entspricht und dadurch nur punktuelle Änderungen in der Vermögens- und 
Ertragslage einer Gebietskörperschaft zu erwarten sind, präsentiert sich das Bild unter HRM2 «plus» und IPSAS auf-
grund der umfassenderen, wahrheitsgetreueren Berichterstattung deutlich anders.
Es stellt sich konsequenterweise die Frage, welche betriebswirtschaftlichen und finanzpolitischen Implikationen mit 
der Umstellung von HRM1 auf modernere Rechnungslegungsstandards wie HRM2 «plus» oder IPSAS verbunden 
sind. Am Beispiel der Schweizer Kantone deuten wissenschaftliche Ergebnisse darauf hin, dass der Wechsel zu einer 
transparenteren Jahresberichterstattung zu einer beträchtlichen Aufwertung des Verwaltungsvermögens von mehre-
ren Milliarden Franken führen kann (Fuchs, Bergmann & Brusca, 2015). Allgemein führt der Trend zu einer transparen-
teren Berichterstattung dazu, dass sich öffentliche Gebietskörperschaften intensiver mit den zur Verfügung stehenden 
Vermögenswerten (sowohl Finanzvermögen als auch Verwaltungsvermögen) befassen müssen. Dazu gehört auch 
das breite Beteiligungsportfolio der Kantone, namentlich auch in Beteiligungen an EVUs. Die Bilanz rückt stärker in den 
Fokus der Politik und wird vermehrt als aktives Steuerungsinstrument wahrgenommen (ebd.). 
4.2  FALLSTUDIE KANTON GRAUBÜNDEN: AUSGANGSLAGE
Im Kanton Graubünden traten per 1. Januar 2013 das neue Finanzhaushaltsgesetz (FHG) und die dazugehörige Ver-
ordnung (FHV) in Kraft, welche sich eng an den HRM2 Fachempfehlungen orientieren. Auf der Basis dieser verän-
derten gesetzlichen Grundlagen ergaben sich Anpassungen aus verschiedenen Perspektiven. Abbildung 1 stellt die 
finanziellen Informationen der Repower AG und des Kantons Graubünden für die Fiskaljahre 2011 bis 2015 über-
blickartig dar. Mit der Einführung von HRM2 im Rahmen des neuen FHG ergaben sich in Bezug auf die Beteiligung 
unterschiedliche Diskussionspunkte und Wechselwirkungen, sowohl zwischen der Repower AG und dem Aktionär 
Kanton Graubünden (betriebswirtschaftliche Aspekte), als auch zwischen Exekutive und Legislative (finanzrechtliche 
und finanzpolitische Aspekte). Zusätzlich wurde im Jahr 2013 eine Eignerstrategie verabschiedet, welche spezifisch 
für die Repower-Beteiligung ausgearbeitet wurde und die Ziele der an dem EVU beteiligten Aktionärsgruppe aufzeigt. 
Neben der Übernahme der HRM2 Standards im Rahmen des neuen FHG und der Erstellung der Eignerstrategie (vgl. 
Kap. 4.5.1) ist der Aktienzukauf von Repower-Titeln (vgl. Kap. 4.5.2) durch den Kanton Graubünden, welcher im Jahr 
2013 Gültigkeit erhielt, als dritter zentraler Punkt der Fallstudie hervorzuheben.
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4.3  DIE FOLGEN DER HRM2-EINFÜHRUNG: ANPASSUNG DER FINANZRECHTLICHEN GRUND-
LAGEN
Da es sich bei HRM2 nur um Fachempfehlungen ohne Gesetzescharakter handelt, wurden in der Revision des FHG 
von 2011 die HRM2 Fachempfehlungen in die kantonale Finanzhaushaltsgesetzgebung übernommen. Im Folgenden 
werden die finanzrechtlichen Aspekte aus der Revision des FHG und der FHV beurteilt. Von besonderer Relevanz sind 
insbesondere zwei Aspekte. Einerseits die Finanzkompetenzen von Exekutive und Legislative, welche unter anderem 
im Zusammenhang mit dem Zukauf des Alpiq-Aktienpakets zu Diskussionen führten. Andererseits die Unterscheidung 
von Finanz- und Verwaltungsvermögen, die aus kreditrechtlicher Perspektive zentral ist.
4.3.1  Änderung der Zuordnung vom Verwaltungsvermögen zum Finanzvermögen
Im Zeitverlauf, welcher in Abbildung 1 dargestellt ist, zeigt sich, dass der Kanton Graubünden seinen Anteil von 46 Pro-
zent an der Repower AG unter HRM1 (bis und mit 2012) im Verwaltungsvermögen (VV) und somit zum Anschaffungs-
wert in der Bilanz erfasste. Aus dieser Zuordnung lässt sich eine zumindest implizite Absicht über die Ziele der Beteili-
gung ablesen, da das Verwaltungsvermögen nur Vermögenswerte beinhaltet, die der öffentlichen Leistungserfüllung 
dienen. Mit der Zuordnung zum Verwaltungsvermögen stellte sich der Kanton Graubünden gemäss der Definition in 
Erläuterungen:
a)  Ergebnisse der Repower Gruppe
b)  Ergebnisse des Kt. GR (ab 2013 nach dreistufiger Erfolgsrechnung gemäss HRM2)
c)  Ausgewiesene Gesamter-gebnisse des Kantons (fett hervorgehoben). In den Jaren 2011 
 und 2012 unter HRM1 wurde jeweils nur die 1. Stufe ausgewiesen ohne Einbezug 
 der a.o. Buchungen bzw. Wertberichtigungen (Werte in Klammern).
d)  Wertberichtigungen der Repower-Gruppe (der Bilanzwert 2013 resultiert aus der Neuberwertung)
e)  Ausgewiesene ausserordentliche Ergebnisse (enthält u.a. die; Wertberichtigung der Repower Gruppe)
Abbildung 1: Übersicht Fallstudie Kanton Graubünden (eigene Darstellung)
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Artikel 10 Absatz 3 altFHG (vgl. Tab. 2, linke Spalte) auf den Standpunkt, dass die Energieversorgung (und konkret die 
Beteiligung an der Repower AG) eine öffentliche Aufgabe darstellt.
Die Anpassungen im neuen FHG sahen im Rahmen der Übergangsbestimmungen eine Überprüfung der Zuordnung 
der Vermögenspositionen zum Finanz- und Verwaltungsvermögen vor (vgl. Art. 52 FHG). Die Bestimmungen im alten 
sowie auch im neuen FHG des Kantons Graubünden stimmen inhaltlich mit den Definitionen des Finanz- und Verwal-
tungsvermögens überein, wie sie im HRM2 Handbuch festgehalten sind (vgl. Tab. 3). Die Anpassungen innerhalb der 
HRM2 Fachempfehlung 11 beziehen sich lediglich auf die Definition des Finanzvermögens, wobei die Kernaussage 
grundsätzlich gleich bleibt.
Obwohl sich die Definition von Finanz- und Verwaltungsvermögen im Rahmen der Anpassung der Gesetzesgrundlage 
nicht grundlegend veränderte (vgl. Tab. 2), entschied sich der Kanton Graubünden die Beteiligungen an der Repower 
AG vom Verwaltungsvermögen ins Finanzvermögen zu überführen (vgl. Kanton Graubünden, 2013a). Mit der Zuord-
nung zum Finanzvermögen stellte sich der Kanton Graubünden neu auf den impliziten Standpunkt, dass die Beteili-
gung an der Repower AG keine öffentliche Aufgabe mehr darstellt. 
Tabelle 2: Definition Finanz- und Verwaltungsvermögen im Kanton GR (Kanton Graubünden 2012a)
93Umsetzung der Energiestrategie 2050 II SCHuler/fuCHS/trinKler: Finanzberichterstattung
Gemäss Artikel 2 FHG (vgl. Tab. 2) bezeichnet das Finanzvermögen diejenigen Vermögenswerte, die ohne Beein-
trächtigung der Erfüllung öffentlicher Aufgaben veräussert werden können. Im Folgenden wird aufgezeigt, dass diese 
Neubeurteilung weitreichende finanzrechtliche, betriebswirtschaftliche und finanzpolitische Implikationen nach sich 
zieht.
4.3.2  Kompetenzordnung zwischen Exekutive und Legislative
In Bezug auf die Kompetenzordnung zwischen Exekutive und Legislative ist in Artikel 34 FHG festgehalten, dass der 
Entscheid über die Anlage und die Veräusserung von Finanzvermögen in der abschliessenden Kompetenz der Regie-
rung liegt (Kanton Graubünden, 2012a). Die Entscheidungshoheit betreffend Aufstockungen von Kraftwerksbeteili-
gungen – und somit auch im Falle der Repower AG – lag jedoch bereits vor der neuen Zuordnung ins Finanzvermögen 
gesetzlich bei der Regierung. 
Im Rahmen eines Restrukturierungsprogrammes verkaufte die Alpiq AG 2013 ihre Anteile an der Repower AG je hälftig 
dem Kanton Graubünden sowie der Axpo Holding AG. Dies hatte zur Folge, dass die Beteiligung des Kantons Grau-
bünden an der Repower AG von 46 auf 58,3 Prozent anstieg, und damit der Kanton Graubünden zum Mehrheitseigen-
tümer der Repower AG wurde. In diesem spezifischen Fall des Zukaufs des Repower-Aktienpakets von Alpiq im Wert 
von CHF 86 Mio. (vgl. Abb. 1) kann folglich festhalten werden, dass die Kompetenz vollumfänglich bei der Exekutive 
lag. Bei einem Geschäft in dieser Dimension lässt sich der politische Diskurs, ob das Geschäft strategisch korrekt war 
oder nicht, trotz klarer Kompetenzordnung, nicht verhindern. In diesem Zusammenhang reichte die FDP-Fraktion eine 
dringliche Anfrage ein, um das Geschäft im Grossen Rat thematisieren zu können (Marti, Interview, 2016). Während 
die FDP das Geschäft als strategischen Fehler bezeichnet, kritisierte auch die SVP den zusätzlichen Kauf von Anteilen 
an der Repower AG durch die Regierung im Zuge der Veröffentlichung der Jahresrechnung 2013 (Rhätische Zeitung, 
2014).
Hier zeigt sich der dank HRM2 erreichte Transparenzgewinn, denn unter HRM1 wäre für das Fiskaljahr 2013 das positi-
ve operative Ergebnis über CHF 39,5 Mio. als Gewinn ausgewiesen worden, anstatt ein Verlust von CHF 33,6 Mio. (vgl. 
Abb. 1). HRM2 bot der Legislative folglich eine transparentere Darlegung der Entwicklung der Repower-Beteiligung 
Tabelle 3: Definition von Finanz- und Verwaltungsvermögen nach HRM2 (FDK-CDF, 2008; SRS 2016)
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und der Auswirkungen des Zukaufs des Aktienpaketes. Es ist zu bezweifeln, dass die teils hart geführten finanzpoliti-
schen Diskussionen (Crameri, Interview, 2016) auch ohne die Marktwertbewertung der Repower-Beteiligung im Jahr 
2013, infolge der HRM2-Einführung, ausgelöst worden wären. Zu beachten ist, dass sich übrige Beteiligungen im Fi-
nanzvermögen während den letzten Jahren positiv entwickelten und dementsprechend die ausserordentlichen Ergeb-
nisse verbesserten. Mit einer negativen Entwicklung der übrigen Beteiligungen, hätten sich die Ergebnisse und damit 
mutmasslich auch die Diskussionen sowie die politischen Forderungen zusätzlich verschärft. 
Aus der Perspektive der Verwaltung ist bezüglich des Zukaufs des Aktienpakets zu berücksichtigen, dass aus ver-
handlungstaktischen Gründen ein unbeschränkter Einbezug der Legislative, inkl. der Offenlegung von Verhandlungs-
strategien des Kantons, ungünstig gewesen wäre (Crameri, Interview, 2016). Gegen eine Kompetenzregelung mit 
einem starken Mitspracherecht des Grossen Rates würde zudem das Argument der Langfristigkeit und Planbarkeit 
sprechen. Während eine Regierung durchaus eine Strategie über eine lange Zeit führen kann, fehlt einem Parlament 
unter Umständen diese Kontinuität aufgrund wechselnder politischer Strömungen (Crameri, Interview, 2016).
Die Frage bleibt jedoch, ob der Grosse Rat im Sinne einer zusätzlichen politischen Legitimierung nicht auch bei dem 
Finanzvermögen ab einer gewissen Summe das Recht haben müsste, abgeschlossene Verträge zu prüfen um so die 
Kompetenz über den finalen Entscheid besitzen zu können. Schliesslich wirken sich auch Entscheide bezüglich des 
Finanzvermögens auf den ganzen Kanton aus (Marti, Interview, 2016). In diesem Zusammenhang existieren in Grau-
bünden mit dem Reglement über die Tresorerie, gestützt auf Artikel 42 Absatz 1 FHV, Regeln betreffend der Bewirt-
schaftung von Finanzanlagen4, welche von der Regierung erlassen werden. Jedoch sind Anlagen des Finanzvermö-
gens, welche aus strategischen Überlegungen, oder im öffentlichen Interesse gehalten werden, davon ausgenommen 
(Kanton Graubünden, 2013d, Art.1). Die Beteiligung an der Repower AG zählte zum Zeitpunkt des Erlasses, wie auch 
heute noch, zur Kategorie der strategischen Finanzanlagen. Bei neuen Anlagen ist die Unterstellung unter das Treso-
reriereglement im Zweifelsfall wiederum von der Regierung zu beurteilen, da sie, wie zuvor erwähnt, nach Artikel 34 
FHG in abschliessender Kompetenz für das Finanzvermögen zuständig ist (A. Seifert, persönliche E-Mail-Kommunika-
tion, 25. August 2016).
Wie eine ideale Ausgestaltung der Kompetenzordnung zwischen Exekutive und Legislative in Bezug auf Beteiligungen 
geregelt werden sollte, muss wohl im politischen Diskurs jeder öffentlich-rechtlichen Körperschaft einzeln geklärt wer-
den. Eine transparente Rechnungslegung kann dabei als Grundlage für eine fundierte Entscheidungsfindung hilfreich 
sein.
4 Die Grundsätze für die Bewirtschaftung umfassen die Kriterien der Sicherheit, Diversifikation und marktkonformer Ertrag (Kanton Graubünden, 2013d, Art. 3 Abs.1).
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4.4  DIE FOLGEN DER HRM2-EINFÜHRUNG: BETRIEBSWIRTSCHAFTLICHE ASPEKTE
Mit der Einführung von HRM2 ergeben sich aus betriebswirtschaftlicher Optik drei übergeordnete Aspekte. Nament-
lich stellt sich die Frage, wie die konstant sinkende finanzielle Performance der Repower AG seit 2011 erstens die Bi-
lanz und zweitens die Erfolgsrechnung des Kantons Graubünden beeinflusste. Als dritter Aspekt ist zu betrachten, wie 
sich der Aktienzukauf des Kantons Graubündens im Jahr 2013 (seither ist der Kanton Mehrheitseigentümer) auf die Art 
der Konsolidierung auswirkte.
4.4.1  Bilanz
Unter HRM1 wurde die Beteiligung zu Anschaffungskosten erfasst (vgl. Abb. 1). Diese Bewertungsmethode hat zur 
Folge, dass der in der Bilanz erfasste Wert konstant bleibt, unabhängig davon wie sich der Aktienkurs entwickelt. Die 
Entwicklungen an der Börse wirkten sich folglich auch nicht direkt auf die Erfolgsrechnung des Kantons Graubünden 
aus. Der Buchwert der Beteiligung betrug jahrelang CHF 67 Mio. und beinhaltete wesentliche stille Reserven, welche 
zwar im Anhang der Jahresrechnung aber nicht in der Bilanz ausgewiesen wurden. Die in der Bilanz erfassten Werte 
der Beteiligung waren demnach zu tief, und widerspiegelten nicht die tatsächlichen betriebswirtschaftlichen Verhält-
nisse. Mit der Einführung von HRM2 änderte sich die bilanzielle Perspektive auf die Repower-Beteiligung massgeblich. 
Insbesondere zwei Aspekte stehen in diesem Zusammenhang im Vordergrund. Einerseits die neue Zuordnung zum 
Finanzvermögen (vgl. Kap. 4.3), und andererseits die dadurch bedingte Anwendung einer marktnahen Bewertung der 
Repower-Beteiligung. Mit der neuen Zuordnung zum Finanzvermögen sind nicht nur finanzrechtliche und finanzpoliti-
sche Implikationen verbunden (vgl. Kapitel 4.3 bzw. 4.5), sondern insbesondere auch betriebswirtschaftliche Aspekte, 
welche auch mit der angepassten Definition des Finanzvermögens nach HRM2, wie sie in Tabelle 3 dargestellt ist, in 
Verbindung stehen.
Gemäss HRM2 Fachempfehlung 19 ist das Finanzvermögen zu Verkehrswerten zu bewerten. Konkret bedeutet dies, 
dass Finanzanlagen zu Marktwerten bewertet werden müssen (SRS, 2009). Neu bewertete der Kanton Graubünden 
seine Beteiligung an der Repower AG zum volumengewichteten Durchschnittspreis der letzten 60 Börsenhandelstage 
und koppelte damit den Bilanzwert der Beteiligung direkt an den Aktienkurs (Kanton Graubünden, 2014b). Bereits im 
Jahr 2013 machte sich diese Umstellung in der Bilanz bemerkbar. Die Marktwertbewertung der Beteiligung im Umstel-
lungsjahr führte zu einer initialen Aufwertung in der Bilanz von rund CHF 91,6 Mio., was das Eigenkapital (ceteris pari-
bus) um den gleichen Wert erhöhte. Dadurch wurde der Kanton durch die Neubewertung der Beteiligung «reicher», 
indem die betriebswirtschaftliche Realität transparenter dargelegt wurde. Die Abbildung der akkuraten wirtschaftli-
chen Substanz der Beteiligung führte allerdings in den darauffolgenden Jahren zu konstanten Wertberichtigungen 
der Beteiligung. Bereits im Jahr 2013 resultierte eine (erfolgswirksame) Wertberichtigung der Repower-Beteiligung 
von rund CHF 103 Mio., womit der Kanton Graubünden das erste Mal seit neun Jahren ein Defizit ausweisen musste 
(vgl. Abb. 1). In den Jahren 2014 (CHF 64,2 Mio.) und 2015 (CHF 91 Mio.) mussten weitere erfolgswirksame (negative) 
Wertberichtigungen vorgenommen werden. Bei einer Beibehaltung der Beteiligung im Verwaltungsvermögen hätte 
die negative Entwicklung der Aktienkurse keine Bilanz- und Erfolgswirksamkeit ausgelöst. Selbst unter HRM2 «plus» 
wird das Verwaltungsvermögen höchstens zu Anschaffungswerten bewertet und nur dann wertberichtigt, wenn eine 
dauerhafte Wertminderung festgestellt wurde (Art. 27 Abs. 4 FHG; Art. 29 Abs. 2 FHV; FDK-CDF, 2008, FE 6). In diesem 
konkreten Fall wären die Repower-Anteile wie unter HRM1 zu CHF 67 Mio.5 geführt worden. Eine Wertberichtigung 
5 Ohne Berücksichtigung des Zukaufs von weiteren Repower-Aktien im Umstellungsjahr 2013 (vgl. Abb. 1).
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wäre nicht nötig gewesen, da der effektive Wert der Repower-Aktien im Jahr 2013 und 2014 nach wie vor höher als der 
Anschaffungswert zu liegen kam6.
4.4.2  Erfolgsrechnung
Als Konsequenz der bilanziellen Wertberichtigungen für die Jahre 2013 (102,6 Mio. CHF), 2014 (64,2 Mio.) und 2015 
(91 Mio. CHF) wurden auch die Jahresergebnisse 2013 bis 2015 negativ beeinflusst. Im Jahr 2013 war die negative 
Kursentwicklung der Repower-Aktie sogar massgeblich verantwortlich für das negative Jahresergebnis des Kantons 
Graubündens (-33,6 Mio. CHF). In den Jahren 2014 und 2015 wären die Gesamtergebnisse ohne die entsprechenden 
Wertberichtigungen substanziell höher ausgefallen. 
Dank der Umstellung auf HRM2 und der einhergehenden marktorientierten Bewertungsmethode, sowie der zweistufi-
gen Erfolgsrechnung haben Wertberichtigungen einen direkten Einfluss auf das Gesamtergebnis des Kantons. Nicht 
zuletzt dient die zweistufige Erfolgsrechnung damit auch als eine Art «Frühwarnsystem», da negative Entwicklungen 
klarer erkennbar sind und aufgrund ihrer neuen Erfolgswirksamkeit in den Fokus rücken (Seifert, Interview, 2016).
Kritisch zu beurteilen ist die Praxis des Kantons Graubünden, die Wertberichtigungen der Repower-Beteiligung in der 
zweiten (ausserordentlichen) Stufe der Erfolgsrechnung auszuweisen. Im Rahmen der Besprechungen der Jahres-
rechnungen in den Sessionen des Grossen Rates wurde bei den hohen negativen Wertberichtigungen verschiedent-
lich darauf hingewiesen, dass lediglich das ausserordentliche Ergebnis der Erfolgsrechnungen unerfreulich sei, wäh-
rend die operativen Ergebnisse stets positiv blieben. Da bei einer handbuchgetreuen Umsetzung von HRM2, gemäss 
Fachempfehlung 6 die Wertberichtigungen Teil des operativen (vielfach steuerungsrelevanten) Ergebnisses sind, ist 
diese Aussage zu relativieren. Denn ausserordentlich sind Wertberichtigungen nur dann, wenn mit ihnen in keiner Art 
und Weise gerechnet werden konnte, sie sich der Einflussnahme und Kontrolle entziehen, sie nicht zum operativen 
Geschäft (Leistungserstellung) gehören und der Betrag wesentlich ist. Diese vier Kriterien sind kumulativ zu erfüllen 
(SRS, 2011 & 2015c). Im Rahmen von finanziellen Beteiligungen kann das Kriterium der Ausserordentlichkeit nicht 
geltend gemacht werden, weil mutmassliche Wertberichtigungen (sowohl negativ als auch positiv) Teil des Risikos von 
Finanzbeteiligungen sind. Zudem sollte der Kanton Graubünden als Mehrheitsaktionär ein gewisses Mass an Kontrolle 
und Einflussnahme, auch auf die Wertberichtigungen ausüben können. Im Anhang seiner Jahresrechnungen weist der 
Kanton Graubünden jeweils auf diese Abweichung hin.
4.4.3  Konsolidierungskreis
Durch den Kauf des Aktienpaketes der Alpiq AG im Jahre 2013 durch die Regierung wurde der Kanton Graubünden 
zum Mehrheitsaktionär der Repower AG. Betriebswirtschaftlich stellte sich spätestens nach diesem Zukauf die Frage 
nach der Vollkonsolidierung der Repower AG in die Kantonsrechnung. Gemäss der HRM2 Fachempfehlung 13 be-
stehen drei Konsolidierungskreise. Der erste Kreis umfasst das Parlament, die Regierung und die engere Verwaltung. 
Der zweite Kreis beinhaltet die Rechtspflege sowie weitere eigenständige kantonale Behörden. Anstalten und weitere 
Organisationen, namentlich auch die Repower AG, sind dem dritten Konsolidierungskreis zuzuordnen. Während die 
beiden ersten Kreise zwingend voll in die Kantonsrechnung zu konsolidieren sind, ist dies im Falle des dritten Kreises 
6 Im Jahr 2015 lag der Bilanzwert der Beteiligung jedoch unter den Anschaffungskosten, da der Anschaffungswert inklusive des Zukaufs des Aktienpakets CHF 159,9 Mio 
betragen hätte (Vgl. Abb. 1). Da es sich beim Aktienkurs um eine volatile Grösse handelt und dies nicht zwingend eine dauerhafte Wertminderung darstellt, ist es fraglich, ob 
eine Wertberichtigung vollzogen werden müsste.
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freiwillig. Eine konsequente Umsetzung von HRM2 in Anlehnung an IPSAS würde allerdings voraussetzen, dass auch 
der dritte Kreis vollständig konsolidiert wird, sofern von einem beherrschenden Einfluss ausgegangen werden kann 
(vgl. FDK-CDF, 2008). Die Beherrschung einer Organisation liegt dann vor, wenn eine Einheit die Verfügungsgewalt 
über eine andere Einheit hat, eine Risikobelastung durch oder Anrechte auf schwankende Renditen aus dem Engage-
ment in die andere Einheit hat und die Fähigkeit besitzt, ihre Verfügungsgewalt über die andere Einheit so zu nutzen, 
dass die Art oder die Höhe der erlangten Vorteile aus dem Engagement beeinflusst wird (Adam, 2016). Da diese Kri-
terien für die Mehrheitsbeteiligung des Kantons Graubünden an der Repower AG zutreffen, wäre eine Vollkonsolidie-
rung vorzunehmen7. Im Sinne eines Mindeststandards besteht bei HRM2 jedoch auch die Möglichkeit, die Beteiligung 
lediglich im Beteiligungsspiegel, welcher einen Teil des Anhangs darstellt, offenzulegen (vgl. FDK-CDF, 2008). Der 
Kanton Graubünden wählte für diesen Fall die Anwendung des HRM2-Mindeststandards und verzichtete damit auf 
eine Vollkonsolidierung8.
4.4.4  Rechnungslegung als Transparenzgrundlage für eine verbesserte Risikoerkennung
Die verbesserte Transparenz als Folge der HRM2 «plus» Einführung zeigt sich unter anderem in der zweitstufigen 
Erfolgsrechnung, indem Wertberichtigungen einen direkten Einfluss auf das Gesamtergebnis des Kantons haben (vgl. 
Kap. 4.4.2). Hier ist jedoch auf die ausgewiesenen Ergebnisse in Abbildung 1 hinzuweisen, welche klar aufzeigen wie 
sich das präsentierte Ergebnis ab dem Fiskaljahr 2013 verändert hat. Dies beeinflusste auch den politischen Diskurs 
zwischen dem Grossen Rat in Graubünden und der Regierung. Während in den Sessionssitzungen zu den Jahresrech-
nungen 2011 und 2012 die Beteiligung an der Repower AG trotz des sinkenden Aktienkurses jeweils kein Thema war 
(vgl. Kanton Graubünden, 2012b & 2013c; s. auch Abb. 2), wurde sie in Jahren 2013 und 2014, also nach Einführung 
von HRM2, explizit erwähnt (vgl. Kanton Graubünden, 2014a & 2015). Zu betonen ist, dass der Kanton Graubünden 
den tatsächlichen Wert der Beteiligung mittels Offenlegung des erweiterten Eigenkapitals bereits unter HRM1 auswies. 
Bei einem Vergleich der Anhänge zweier aufeinanderfolgende Jahre wäre die Entwicklung also bereits damals direkt 
in dem Jahresbericht des Kantons Graubünden erkennbar gewesen, was jedoch ein gewisses Mass an Fachkennt-
nis voraussetzt und einen Zusatzaufwand darstellt. Eine Anwendung der Rechnungslegung nach HRM2 «plus» hatte 
dementsprechend eine Transparenzsteigerung zur Folge. Dies bewirkt, dass finanzielle Risiken, wie sie im Falle der 
Repower-Anteile für den Kanton Graubünden bestehen, besser sichtbar und verständlich werden.
7 Siehe hierzu auch die Ausführungen in Fuchs et al., 2016.
8 Der Kanton Graubünden erstellt grundsätzlich keine konsolidierte Rechnung, sondern weist alle Beteiligungen unabhängig von ihrer Höhe im Beteiligungsspiegel aus.
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4.5  DIE FOLGEN DER HRM2-EINFÜHRUNG: FINANZPOLITISCHE ASPEKTE
Die durch die Einführung von HRM2 im Rahmen des neuen FHG ausgelösten finanzrechtlichen Veränderungen, hatten 
einen markanten Einfluss auf die betriebswirtschaftlichen Aspekte wie beispielsweise die Bilanz oder die Erfolgsrech-
nung. Die im Folgenden präsentierten finanzpolitischen Veränderungen sind eine direkte Konsequenz aus den beiden 
bereits diskutierten Themenbereichen. Als zusätzliches, zentrales Element werden die für die Beteiligung an der Repo-
wer AG ausgearbeitete Eignerstrategie und die darin festgehaltenen Ziele detailliert betrachtet.
4.5.1  Heterogene Ziele der Eignerstrategie
Einer der Gründe, auf eine Vollkonsolidierung zu verzichten (vgl. Kap. 4.4.3) lag möglicherweise darin, dass bereits 
zum Zeitpunkt des Zukaufs des Aktienpakets von Alpiq kommuniziert wurde, dass die erworbenen Aktienanteile kurz- 
bis mittelfristig an einen neuen strategischen Partner übertragen werden sollten. Zudem war geplant, einen Teil des 
vom Kanton erworbenen Aktienpaketes an die Bündner Gemeinden zu verkaufen (vgl. Kanton Graubünden, 2014b). 
Diese Pläne spiegeln sich auch in der Eignerstrategie des Kantons Graubünden für die Repower AG wider, welche 
Ende 2013 von der Regierung beschlossen wurde (Kanton Graubünden, 2013b).
In dem Dokument wird u.a. die vom Kanton Graubünden sowie dem zweitgrössten Aktionär, der Axpo Holding AG, ver-
folgte Zielsetzung in Bezug auf das Besitzverhältnis an der Repower AG beziffert. Tabelle 4 zeigt die Übersicht der letz-
ten beiden vergangenen Eigentümerstrukturen und der eigentlich geplanten Zielstruktur gemäss Eignerstrategie auf9. 
Die Rahmenbedingungen für die Umsetzung der Eignerstrategie haben sich seit deren Ausarbeitung stark verändert. 
9 Bei der Suche nach einem strategischen, zusätzlichen Aktionär ist die Repower AG in Form der Elektrizitätswerke des Kantons Zürich (EKZ) sowie der UBS Clean Energy 
Infrastructure Switzerland KGK (UBS-CEIS) 2016 fündig geworden. Die EKZ brachte CHF 90 Mio. Eigenkapital ein und die UBS-CEIS CHF 60 Mio. (Repower AG, 2016). Auf-
grund dieser Kapitalerhöhung über insgesamt CHF 150 Mio. verändert sich die Eigentümerstruktur wesentlich, nicht zuletzt auch aufgrund des Verzichtes zur Ausübung der 
Bezugsrechte seitens des Kantons Graubünden sowie der Axpo. Die Eigentümerschaft an der Repower AG bleibt weiterhin grösstenteils in öffentlicher Hand, wobei es eine 
Verschiebung vom Kanton Graubünden hin zum Kanton Zürich, welcher alleiniger Eigentümer der EKZ ist, gibt. Die genaue prozentuale Zusammensetzung der Aktionärs-
gruppe war zum Zeitpunkt der Erarbeitung dieses Papers noch nicht bekannt, weshalb in Tabelle 4 der Stand per Q2 2016 abgebildet ist, welcher für die diesen Artikel als 
Ausgangspunkt dient.
Tabelle 4: Aktionärsgruppe der Repower AG (eigene Darstellung in Anlehnung an Kanton Graubünden, 2013b)
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Wie in Abbildung 1 ersichtlich, musste die Repower AG 2013 ein negatives Jahresergebnis präsentieren. Aufgrund der 
hohen Förderung erneuerbarer Energien, welche nicht subventionierte Anlagen (wie die Grosswasserkraft) verdräng-
te, einem tiefen internationalen Stromverbrauch sowie den tiefen Preisen für Kohle und CO2-Emissionen blieben auch 
die Strompreise tief (Repower AG, 2014). Der damalige Verwaltungsratspräsident, Dr. Eduard Rickli, prognostizierte, 
dass diese Herausforderungen in der Energiebranche noch einige Zeit anhalten würden (ebd.). Die Suche nach po-
tenziellen Abnehmern von Unternehmensanteilen gestaltete sich in diesem Umfeld für den Kanton verständlicherweise 
anspruchsvoll. Vor allem die Frage nach der Eigentümerschaft birgt politischen Zündstoff und wird im Weiteren näher 
diskutiert.
Trotz oder vielleicht gerade aufgrund der hohen Beteiligung der öffentlichen Hand sind die Selbstständigkeit sowie die 
nach privatwirtschaftlichen und betriebswirtschaftlichen Grundsätzen orientierte Führung als Oberziele der Eignerstra-
tegie für die Repower AG definiert. Tabelle 5 umfasst einen kurzen Auszug aus den strategischen Schwerpunkten und 
Zielen sowie den finanziellen Zielen, welche für die Repower AG definiert wurden.
In Rahmen der Beschlussfassung ist in der Eignerstrategie festgehalten, dass bei sämtlichen «wichtigen» Beschlüs-
sen Einstimmigkeit herrschen muss zwischen dem Kanton und der Axpo Holding AG, wobei nicht weiter erläutert wird, 
wann ein Beschluss als wichtig zu betrachten ist (vgl. Kanton Graubünden, 2013b). Der starke Einbezug der Axpo, 
sowie die explizite Feststellung, dass im elektrizitätspolitischen Rahmen auch die Interessen der Bündner Gemeinden 
berücksichtigt werden, zeigen, dass der Kanton wichtige Anspruchsgruppen bezüglich seiner Entscheidungsfindung 
miteinbezieht (ebd.). Dies ist aufgrund der massgeblichen volkswirtschaftlichen, regionalpolitischen und finanzwirt-
schaftlichen Bedeutung des Unternehmens für die öffentliche Hand in Graubünden zentral. Für den Aktienzukauf 2013 
investierte der Kanton Graubünden CHF 86 Mio. Die Transaktion war mit finanzwirtschaftlichen Risiken verbunden, 
denn schliesslich stellte sie eine Investition in eine Branche dar, welche sich, wie vorgängig erläutert, bereits damals 
mit grossen Herausforderungen konfrontiert sah. Es wurde jedoch primär auf die regionalpolitische und volkswirt-
schaftliche Bedeutung der Repower AG für Graubünden Rücksicht genommen, denn das Unternehmen ist ein wichti-
Tabelle 5: Auszug aus der Eignerstrategie der Repower AG (Kanton Graubünden, 2013b)
100 SCHuler/fuCHS/trinKler: Finanzberichterstattung Umsetzung der Energiestrategie 2050 II
ger Arbeitgeber und bietet insbesondere Arbeitsplätze in der Peripherie an (Crameri, Interview, 2016). Zudem wurde 
von mehreren Interviewpartnern die (regionale) Versorgungssicherheit als zusätzliches Argument für eine Investition 
des Kantons in die Repower AG aufgeführt. Wie in den Erklärungen zu Tabelle 4 aufgeführt, bestand bereits zum 
Zeitpunkt der Übernahme des Aktienpaketes das Ziel, mittelfristig einen weiteren Aktionär einzubinden. Aufgrund der 
Entwicklung der Branche in den letzten Jahren gestaltete sich dieses Vorhaben jedoch als komplex. Berücksichtigt 
werden muss, dass bei einem Verzicht der bisherigen Aktionäre (Kanton GR und Axpo) die Anteile der Alpiq zu über-
nehmen, möglicherweise ein Käufer zum Zug gekommen wäre, welcher die regionalpolitischen und volkswirtschaftli-
chen Anliegen des Kantons als vernachlässigbar betrachtet hätte (Crameri, Interview, 2016).
4.5.2  Entstehung von Zielkonflikten aufgrund der Eigenstrategie
Die Aktie der Repower AG wertete sich anfangs der 2000er-Jahre stark auf und erreichte 2007 mit einem Kurs von 
CHF 720 ihren Höhepunkt. Nach starken Wertkorrekturen im Jahr 2008 erholte sich der Kurs im Laufe des Jahres 2009 
und bewegte sich bis zur Nuklearkatastrophe in Fukushima im März 2011 meist zwischen CHF 450 und 500. In den 
Folgejahren wertete sich die Aktie kontinuierlich ab und kam per 31. Dezember 2015 bei einem Wert von CHF 55.30 zu 
stehen, wie in Abbildung 2 ersichtlich ist.
Ende 2015 wurde die Dekotierung der Repower-Titel von der SIX Swiss Exchange beschlossen, da dies unverhältnis-
mässig hohe Kosten verursachte (Repower AG, 2015). Der Handel wird seit dem 29. April 2016 an der OTC-X Plattform 
der Berner Kantonalbank ausserbörslich weitergeführt. Gemäss Andrea Seifert (Interview, 2016) ist klar, dass die Be-
teiligung weiterhin im Finanzvermögen bestehen bleibt. Er geht weiter davon aus, dass die Kurse des OTC-Handels 
für die künftige Bewertung herangezogen werden, wobei auch eine Konsolidierung nach der Equity-Methode10 eine 
denkbare Alternative wäre11. Im Frühjahr 2016 fiel der Kurs auf einen minimalen Wert von CHF 37 pro Aktie, womit die 
10 Im Falle der Equity-Methode wird der Beteiligungsanteil bei erstmaliger Bilanzierung zu Anschaffungskosten ausgewiesen. Danach verändert sich der Buchwert durch den 
Anteil des erzielten Gewinnes oder Verlustes (inkl. Gewinnausschüttung) sowie ergebnisneutrale Änderungen des Eigenkapitals der Einheit (Adam, 2013).
11 Der definitive Entscheid bezüglich der neuen Bewertungspraxis fällt bis zum nächsten Stichtag am 31. Dezember 2016 (Seifert, Interview, 2016).
Abbildung 2: Kursverlauf Repower-Aktie (Yahoo, 2016)
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Repower-Beteiligung zumindest zwischenzeitlich unter die CHF 67 Mio.12 fiel, welche bis zur HRM2-Einführung jeweils 
zum Anschaffungswert ausgewiesen wurden (Zanetti, Interview, 2016). 2011 wurden im Anhang der Kantonsrechnung 
für die Repower-Beteiligung noch stille Reserven von CHF 338 Mio. sichtbar gemacht13, welche sich durch die kontinu-
ierliche Abwertung nun in lediglich vier Jahren auflösten. Zu beachten ist, dass es sich dabei lediglich um Buchwerte 
handelt, welche langfristig auch wieder steigen können. So hat sich der Kurs nach der Nachricht des Einstiegs der EKZ 
und der UBS-CEIS wieder in Richtung des Jahresendkurses 2015 erholt. Die negative Entwicklung der Energiebran-
che und damit auch der Repower AG zeigte sich jedoch auch in der Entwicklung der Dividendenerträge des Kantons14 
(Vgl. Abb.1). Im Nachhinein könnten Kritiker bemängeln, dass die Aktionäre eventuell bereits früher auf Dividendener-
träge hätten verzichten sollen, um die Kapitalbasis der Repower AG weniger zu schwächen. 
Der Zukauf der Repower-Aktien von der Alpiq AG wurde 2012 verhandelt und anfangs 2013 abgewickelt. Somit floss 
dieser in die erste Jahresrechnung unter Anwendung von HRM2 ein und war damit Teil der erstmaligen Anwendung 
der neuen Bewertungsmethode. Aufgrund der negativen Kursentwicklung hatte der Zukauf erhöhte Wertberichtigun-
gen zur Folge, was die zweite Stufe der Erfolgsrechnungen und damit auch die Gesamtergebnisse des Kantons zu-
sätzlich belastete (vgl. Abb. 1). 
Der Zukauf des Aktienpakets von Alpiq illustriert, welche Entscheidungen wie gefällt wurden und welche Priorisierung, 
bewusst oder unbewusst, vorgenommen wurde. Es galt einerseits die finanzwirtschaftlichen Chancen und Risiken zu 
bewerten, welche für den Kanton Graubünden durch die niedrigen Renditen und die Abwertung der Beteiligung resul-
tierten, was auf die (weiterhin) schwierige Situation am Energiemarkt zurückzuführen ist (vgl. Abb. 1 & 2). Andererseits 
galt es, die regionalpolitischen und volkswirtschaftlichen Ziele gemäss der Eignerstrategie zu berücksichtigen (vgl. 
Kanton Graubünden, 2013b; Tab. 4). Hierbei ist zu beachten, dass die Beteiligung, im Rahmen der Umstellung auf 
HRM2, dem Finanzvermögen zugeordnet wurde (vgl. Kap. 4.3). Folglich könnte die Beteiligung an der Repower AG 
jederzeit, ohne jegliche Beeinträchtigung der Erfüllung von öffentlichen Aufgaben, veräussert werden. In diesem Sinn 
standen sich also die signifikante Beteiligung an der Repower AG im Sinne einer regionalpolitischen/volkswirtschaftli-
chen Einflussnahme (beispielweise auf die Standortwahl) und die finanziellen Risiken einer solchen Beteiligung gegen-
über. Aus diesen beiden Zielen kristallisierte sich ein klarer, auch der zu dieser Zeit herrschenden Marktlage geschul-
deter Zielkonflikt heraus. Durch die mit dem FHG eingeführten Bestimmungen nach HRM2 und die damit verbundene 
erhöhte Transparenz wurde dieser Zielkonflikt klarer sichtbar gemacht. 
12 Im Betrag von CHF 67 Mio. ist das von Alpiq zugekaufte Aktienpaket über CHF 86 Mio. noch nicht eingerechnet. Die Aussage ist aber dennoch von Relevanz, da sie als 
Argument eines Interviewpartners den Zeitgeist widergibt und aufzeigt, dass die prä-HRM2 Bewertung noch eine gewisse Präsenz hat. 
13 CHF 405‘886‘800 (Kurswertbewertung) ./. CHF 67‘342‘867 (Buchwert) = CHF 338‘543‘933 (stille Reserven) (Kanton Graubünden, 2012c).
14 2009: CHF 8 / Aktie, 2010: CHF 8, 2011: CHF 5, 2012: CHF 2,50, 2013: CHF 2, ab 2014: CHF 0.
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Der vorliegende Artikel hatte zum Ziel, die finanzrechtlichen, betriebswirtschaftlichen und finanzpolitischen Folgen 
der HRM2-Einführung im Kanton Graubünden am Beispiel der Repower-Beteiligung zu diskutieren und stellt damit die 
Ergebnisse des ersten Working Papers dieser Serie (Fuchs et al., 2016) in einen breiteren Kontext.
Die finanzrechtlichen Implikationen ergeben sich aus der neuen Zuordnung der Repower-Beteiligung ins Finanzver-
mögen. Damit stellt sich der Kanton Graubünden implizit auf den Standpunkt, dass Beteiligungen an Energieversor-
gungsunternehmen – trotz ihrer regionalökonomischen Bedeutung – keine öffentliche Aufgabe mehr darstellen. Viel-
mehr rücken im Rahmen des Finanzvermögens finanzielle Renditeziele in den Fokus, auch deshalb weil sich das 
Finanzvermögen aus kreditrechtlicher Perspektive auf «Anlagen» aber nicht auf «Ausgaben» bezieht, wobei die Ex-
ekutive über die abschliessende Entscheidungshoheit über Anlageentscheide (bzw. deren Veräusserungen) verfügt. 
Aus finanzrechtlicher Perspektive ergibt sich mit der Umstellung auf HRM2 eine abschliessende – und gesetzlich 
verankerte – Verantwortung für die Exekutive in Bezug auf den Umgang mit der Repower-Beteiligung.
Betriebswirtschaftliche Implikationen ergeben sich aus marktnäheren Bewertungsvorschriften der Repower-Beteili-
gung. Sinkende Aktienkurse haben dazu beigetragen, dass die Bilanzwerte seit 2013 konstant abnahmen und die 
tieferen Dividendenausschüttungen belasteten die Erfolgsrechnung über die Jahre. Somit führte die Einführung von 
HRM2 «plus» zu einer transparenteren Darstellung der finanziellen Lage und den damit verbundenen Risiken, auch 
wenn auf eine vollständige Konsolidierung der Repower AG verzichtet wurde.
Aus der Kombination von finanzrechtlichen und betriebswirtschaftlichen Implikationen der HRM2-Einführung wurden 
weitergehende, finanzpolitische Diskussionen ausgelöst. Diese Diskussionen beziehen sich auf Fragen nach einer 
adäquaten Kompetenzordnung von Anlage- bzw. Veräusserungsentscheiden des Finanzvermögens und nach der ad-
äquaten Zuordnung von EVU-Beteiligungen in das Finanz- bzw. Verwaltungsvermögen. Dies insbesondere im Zusam-
menhang mit den heterogenen Zielsetzungen in der Eignerstrategie. Damit verbunden stellt sich die übergeordnete 
Frage, ob die Beteiligung an der Repower AG im Kanton Graubünden als eine öffentliche Aufgabe verstanden wird, 
oder ob die Beteiligung lediglich auf einer reinen, finanziellen Absicht basiert.
Auch wenn durch HRM2 keine abschliessende Klärung dieser Fragestellung möglich ist, sondern lediglich die be-
triebswirtschaftlichen Folgen vergangener Entscheide transparent darlegt werden, so zeigt das Fallbeispiel des Kan-
tons Graubünden auf, inwiefern der Wechsel zu einer moderneren und transparenteren Finanzberichterstattung wei-
tergehende – politisch sensitive – Fragestellungen nach dem adäquaten Umgang mit Beteiligungen (an EVUs) zu Tage 
fördern kann.
Insofern wurde mit dem Wechsel zu HRM2 «plus» das Ziel erreicht, dass zumindest die finanziellen Chancen und 
Risiken, welche in Verbindung mit der Repower-Beteiligung stehen, konsequenter in die Finanzberichterstattung inte-
griert wurden und somit vergangene Informationsasymmetrien zwischen Exekutive und Legislative abgebaut werden 
konnten. Im Sinne eines «Frühwarnsystems» können negative Entwicklungen von Beteiligungen aufgrund von deren 
Erfolgswirksamkeit einfacher erkannt werden und rücken somit auch vermehrt in den finanzpolitischen Diskurs zwi-
schen Exekutive und Legislative (vgl. Abb. 1: ausgewiesenes Ergebnis der Erfolgsrechnung).
Das Fallbeispiel des Kantons Graubünden illustriert aber auch die finanzpolitisch heikle Trennung zwischen Finanz- 
und Verwaltungsvermögen. So zeigt sich, dass eine saubere Zuordnung von Vermögenswerten nicht in jedem Fall 
5. Ergebnisse und Diskussion
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möglich ist. Die Eignerstrategie der Repower-Beteiligung definiert heterogene Zielsetzungen, die sowohl finanzielle 
Renditeziele als auch regionalökonomische Aspekte verbinden. Aus dieser Optik ist weder eine reine Zuteilung zum 
Finanzvermögen noch zum Verwaltungsvermögen gerechtfertigt, sofern die Wahrung von regionalökonomischen In-
teressen und Arbeitsplätzen als öffentliche Aufgabe taxiert wird. Mit der Zuordnung zum Finanzvermögen der Repow-
er-Beteiligung unter HRM2 rückt der öffentliche Aspekt der Beteiligung jedoch in den Hintergrund. Das Finanzvermö-
gen hat Anlagecharakter und sieht nach HRM2 auch die Erwirtschaftung marktüblicher Renditen vor. Somit kann eine 
strikte Auslegung des Begriffs Finanzvermögen – unter Umständen – zu anderen Entscheidungsprämissen in Bezug 
auf Anlage- und Veräusserungsentscheide solcher Bilanzpositionen führen. Vor dem Hintergrund sinkender Aktienkur-
se und Dividendenerträge und dem auch zukünftig herausfordernden Umfeld der Repower AG würde sich mittel- bis 
langfristig die Frage stellen, ob die Beteiligung an der Repower AG nicht abzustossen wäre. Hingegen spricht die 
Tatsache, dass im Jahr 2013 trotz schwierigem Marktumfeld und negativer Renditeperspektiven ein weiterer Aktien-
zukauf an der Repower AG erfolgte dafür, dass regionalökonomische Aspekte und die Erhaltung von Arbeitsplätzen 
als Entscheidungsprämissen dominieren. Auf der Basis dieser Erkenntnisse ist die Zuteilung der Repower AG zum Fi-
nanzvermögen zumindest kritisch zu hinterfragen. Insbesondere auch deshalb, weil sich mit der Zuteilung zum Finanz-
vermögen eine abschliessende, gesetzlich verankerte Entscheidungshoheit der Repower-Beteiligung der Exekutive 
ergibt und der zukünftige Umgang mit der Repower-Beteiligung der parlamentarischen Kontrolle entzogen wird. Bei 
den Überlegungen zur Zuordnung gilt es jedoch auch zu beachten, dass eine Einordnung ins Verwaltungsvermögen 
eine Abkehr der marktnahen Bewertung bedeuten würde, wodurch man wiederum die transparente und tatsachenge-
rechte Darstellung verlieren würde.
Weil HRM2 nur zwei mögliche Vermögenskategorien vorsieht, die sich abschliessend in «öffentliche Aufgabenerfül-
lung» (Verwaltungsvermögen) und «keine direkte öffentliche Aufgabenerfüllung» (Finanzvermögen) gliedern, erfor-
dert eine konsequente Umsetzung von HRM2 eine ebenso konsequente Entscheidung, für welchen Zweck ein Ver-
mögenswert gehalten wird. Graubereiche existieren in der konzeptionellen Auslegeordnung von HRM2 nicht, obwohl 
diese – wie am Beispiel der Repower-Beteiligung aufgezeigt wurde – in der Realität vorkommen. Dies ist gewiss eine 
massgebliche Limitation von HRM2, die es zu überwinden gilt.
Eine Möglichkeit wäre, die kreditrechtlichen Finanzkompetenzen nicht nur auf das Verwaltungsvermögen, sondern 
auch auf das Finanzvermögen auszudehnen, bzw. auf den Teil des Finanzvermögens welcher gewisse Kriterien des 
Verwaltungsvermögens aufweist. Dies wird im Fall des Kantons Graubünden zumindest teilweise praktiziert. Nament-
lich definiert das Reglement über die Tresorerie des Kantons Graubünden (Kanton Graubünden, 2013d) die Bewirt-
schaftung der Finanzanlagen und regelt die Zuständigkeiten. Allerdings sieht das Tresorerie-Reglement keine Invol-
vierung des Parlamentes in Finanzanlagegeschäfte vor. Die Verantwortung liegt beim Leiter der Tresorerie und/oder 
der Exekutive ab Geschäften über CHF 25 Mio. Zudem werden Anlagen des Finanzvermögens wie die Repower-Be-
teiligung, die aus strategischen Überlegungen oder im öffentlichen Interesse gehalten werden, von diesem Reglement 
explizit ausgeklammert, was wiederum darauf hindeutet, dass der Repower-Beteiligung durchaus öffentlichen Charak-
ter attestiert wird und damit auch dem Verwaltungsvermögen zugeordnet werden könnte.
Ob eine solche Zuordnung sinnvoll wäre kann dieser Artikel nicht abschliessend beantworten, da dies eine multidis-
ziplinäre Betrachtung erfordern würde. Schliesslich ist es auch nicht das Ziel dieses Working Papers, abschliessend 
zu klären, ob die Beteiligung an der Repower AG eine öffentliche Aufgabe darstellt. Vielmehr wurde aufgezeigt und 
diskutiert, welche finanzrechtlichen, betriebswirtschaftlichen und finanzpolitischen Konsequenzen mit der Einführung 
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von HRM2 und den damit einhergehenden Anpassungen der gesetzlichen Grundlagen im FHG auftreten können. In-
sofern wurden die wesentlichen Ziele einer moderneren und transparenteren Finanzberichterstattung unter HRM2 er-
reicht. Es werden neue Entscheidungsgrundlagen produziert, welche eine risikogerechtere Beurteilung vergangener 
Entscheide ermöglichen sowie neue Entscheidungsprämissen erfordern. Schliesslich zeigt die Fallstudie des Kantons 
Graubünden auf, welche multidisziplinären Fragestellungen auf öffentliche Gebietskörperschaften zukommen können, 
sofern sie sich einer transparenteren Finanzberichterstattung verschreiben. Auch wenn unter HRM2 keine «anderen» 
Entscheide getroffen wurden und somit die strategische Entscheidungsfindung nicht stark beeinflusst wird, so fördert 
HRM2 doch das (kritische) Hinterfragen des eigenen Verwaltungshandelns und kann politische Diskurse auslösen. In 
diesem Sinne steht die Einführung von HRM2 nicht nur für einen externen Transparenzgewinn, wie im ersten Working 
Paper aufgezeigt wurde, sondern auch für verwaltungsinterne Diskurse über die Bedeutung, Tragweite, Kompetenzen 
und Absichten im Hinblick auf den Umgang mit öffentlichen Vermögenswerten. Da es sich ganz unabhängig der Klas-
sifizierung dieser Vermögenswerte in Finanz- und Verwaltungsvermögen um (gebundene) Steuergelder handelt, sind 
solche Diskussionen grundsätzlich zu befürworten.
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Abstract
Städte bereiten sich vermehrt auf die Herausforderungen der Zukunft vor. Schon heute lassen sich Trends und Ent-
wicklungen erkennen, die dazu führen werden, bisherige Stadtkonzepte grundlegend zu überdenken und zukünftige 
Lösungen anders zu entwickeln. Zu diesen Trends zählen unter anderem die zunehmende Urbanisierung, der wach-
sende Ressourcenverbrauch, die postulierte Energiewende sowie die damit verbundenen Veränderungen in der Mo-
bilität. Hinzu kommen neue Möglichkeiten durch die zunehmende Digitalisierung sowie das wachsende Bedürfnis der 
Bürger, an Planungs- und Entwicklungsprozessen ihres Lebensraumes teilzuhaben.
Das Entwicklungskonzept «Smart City» liefert – durch die intelligente Vernetzung der städtischen Handlungsbereiche 
und den Einbezug aller relevanten Akteure – Lösungsansätze, um den Herausforderungen urbaner Zentren zu begeg-
nen, die Lebensqualität der Bewohnerinnen und Bewohner einer Stadt zu erhöhen und gleichzeitig den Energie- und 
Ressourcenverbrauch zu reduzieren. Durch die vorhandene Infrastruktur und die enge Beziehung zu Wirtschaft und 
Bevölkerung haben Städte die Möglichkeit, entsprechende Rahmenbedingungen zu schaffen sowie in Pilotprojekten 
und Living Labs zukünftige Lösungsansätze zu testen.
Eine rechtzeitige Planung und Umsetzung des Smart-City-Konzepts wird wichtig für eine Stadt sein, um zukünftige He-
rausforderungen erfolgreich bewältigen zu können. Obwohl sich viele (Schweizer) Städte mit den Zielen einer «Smart 
City» identifizieren können, erfolgt die Umsetzung bisher erst in wenigen Städten und häufig nur im Rahmen von ein-
zelnen Pilotprojekten. Gründe hierfür sind u.a. fehlende Kenntnisse und Erfahrungen über das Zusammenspiel der 
verschiedenen städtischen Handlungsbereiche, über anstehende Herausforderungen einer Stadt sowie ein (noch) 
fehlender Handlungsdruck wie in Megacities. Szenarienentwicklungen können Abhilfe verschaffen bei der Transfor-
mation von Städten, indem sie Prozesse anstossen und neue Perspektiven eröffnen beim Übergang zu einer Smart 
City. Zudem können Szenarien durch ihren ganzheitlichen, integrativen Charakter eine Basis für Leitbilder, Strategien 
und Massnahmenpläne darstellen.
Im vorliegenden zweiten Working Paper zu Smart Cities werden zunächst verschiedene Smart-City-Szena rienansätze 
vorgestellt. Dabei wird der Frage nachgegangen, wie Szenarienentwicklungen den städtischen Transformationspro-
zess hin zu einer Smart City unterstützen können. Anschliessend wird ein Überblick über bestehende Smart-City-Ak-
tivitäten in der Praxis gegeben: Die Analyse dreier internationaler Städte mit langjährigen Smart-City-Erfahrungen und 
deren Vergleich mit den Smart-City-Aktivitäten in Schweizer Städten soll Aufschluss geben, wo (Schweizer) Städte 
heute bei der Umsetzung des Smart-City-Konzepts stehen. Im dritten Teil werden die Erkenntnisse aus Wissenschaft 
und Praxis zusammengeführt, um den Transformationsprozess hin zu einer Smart City erfolgreich gestalten und damit 
die Umsetzung der Energiestrategie 2050 unterstützen zu können.
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die untersuchten Schweizer Städte zurzeit dabei sind, Pilotprojekte abzu-
schliessen und entsprechende Massnahmen (Strategie- und Organisationsentwicklung, Aufbau von Testumgebungen 
zur Erprobung von weiteren Smart-City-Aktivitäten) zu ergreifen, um auf dem Weg zu einer Smart City voranzukommen. 
Eine enge Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und Praxis wird allgemein als wünschenswert erachtet. Allen un-
tersuchten internationalen Städten ist gemeinsam, dass sie grossen Wert auf eine integrative und partizipative Vorge-
hensweise legen. In den Schlussfolgerungen werden Empfehlungen für die Wissenschaft und die Praxis gegeben. 
Zudem wird auf weiteren Forschungs- und Handlungsbedarf hingewiesen.
Keywords: Städte, Smart City, Szenarienentwicklung, Strategien, Aktivitäten, Umsetzungsbeispiele
114 eSCHenauer et al.: Smart Cities Umsetzung der Energiestrategie 2050 II
1. Einführung
1.1  AUSGANGSLAGE
Der Begriff «Smart City» ist heutzutage weit verbreitet. Einerseits existieren diverse wissenschaftliche Definitionen 
einer Smart City, andererseits haben zahlreiche Städte mit einem jeweils unterschiedlichen Verständnis von Smart City 
eigene Definitionen bzw. Visionen entwickelt und Aktivitäten gestartet. Um hier einen Überblick zu schaffen, wurden 
in einer früheren ZHAW-Publikation (Moser et al., 2014) eine Literaturstudie und Internetrecherche zum Verständnis 
einer Smart City aus Sicht der Wissenschaft und der Praxis durchgeführt sowie Übereinstimmungen und Unterschiede 
herausgearbeitet. Im ersten Energy Governance Working Paper Nr. 7 wurden zudem Treiber und Barrieren auf dem 
Weg zu einer Smart City analysiert sowie die für eine erfolgreiche Umsetzung des Smart-City-Konzepts vordringlichen 
Schwerpunktthemen mit Handlungsempfehlungen für die involvierten Stakeholder ermittelt (vgl. Lobsiger-Kägi et al., 
2016).
Was ist eine Smart City?
Wissenschaft und Praxis verstehen unter Smart City übereinstimmend ein Konzept, das Lösungsansätze für die zu-
künftigen Herausforderungen der Städte liefert. Ziel ist es, eine fortschrittliche, vernetzte Stadt zu schaffen, die sich 
durch eine hohe Lebensqualität für ihre Bewohnerinnen und Bewohner bei einem gleichzeitigen effizienten Einsatz 
der benötigten Ressourcen auszeichnet (vgl. Smart City Schweiz, 2016; Jaekel, 2015). Der Weg dorthin soll durch 
einen Transformationsprozess erreicht werden, der auf eine integrative Vorgehensweise setzt, d.h. den Schwerpunkt 
auf eine intelligente Vernetzung von allen relevanten Akteuren sowie von (städtischen) Handlungsfeldern und (neuen) 
Technologien legt (Moser et al., 2014; Lobsiger-Kägi et al., 2016). Dieser integrative Ansatz soll sich vor allem in den 
Smart-City-Aktivitäten der Städte widerspiegeln.
Wo stehen die Städte heutzutage?
Städte, die sich einer nachhaltigen Stadtentwicklung verpflichtet fühlen, berücksichtigen bei ihrem Handeln techni-
sche, gesellschaftliche, ökologische und ökonomische Aspekte gleichermassen. Diese Ausgangslage kann für die 
Städte eine gute Voraussetzung bilden, um den Transformationsprozess hin zu einer Smart City zu beginnen und lang-
fristig erfolgreich zu gestalten (vgl. Peris-Ortiz et al., 2017). Heutige Smart-City-Pilotprojekte fokussieren auf die Inte-
gration verschiedener Technologien und Bereiche, die Einführung von Informations- und Kommunikationstechnogien 
und Fragen der Integration und Beteiligung der Bevölkerung (u.a. European Union, 2014).
Der Umsetzungsgrad des Smart-City-Konzepts ist in den Städten unterschiedlich hoch. Die oben erwähnten Litera-
turstudien und Internetrecherchen zum Verständnis von Smart Cities in Wissenschaft und Praxis zeigen zwei Aus-
prägungen auf (Moser et al., 2014). Zum einen unterscheiden sich die Smart-City-Ansätze im Grad der Inte gration 
von verschiedenen Technologien und (städtischen) Handlungsfeldern und zum anderen bzgl. ihrer sozio-technischen 
Verankerung, d.h. bzgl. des Grads an Mitwirkung der Bevölkerung und anderer Stakeholder bei der Entwicklung hin 
zu einer Smart City. Ausgewertet wurden 27 wissenschaftliche, europäische Publikationen (Quelle: Forschungsda-
tenbanksuche mit Keyword «Smart City») und 50 Pilot- und Praxisprojekte in Deutschland (nationale Datenbank mit 
Bezug zu offiziellen Webseiten «energieeffiziente Städte»), Österreich und Schweiz (nationale Datenbanken mit Bezug 
zu offiziellen «Smart City»-Webseiten der Städte)1. Abbildung 1 zeigt exemplarisch die Ergebnisse für die Auswertung 
der Praxisprojekte.
1 Deutschland: http://www.eneff-stadt.info/de/pilotprojekte/ [24.02.2014]; Österreich: http://www.smartcities.at/stadt-projekte/smart-cities/ [24.02.2014], Schweiz: http://ds1.
dreifels.ch/smartcity/wprlist.aspx?LA=de [24.02.2014].
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Ein zusammenfassender Vergleich der Sichtweisen von Wissenschaften und Praxis ergibt folgendes Bild: Die ausge-
werteten Praxisprojekte aus der Schweiz, Österreich und Deutschland zeigen, dass in der Praxis der Fokus eher auf 
einer Integration verschiedener Technologien und Handlungsfelder liegt. Es gibt aber auch einige Smart-City-Pro-
jekte, welche semi-integrativ sind, d.h. sie behandeln z.B. Themen wie Gebäude und Energieversorgung, aber nicht 
gleichzeitig auch Mobilitätsfragen. In fast allen wissenschaftlichen Publikationen liegt der Fokus hingegen auf einem 
integrativen Ansatz. Dies ist im Hinblick auf die Grenzen der durchgeführten Literaturstudie, die nur Studien mit einem 
Überblick zum Smart-City-Konzept berücksichtigt, nachvollziehbar.
Eine Schlüsselfunktion kommt den Informations- und Kommunikationstechnogien (IKT) zu: Während IKT in einigen Pra-
xisprojekten noch nicht genutzt wird, wird es dennoch aus wissenschaftlicher Sicht als notwendiges Grundgerüst von 
Smart Cities zur Vernetzung von Handlungsfeldern, Technologien und Stakeholdern angesehen (vgl. z.B. Peris-Ortiz 
et al., 2017). 
Ein weiterer Unterschied zwischen Wissenschaft und der Umsetzung in den Städten zeigt sich bei der Integration von 
Stakeholdern: Bei den betrachteten Praxisprojekten fällt auf, dass die Projekte mehrheitlich einen technischen Fokus 
aufweisen, d.h. oftmals fehlt die Beteiligung von Stakeholdern – insbesondere der Bevölkerung. Im Unterschied dazu 
erachten ca. zwei Drittel der wissenschaftlichen Publikationen zusätzlich die Integration von Stakeholdern als essenti-
ell. 
Abbildung 1: Auswertung von Praxisprojekten (D/A/CH) zum Verständnis einer Smart City (Moser et al., 2014)
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Wie lassen sich diese Abweichungen von «idealen» Smart-City-Aktivitäten erklären?
Viele Städte sind zurzeit auf dem Weg zu einer Smart City. Die am weitesten fortgeschrittenen Städte haben Smart-City-
Strategien entwickelt, die auf ihren langjährigen Erfahrungen einer nachhaltigen Stadtentwicklung aufbauen, diese 
fortführen und ergänzen (vgl. Bisello et al., 2017). In manchen Städten bestehen bereits Pilotprojekte in Form von Li-
ving Labs oder Stadtquartieren, in denen Smart-City-Ansätze entwickelt und für ein gesamtstädtisches Rollout erprobt 
werden sollen. Andere Städte weisen erste Erfahrungen in der Umsetzung einzelner, themenspezifischer Smart-City-
Pilotprojekte auf.
Der unterschiedliche Umsetzungsgrad von Smart-City-Aktivitäten in den Städten lässt sich auf verschiedene Treiber 
und Barrieren zurückführen (Lobsiger-Kägi et al., 2016). Als wesentliche Treiber für die Umsetzung von Smart-City-
Konzepten sind sowohl die Zusammenarbeit relevanter Akteure, die Förderung von Pilot- als auch das Aufzeigen von 
konkreten Smart-City-Projekten identifiziert worden, die zu einer Ressourcen- und Kosteneffizienz beitragen. Fehlende 
politische und rechtliche Rahmenbedingungen sowie die siloartigen, städtischen Verwaltungsstrukturen wirken beim 
integrativen Ansatz des Smart-City-Konzepts als Barrieren. Von der Stadt wird erwartet, dass sie die Führungsrolle im 
Smart-City-Prozess übernimmt, notwendige Rahmenbedingungen für eine erfolgreiche Umsetzung des Smart-City-
Konzepts schafft und den Einbezug aller relevanten Stakeholder – insbesondere der Bevölkerung – sicherstellt.
Im Rahmen einer Expertenbefragung und eines ZHAW-internen Workshops (Lobsiger-Kägi et al., 2016) wurden fol-
gende Schwerpunktthemen ermittelt: Vernetzung, Koordination und Zusammenarbeit; Stadtplanerische Arbeiten / 
Neubauten; Akzeptanz schaffen / Kommunikation; Umgang mit Daten / Datensicherheit / Datenschutz; Einbindung der 
Bevölkerung; Rahmenbedingungen und gesellschaftliche Herausforderungen. Handlungsempfehlungen zu diesen 
Schwerpunktthemen finden sich in Lobsiger-Kägi et al. (2016). Die wichtigsten Akteure sind: Stadt/Gemeinde, Wirt-
schaft/Unternehmen/Verbände, die Bevölkerung, Staat und Hochschulen; die Führungsrolle liegt bei der Stadt.
1.2  ZIELE, VORGEHEN UND FORSCHUNGSFRAGEN
Das vorliegende zweite Energy Governance Working Paper zum Thema Smart Cities führt die oben beschriebenen 
Arbeiten fort. Ausgehend von verschiedenen Smart-City-Szenarienansätzen in der Wissenschaft und der Analyse be-
stehender Smart-City-Aktivitäten in den Städten wird eine Brücke zwischen Wissenschaft und Praxis geschlagen. Ziel 
ist es, Empfehlungen zu geben, wie beide Seiten sich ergänzen können, um den Transformationsprozess hin zu einer 
Smart City erfolgreich zu gestalten.
Teil 1 – Methodische Ansätze für die Szenarienentwicklung von Smart Cities
Von der Wissenschaft werden methodische Ansätze erwartet, die es der Praxis erleichtern, integrative Vorgehens-
weisen in Smart-City-Aktivitäten einzubringen und umzusetzen. Ziel des vorliegenden Working Paper ist es, dazu Me-
thoden aus der Zukunftsforschung zu analysieren und der Frage nachzugehen: Wie können Szenarienentwicklungen 
den städtischen Transformationsprozess hin zu einer Smart City unterstützen? Es handelt sich dabei um die Methoden 
der intuitiven und formativen Szenarienentwicklung2 sowie um die Methode der Delphi-Exper tenbefragung, in deren 
Rahmen Szenarioelemente bewertet wurden3 (Kapitel 2). Alle drei Methoden wurden in den letzten zwei bis drei Jahren 
2 Szenarien werden als Methode der Früherkennung und der strategischen Planung eingesetzt, insbesondere bei Themen mit hoher inhaltlicher Komplexität und hoher zeitli-
cher Dynamik. Zudem bieten Szenarienprozesse den Rahmen für partizipative Gestaltungsmöglichkeiten.
3 Die Delphi-Expertenbefragung ist ein dialogorientiertes Instrument der Zukunftsforschung mit dem Ziel, Expertenansichten über einen komplexen Sachverhalt zu ermitteln 
und auf Unterschiede und Gemeinsamkeiten hin zu analysieren.
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an der ZHAW zum Thema «Smart City im Jahr 2035» mit unterschiedlichen Stakeholdergruppen (Stadtverwaltung, 
Studierende, Fachexperten) angewendet.
Teil 2 – Bestehende Smart-City-Aktivitäten in der Praxis
Es wurde festgestellt, dass in vielen ausgewerteten Praxisprojekten der Fokus nur auf einer Technologie bzw. einem 
Handlungsfeld liegt und somit ein integrativer Ansatz fehlt. Die Internetrecherche hat dabei nur Projekte berücksichtigt, 
die in nationalen Datenbanken (D/A/CH) aufgeführt sind (Moser et al., 2014). Ziel ist es nun, sich ein Gesamtbild an 
Smart-City-Aktivitäten in einzelnen ausgewählten Städten zu verschaffen, die Smart-City-Aktivitäten bezüglich ihrer 
Integrationsansätze zu analysieren und damit ein vertieftes Verständnis bezüglich der Verankerung der Smart-City-Ak-
tivitäten zu erhalten (Kapitel 3). Um dabei vorhandene Treiber zu stärken und bestehende Barrieren abzubauen, sollen 
oben genannte Schwerpunktthemen berücksichtigt werden. Ein Vergleich der Resultate der Städte untereinander soll 
Unterschiede und Gemeinsamkeiten aufzeigen und insbesondere der Frage nachgehen, wo Schweizer Städte heute 
bzgl. der Umsetzung des Smart-City-Konzepts stehen.
Teil 3 – Zusammenführung der Erkenntnisse aus Wissenschaft und Praxis
Eine enge Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und Praxis wird allgemein als wünschenswert erachtet (Moser et 
al., 2014). Ziel ist es, einen Vergleich zwischen den Resultaten aus Wissenschaft und Praxis durchzuführen und die 
Frage zu beantworten, wie sich beide ergänzen können, um den Transformationsprozess hin zu einer Smart City erfolg-
reich gestalten zu können (Kapitel 4).
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2. Smart-City-Szenarien
2.1  METHODIK DER SZENARIENENTWICKLUNG
Szenarien werden in der Zukunftsforschung als Methode der Früherkennung und der strategischen Planung einge-
setzt (Müller-Stevens et al, 2012; Carabias-Hütter et al., 2007; Spiess et al., 2005). Im Gegensatz zu oftmals mechanis-
tisch-naturwissenschaftlich geprägten Prognosen oder linearen Methoden wie Trendextrapolationen und Zeitreihen-
analysen wird die Szenario-Technik seit Mitte des 20. Jahrhunderts immer häufiger verwendet, um der zunehmenden 
Dynamik und Komplexität gesellschaftlicher und politischer Fragestellungen gerecht zu werden (Müller, 2008). Fol-
gende Eigenschaften sind für Szenario-Methodiken charakteristisch (Kosow et al, 2008):
• Szenarien stellen hypothetische zukünftige Entwicklungen dar, die zwar realistisch sein sollen, aber im Gegensatz 
zu Prognosen nicht mit einer Wahrscheinlichkeit versehen sind.
• Szenarien beinhalten in der Regel mehrere mögliche alternative Entwicklungen und gewinnen erst im Plural ihre 
Aussagekraft.
• Szenarien sind ganzheitlich, betrachten also das gesamte gesellschaftliche, politische, ökologische, technologi-
sche und wirtschaftliche Umfeld gleichermassen.
• Die in einem einzelnen Szenario enthaltenen Entwicklungen, Verhaltensweisen und (Wechsel-) 
Wirkungen sind konsistent und widerspruchsfrei.
• Szenarien stellen immer nur mögliche Zukunftsvarianten dar und haben die Aufgabe, die Aufmerksamkeit auf die 
Entwicklung von Faktoren und deren Wechselwirkungen zu lenken.
Oftmals ist das Produkt einer Szenario-Analyse eine Auswahl von plausiblen alternativen Entwicklungen, die je weils 
unter bestimmten Bedingungen eintreffen können. Da die Entwicklungen nicht auf einen einzelnen Handlungsstrang 
reduziert werden können, eignet sich die Szenario-Analyse, um Handlungsalternativen zu evaluieren. So kön nen stra-
tegische Entscheidungen simuliert, auf ihre möglichen Auswirkungen hin untersucht und kommuniziert werden (Müller 
& Shwarz, 2013).
Die Entwicklung von Szenarien erfolgt typischerweise in fünf Schritten (Tabelle 1). In den meisten Themengebieten 
ist die Szenarien-Entwicklung partizipativ angelegt. So können verschiedene Akteure ihre Sichtweise in ein Szenario 
einfliessen lassen. Die Inklusion verschiedener Perspektiven ermöglicht es, mit Szenarien ein möglichst breites Feld an 
zukünftigen Entwicklungen abzudecken. So verringert sich die Gefahr, dass Risiken übersehen werden oder wichtige 
Entwicklungen keine Beachtung finden (Volkery et al., 2008). Durch die Partizipation verschiedener Akteure ist ein Sze-
nario oftmals eine Mischung aus faktenorientierten Informationen und den normativen Werten und Zielvorstellungen 
der Teilnehmenden. Szenarien werden in politischen Strategiediskussionen, dem unternehmerischen Marketing, der 
Stadtplanung und im Umweltbereich eingesetzt, um Ziele oder Massnahmen zu evaluieren, die für eine gewünschte 
zukünftige Entwicklung geeignet erscheinen (Bood et al., 1998).
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Szenarien im Kontext von Smart City
Eine grosse Herausforderung von Smart Cities besteht in ihrer integrativen Vorgehensweise, d.h. in der Integration 
und intelligenten Vernetzung von Handlungsfeldern, Technologien und Stakeholdern. Szenarien können dabei ein 
geeignetes Instrument sein, um Smart-City-Prozesse zu unterstützen. Die holistisch angelegte Vorgehensweise bei 
Szenarien ist für die oben genannte Vernetzung unter Berücksichtigung möglicher zukünftiger Entwicklungen bestens 
geeignet. Zudem kann die für Smart-City-Aktivitäten oftmals essentielle interdepartementale Zusammenarbeit durch 
die partizipativen Gestaltungsmöglichkeiten im Szenarienprozess erreicht werden.
In den letzten Jahrzehnten haben sich unterschiedliche Szenario-Techniken herausgebildet, die jeweils für spezifische 
Themengebiete gezielt adaptiert wurden. Auch die methodologischen Herangehensweisen, die z.B. anhand der Un-
terscheidung, ob ein Szenario eher qualitativ oder quantitativ, bottom-up oder top-down, explorativ oder normativ, de-
terministisch oder probabilistisch ausgerichtet ist, eingeteilt werden können, variieren je nach Einsatzgebiet der Sze-
narioanalyse (Börjeson et al., 2006). Diese Vielfalt ist eine direkte Konsequenz aus den verschiedenen Anforderungen 
und Zielvorgaben, die ein Szenario für bestimmte Themengebiete oder Fragestellungen erfüllen muss (Braunreiter et 
al, 2016). Im Folgenden werden zwei Methoden, sogenannte intuitive und formative Szenario-Techniken (vgl. Schmid, 
2005), anhand von konkreten Beispielen mit Smart-City-Bezug aus der Schweiz beschrieben. Im weiteren Verlauf wird 
zudem die Methode der Delphi-Befragung vorgestellt, in deren Rahmen Szenarioelemente bewertet wurden. Dies er-
möglicht, zum Schluss dieses Kapitels Resultate und Erkenntnisse aus der Szenarienentwicklung im Kontext von Smart 
City zu präsentieren. 
Tabelle 1: Phasen einer Szenarienentwicklung
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2.2  INTUITIVE SZENARIENENTWICKLUNG 
In den Jahren 2014 und 2015 moderierte das Center for Innovation and Entrepreneurship (CIE) der ZHAW School 
of Management and Law in anderthalb-tägigen Workshops mit Führungskräften der Stadt Winterthur intuitive Szena-
rienentwicklungen zum Thema Smart City Winterthur 2035. Beteiligt waren insgesamt neun interdepartemental zu-
sammengestellte Gruppen. Die intuitive Szenarienentwicklung erfolgte in mehreren Schritten, deren wesentlichste im 
Folgenden kurz beschrieben werden.
1. Zuerst wurden die inhaltlichen Kernaspekte der Szenarien, sogenannte Visionskeime, gesammelt. Diese sagen 
aus, wovon die Szenarien handeln und welche Annahmen über die Zukunft getroffen werden. Jede Gruppe sam-
melte 15 möglichst spezifische Visionskeime.
2. In einem zweiten Schritt wurden die Visionskeime anhand der Dimensionen Wünschbarkeit für die Stadt Winterthur 
und Einflussstärke auf die Smart City Winterthur auf einer Matrix eingeteilt und diskutiert.
3. Jede Gruppe wählte fünf spezifische Visionskeime als Grundlage für ihre Vollszenarien aus. Die zentralen Ereig-
nisse des jeweiligen Szenarios wurden auf einer Zeitskala bis ins Jahr 2035 aufgeführt und miteinander verbun-
den.
Diese intuitive Szenario-Technik legt den Fokus auf den partizipativen Erstellungsprozess der Szenarien. Der Mehr-
wert dieser Methodik liegt darin, dass städtische Mitarbeiter aus verschiedenen Departementen zusammen über die 
zukünftige Entwicklung der Stadt unter dem Themenschwerpunkt Smart City diskutieren. Da dabei unterschiedliche 
berufliche Hintergründe, Perspektiven und Wertvorstellungen aufeinandertreffen, entstehen je nach Gruppenzusam-
mensetzung andere Dynamiken und schliesslich auch andere Szenarien. Der Austausch mit anderen Workshopteil-
nehmenden fördert das gegenseitige Verständnis und ermöglicht die Erkennung von Synergiepotenzialen über die 
Departementsgrenzen hinweg. Das während der Szenarienerstellung generierte implizite Wissen über Wirkungszu-
sammenhänge, beispielsweise bei der Auswahl und Priorisierung der Visionskeime, ist dabei von entscheidender Be-
deutung. Bei dieser intuitiven Szenarientechnik steht also eher der Prozess der Szenarienerstel lung als das eigentliche 
Produkt, die fertigen Szenarien, im Mittelpunkt. Die intuitive Szenarienerstellung eignet sich, um Verständnis für Zu-
sammenhänge und entscheidungsrelevante Momente zu schaffen.
Aus Datenschutzgründen werden die neun intuitiven Szenarien der Winterthurer Stadtverwaltung im folgenden Verlauf 
des Working Paper nur gesamthaft ausgewertet. Die Szenariennamen, welche die neun interdepartementalen Win-
terthurer Arbeitsgruppen wählten, vermitteln einen guten Eindruck vom Themenspektrum, das die Szenarien abdeck-
ten: Raumlabor Winterthur – Führender Innovationsstandort; Urbane Vielfalt – lebendig und innovativ durch ständige 
Interaktion; The Chance of Urban Lifestyle – Steigerung der Lebensqualität durch High-End-Urbanisierung; Back to the 
Future – Symbiose aus Alt und Neu; Smart City Lab Winti – intelligente Lösungen erproben; Multipolis Winterthur – De-
zentral vernetzt; Hopp Winti – die Zukunft als Chance; City on Demand – Städtische Leistungen auf Nachfrage; Rüstige 
Rentner – Gewinn statt Altlast-Nutzung der Lebenserfahrung.
Im Falle der Stadt Winterthur erwies sich die Szenarienentwicklung zur Smart City 2035 als Grundlage für weitere 
Smart-City-Aktivitäten: Es entstand eine Bewegung innerhalb der Stadtverwaltung, welche die Smart City Winterthur – 
insbesondere durch die Entwicklung einer departementsübergreifenden Smart-City-Strategie – vorantreiben will. Die 
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intuitiven Szenarienent wicklungen haben somit nicht nur zur Sensibilisierung der städtischen Mitarbeiter in Bezug auf 
die Themen, Chancen und Risiken von Smart City beigetragen, sondern auch den Grundstein für die folgende interde-
partementale Zusammenarbeit im Bereich Smart City gelegt. Zusammenfassend kann gesagt werden, dass intuitive 
Szenarienentwicklungen aufgrund ihres überschaubaren Zeitaufwands geeignete Instrumente sind, um Personen – 
trotz enger Terminpläne – für komplexe Themen zu sensibilisieren, den Einstieg in das Thema zu ermöglichen und 
entsprechende Prozesse anzustossen. Dies gilt nicht nur für die Stadtverwaltung, sondern auch für andere Stakehol-
dergruppen (Bevölkerungsvertretungen, Unternehmen, Wissenschaft, etc.).
2.3  FORMATIVE SZENARIENENTWICKLUNG 
Im Frühling 2016 haben rund 40 Studierende des Bachelorstudiengangs Energie- und Umwelttechnik der ZHAW 
School of Engineering – stellvertretend als interessierter Teil der Bevölkerung – mit Unterstützung von Experten mit 
der Methode der formativen Szenario-Analyse plausible und möglichst konsistente Zukunftsbilder für eine «Smart City 
Winterthur im Jahr 2035» erarbeitet.
Im Folgenden sind die wesentlichsten Schritte der formativen Szenario-Analyse zusammengefasst:
1. Zuerst wurden die Schlüsselfaktoren, d.h. die wichtigsten Einflussvariablen auf dem Weg zu einer Smart City in 
einem Brainstorming ermittelt. Aus Ressourcengründen sind anschliessend aus den 40 Einflussvariablen 13 Va-
riablen priorisiert und für die weitere Szenario-Analyse ausgewählt worden. Jede Einflussvariable wurde exakt 
definiert und durch zwei bis drei Ausprägungen charakterisiert.
2. In einem zweiten Schritt erfolgte vor der eigentlichen Szenarien-Bildung eine Systemanalyse, bei der die gegen-
seitigen Wechselwirkungen der Einflussvariablen bewertet und danach mit Hilfe einer Analysesoftware gewichtet 
wurden. Es wird hierbei zwischen aktiven4, passiven5, ambivalenten6 und puffernden7 Einflussvariablen unter-
schieden. Aktive und ambivalente Einflussvariablen spielen nach der Szenarienentwicklung eine wichtige Rolle 
bei der Erstellung von Roadmaps und Strategieentwicklungen; passive Einflussvariablen eignen sich eher für 
Monitoring und Erfolgskontrolle; die puffernden Einflussvariablen werden bei der anschliessenden Szenarienent-
wicklung nicht weiter berücksichtigt.
3. In einem abschliessenden Schritt wurden mittels Konsistenzanalyse und einer Softwareauswertung die drei in 
sich konsistentesten Szenarien ermittelt. Zur Validierung haben die Studierenden zusammen mit den Expertinnen 
und Experten diese drei Szenarien bezüglich Plausibilität, Konsistenz, Wahrscheinlichkeit und Wünschbarkeit ab-
schliessend bewertet und ein Best-Case-Szenario ausgewählt.
Im Prozess der formativen Szenario-Entwicklung Smart City Winterthur 2035 konnten bei zwei von vier Workshops (II: 
Systemanalyse, respektive Bewertung der Einflussmatrix; IV: Validierung der Szenarien) sechs Expertinnen und Ex-
perten aus Wissenschaft, Wirtschaftsverbänden, Nichtregierungs-Organisationen und Verwaltung in den For-
4 Steuerungsgrössen, die andere Variablen stark beeinflussen, von diesen aber nur geringfügig beeinflusst werden.
5 Von anderen Variablen stark beeinflusst, relativ geringe Wirkung auf andere Variablen.
6 Beeinflussen andere Einflussvariablen stark, werden von diesen gleichzeitig aber auch stark beeinflusst.
7 Beeinflussen andere Variablen unterdurchschnittlich und werden von anderen Variablen nur geringfügig beeinflusst.
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schungsprozess einbezogen werden. Bei der Auswahl der Fachleute wurde eine gute Abdeckung der ausgewählten 
13 Einflussvariablen angestrebt.
In nachfolgender Tabelle 2 sind die zur Szenarienbildung herangezogenen 13 Einflussvariablen aufgelistet, einem 
Handlungsfeld zugeordnet und ihre Ausprägung (schwach, mittel, stark) im formativen Best-Case-Szenario angege-
ben. Die Auswahl der Einflussvariablen und die Festlegung ihrer jeweiligen Ausprägungen und gegenseitigen Wech-
selwirkungen hängt sehr stark von der Einschätzung der jeweiligen Teilnehmenden an der Szenarienentwicklung ab 
– in diesem Fall von den Studierenden. Dies gilt ebenso für das sich daraus ergebende Best-Case-Szenario. Daher 
wurde zusätzlich eine Analyse der Einflussvariablen in den intuitiven Szenarienentwicklungen der Winterthurer Stadt-
verwaltung durchgeführt. Dazu wurde aus den neun intuitiven Szenarien ein Best-Case-Szenario konstruiert (siehe 
untenstehender Abschnitt zur Auswertung der intuitiven Szenarien). Tabelle 2 zeigt, inwieweit sich die Einflussvaria-
blen der formativen Szenarien in diesem intuitiven Best-Case-Szenario wiederfinden bzw. welche Ausprägung ihnen 
zugeordnet wird.
 Tabelle 2: Einflussvariablen für die formativen und intuitiven Szenarienentwicklungen  
«Smart City Winterthur im Jahr 2035»
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Vergleich der beiden Szenarienansätze
Es ist nicht zu erwarten, dass das Verständnis der Teilnehmenden (bei der Entwicklung der intuitiven Szenarien) von 
einer Einflussvariablen mit der Definition derselben Einflussvariablen in den formativen Szenarien exakt übereinstimmt. 
Daher wurde eine Zuordnung wie folgt ausgeführt: Ein intuitives Szenario enthält die Einflussvariable, wenn diese 
dort explizit erwähnt wird bzw. wenn aufgrund der Beschreibung im zugehörigen Szenario-Factsheet eine weitge-
hende Übereinstimmung vorhanden ist und somit eine Zuordnung naheliegend ist. Zudem erfolgte eine Bewertung 
der Einflussvariablen anhand der Ausprägungen schwach, mittel und stark. Die neun intuitiven Szenarien wurden an-
schliessend gesamthaft ausgewertet und ein intuitives Best-Case-Szenario nach folgenden Regeln konstruiert: Eine 
Einflussvariable ist wichtig für das Best-Case-Szenario, wenn sie in mindestens fünf der neun Szenarien auftritt. Die 
Ausprägung wird durch die mehrheitlich auftretende Ausprägung in den Szenarien festgelegt. Dies kann aber nur als 
Tendenz gewertet werden, da auch eine Kombination «ein Szenario mit schwacher Ausprägung, ein Szenario mit mitt-
lerer Ausprägung und zwei Szenarien mit starker Ausprägung» zu einer starken Ausprägung dieser Einflussvariablen 
im intuitiven Best-Case-Szenario führt. Ein Vergleich mit den Ausprägungen dieser Einflussvariablen im formativen 
Best-Case-Szenario ist daher nur bedingt möglich (vgl. Tabelle 2). Um subjektive Einflüsse zu reduzieren, wurden die 
intuitiven Szenarien jeweils von zwei Personen analysiert und bewertet.
Es zeigt sich, dass in den intuitiven Szenarien folgende Einflussvariablen nicht auftreten: Einfluss öffentliche Hand, 
nationale Energiepolitik, Open Data Management, Stromkosten, Smart Grid, neue Wohnformen und Prosumer. Um-
gekehrt finden sich in den intuitiven Szenarien folgende zusätzliche Einflussvariablen: Rolle der Stadt, Begegnungs-/
Erholungs-/Grünraum, Suffizienz/soziale Aspekte, Gesundheit, Bildung/Forschung, Partizipation von Stakeholdern 
(Wirtschaft, F&E, Bildung), innovative Arbeitsformen, Kreislaufwirtschaft. Diese Unterschiede lassen sich durch die un-
terschiedlichen Blickwinkel der jeweiligen Teilnehmergruppen erklären. Während für die Vertreter der Stadtverwaltung 
die Bedürfnisse «ihrer» Stadt vorrangig waren, waren die Studierenden des Studiengangs Energie- und Umwelttech-
nik «geprägt» von aktuellen Diskussionen zur Energiestrategie 2050. Einflussvariablen, die in beiden Szenarienme-
thoden vorkommen, sind oft gleich stark bzw. gleich schwach ausgeprägt. Hier muss man berücksichtigen, dass dies 
weitgehend Einflussvariablen sind, die den integrativen Ansatz von Smart-City-Aktivitäten mitcharakterisieren, und so-
mit eine Übereinstimmung in der Ausprägung nachvollziehbar ist. Um weitere Erkenntnisse zu erhalten, wird in Kapitel 
3.4 ein Abgleich mit der Praxis durchgeführt, indem zusätzlich die Smart-City-Aktivitäten verschiedener internationaler 
und nationaler Städte bzgl. der Einflussvariablen ausgewertet werden.
Der Fokus der formativen Szenarienentwicklungen liegt in der systematischen Ermittlung von wichtigen Einflussvariab-
len und der Festlegung ihrer jeweiligen Ausprägungen und gegenseitigen Wechselwirkungen. Damit ist diese Methode 
bestens geeignet, um Smart-City-Aktivitäten mit ihren integrativen, vernetzenden Vorgehensweisen zu unterstützen. 
Dies gilt insbesondere für Smart-City-Aktivitäten, bei denen der Schwerpunkt auf themen- und ressortübergreifender 
Vernetzung von städtischen Handlungsfeldern liegt. Dem steht ein hoher Zeitaufwand für die Szenarienentwicklung 
gegenüber – insbesondere für die Ermittlung geeigneter Einflussvariablen und ihrer Ausprägungen. Der Partizipations-
grad liegt bei einer mittleren Ausprägung: Die Teilnehmenden tragen die Verantwortung für die Auswahl der Einflus-
svariablen; bei der Erstellung der Szenarien kommt jedoch auch entsprechende Auswertungssoftware zum Einsatz. 
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2.4  DELPHI-EXPERTENBEFRAGUNG MIT SZENARIOELEMENTEN
Das ZHAW Institut für Nachhaltige Entwicklung führte in den Jahren 2014–2016 eine Delphi-Befragung durch, 
bei welcher insgesamt 32 Expertinnen und Experten aus den Bereichen öffentliche Hand, Energieberatung und 
-planung, Forschung und Entwicklung, Energiewirtschaft und IKT über drei Runden zum Thema Smart City in der 
Schweiz im Jahr 2035 befragt wurden (Lobsiger-Kägi et al., 2016). Die Experten waren überwiegend Mitglieder der 
Interessensgemeinschaft Smart Cities Schweiz, einer Plattform für urbane Akteure, die mit dem Smart-City-Ansatz ar-
beiten möchten (Smart City Schweiz, 2016).
Die Delphi-Methode lässt sich kurz umschreiben als mehrstufige, schriftliche und anonymisierte Befragung von Perso-
nen, die aufgrund ihrer fachlichen Kompetenz und Zugehörigkeit zu einem Expertensektor zugeordnet werden (Dalkey 
et al., 1963; Seeger, 1979). Nach jeder Befragungsrunde werden den Experten die anonymisierten Ergebnisse der 
vergangenen Befragungsrunde vorgelegt mit der Aufforderung zu einer erneuten Einschätzung im Licht der anderen 
Expertenmeinungen. Ziel ist es, Übereinstimmungen und Unterschiede in den Expertenansichten zu ermitteln und 
damit die Zukunftseinschätzungen der ausgewählten Fachleute systematisch zu erheben und auszumitteln (Breiner et 
al., 1993). Die Delphi-Methode eignet sich zur Strukturierung komplexer, noch nicht konkretisierter Sachverhalte wie 
z.B. dem Smart-City-Konzept Schweiz. Bisher gab es nur eine allgemeine Definition, eine Vielzahl von persönlichen 
Vorstellungen und einige Pilotprojekte. Mit der Delphi-Befragung konnte der Begriff einer Smart City hinsichtlich Zielen, 
ersten Schritten sowie Treibern und Barrieren im Transformationsprozess konkretisiert werden (Montalvo & Zolliker, 
2014; Yildirim & Zwahlen, 2016). Dies kann als Grundlage für eine umfassendere Szenarienentwicklung und daraus 
ableitbaren Strategien und Geschäftsmodellen dienen. Die Delphi-Methode findet somit ihren Einsatz u.a. auch im 
Vorfeld von Szenarienentwicklungen.
In der dritten und abschliessenden Delphi-Befragungsrunde wurde zusätzlich ansatzweise eine Szenarienent wicklung 
durchgeführt, die im Folgenden zusammengefasst wird:
1. In den vielfältigen persönlichen Kommentaren der Experten wurde besonders die Relevanz der Themen Mobilität, 
IKT und Einbezug der Bevölkerung in einer Smart City betont. Diese drei Themen bildeten die Grundlage von drei 
Szenarioelementen (Smart Mobility, Smart Citizens, Smart Living) für das Jahr 2035.
2. Die Expertinnen und Experten bewerteten einzelne Ansätze und Technologien aus diesen Szenarioele menten 
nach ihrer Wünschbarkeit und Realisierbarkeit.
3. Alle vorgeschlagenen Ansätze und Technologien wurden generell als wünschenswert betrachtet. Jedoch nur acht 
Ansätze und Technologien wurden von mindestens 50 Prozent der Befragten als (flächendeckend) realisierbar bis 
2035 angesehen.
Bis 2035 realisierbare Ansätze und Technologien:
Smartphone als «Passepartout» (von 80 Prozent der Bevölkerung genutzt), Smart Meter (in allen Haushalten), Sha-
ring-Plattformen (von 80 Prozent der Bevölkerung genutzt), ein optimiertes Matching von Stromangebot & -nachfrage, 
Smart-Home-Funktionen (von 80 Prozent der Bevölkerung genutzt), Elektromobilität (flächendeckend), Vehicle-to-Grid 
(flächendeckend), intelligentes Verkehrsleitsystem (flächendeckend).
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Bis 2035 nicht realisierbare Ansätze und Technologien:
Energiespeicher in Haushalten (flächendeckend), Open-City-Data-Platform (von 80 Prozent der Bevölkerung genutzt), 
autonome Elektromobilität (von 80 Prozent der Bevölkerung genutzt), Urban Farming (von 80 Prozent der Bevölkerung 
genutzt), Microgrids (flächendeckend), PV-Bürgergenossenschaften (80 Prozent der Bevölkerung beteiligt), Carsha-
ring (von 80 Prozent der Bevölkerung genutzt), 2000-Watt-Lebensstil (80 Prozent der Bevölkerung), europäisches Su-
per Grid.
An die Realisierbarkeit der neuen Ansätze und Technologien bis ins Jahr 2035 wurden meistens mit erwarteten Um-
setzungsgraden von 80 Prozent ambitiöse Anforderungen gestellt. Ziel war es, damit Stossrichtungen zu erkennen. 
So zeigte sich z.B., dass die Umsetzung von sozialen, gemeinschaftlichen und suffizienten Massnahmen eher als 
schwierig eingeschätzt wird bzw. bis ins Jahr 2035 nicht mehrheitlich realisiert werden kann. Es bietet sich an, die 
Einschätzung der Delphi-Experten zur Realisierbarkeit der neuen Ansätze und Technologien anhand der intuitiven Sze-
narienentwicklungen zu überprüfen. 
Die Analyse der intuitiven Szenarien erfolgte nach folgender Regel: Ein neuer Ansatz / eine neue Technologie ist im 
intuitiven Szenario vorhanden, wenn dies explizit erwähnt wird bzw. wenn aufgrund der Beschreibung im zugehörigen 
Szenario-Factsheet eine weitgehende Übereinstimmung vorhanden ist und somit eine Zuordnung naheliegend ist. Die 
neun intuitiven Szenarien wurden wiederum gesamthaft ausgewertet, d.h. ein neuer Ansatz / eine neue Technologie ist 
vorhanden, wenn sie in mindestens fünf von neun Szenarien auftritt. Um subjektive Einflüsse zu reduzieren, wurden die 
intuitiven Szenarien jeweils von zwei Personen analysiert und bewertet. Dementsprechend ergibt sich folgendes Bild: 
Die Teilnehmer der intuitiven Szenarienentwicklung legten auf optimiertes Matching Stromangebot/-nachfrage, Vehic-
le-to-Grid, Verkehrsleitsysteme, Energiespeicher in Haushalten, autonome Elektromobilität, Micro grids, PV-Bürgerge-
nossenschaften und europäische Supergrids keinen Schwerpunkt als neue Ansätze / neue Technologien, die in der 
Smart City im Jahr 2035 realisiert bzw. implementiert sind. Dies ist nachvollziehbar, da die diskutierten Ansätze in den 
intuitiven Szenarien nicht ins Detail gingen und die Teilnehmenden eher nicht «techniklastig» waren. Dagegen werden 
zwei Ansätze / Technologien, die von den Delphi-Experten als bis 2035 nicht im grossen Umfang realisierbar eingestuft 
wurden, in vielen der neun Szenarien erwähnt: Open-City-Data-Plattform und Carsharing. Zwei weitere, Urban Farming 
und 2000-Watt-Stil, sind ebenfalls erwähnte Ansätze. Dies könnte als Hinweis gewertet werden, dass die Akzeptanz 
und damit der Umsetzungsgrad dieser Ansätze / Technologien im Jahr 2035 bereits sehr hoch sein wird. Um hier noch 
einen Schritt weiterzukommen, ist ein Abgleich mit der Praxis sinnvoll. Dazu werden in Kapitel 3.4 die neuen Ansätze / 
neuen Technologien zusätzlich in den Smart-City-Aktivitäten von verschiedenen Städten untersucht.
Wie angegeben, liegt der Fokus der Delphi-Befragung auf der Strukturierung von komplexen, noch nicht konkreti-
sierten Themen. Je nach inhaltlichem Umfang des Themas ist der Zeitaufwand hoch; er ist vergleichbar mit dem Zeit-
aufwand für formative Szenarien. Der Partizipationsgrad der Teilnehmenden ist gering, da die Fragen bei der Delphi-
Befragung vorgegeben sind. Jedoch können persönliche Einschätzungen und Kommentare zu den Fragen in einer 
nachfolgenden Fragerunde integriert werden.
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2.5  ERKENNTNISSE AUS DEN SZENARIENENTWICKLUNGEN
Die oben beschriebenen Smart-City-Szenarienansätze zeigen deutlich, dass sie aufgrund ihrer integrativen Ansätze 
geeignet sind, integrative Prozesse, wie es der Transformationsprozess hin zu einer Smart City ist, zu unterstützen. 
Wichtig dabei ist zu berücksichtigen, dass unabhängig von der gewählten Szenarienart der Blickwinkel der teilneh-
menden Stakeholdergruppe das Ergebnis der Szenarienentwicklung stark prägt. Wie man hier zu einer ausgewogene-
ren Perspektive gelangt, zeigt in Kapitel 3.4 der Abgleich mit der Praxis.
Die nachfolgende Tabelle 3 zeigt eine Zusammenstellung der oben beschriebenen drei Methoden der Szenarienent-
wicklungen bzgl. Schwerpunkt, Zeitaufwand und Partizipationsgrad. Insbesondere die Auflistung der Anwendungs-
potentiale zeigt, dass Szenarienentwicklungen zum Transformationsprozess beitragen können, indem sie Beiträge 
zur Sensibilisierung, zur Information, zum Aufgleisen von Prozessen und zur Initiierung und Planung von Smart-City-
Aktivitäten liefern. 
Tabelle 3: Vergleich der drei Szenarienmethoden
127Umsetzung der Energiestrategie 2050 II eSCHenauer et al.: Smart Cities
3. Smart-City-Strategien und Praxisbei-
spiele
3.1  METHODIK ZUR AUSWERTUNG DER SMART-CITY-AKTIVITÄTEN IN DEN STÄDTEN
Wie bereits erwähnt, haben Städte mit einer langjährigen, nachhaltigen Stadtentwicklung eine gute Ausgangslage, um 
sich auf den Weg zu einer Smart City zu begeben. Voraussetzung für einen erfolgreichen Transformationsprozess ist 
eine integrative Vorgehensweise mit Smart-City-Aktivitäten, die folgende Merkmale aufweisen:
1. Smart-City-Aktivitäten legen Wert auf eine themen- und ressortübergreifende Vernetzung von städtischen Hand-
lungsfeldern – insbesondere in den Bereichen Energieversorgung, Infrastruktur, Wohnen, Mobilität, Wirtschaft, 
Gesellschaft, Stadtentwicklung, Verwaltung (Merkmal 1).
2. Smart-City-Aktivitäten befassen sich mit dem Einsatz und der Vernetzung neuer Technologien, insbesondere von 
Informations- und Kommunikationstechnologien, um Synergie- und damit verbundene Effizienzpotentiale in den 
einzelnen Handlungsfeldern nutzen zu können (Merkmal 2).
3. Smart-City-Aktivitäten weisen einen partizipativen Ansatz auf, d.h. die wichtigsten Stakeholder werden zusammen-
geführt und wirken an Entscheidungen und an der Gestaltung zu einer Smart City mit. Insbesondere erfolgt ein 
Einbezug der Bevölkerung (Merkmal 3).
Ziel des vorliegenden Working Paper ist es nun, sich ein Gesamtbild an Smart-City-Aktivitäten in einzelnen ausgewähl-
ten Städten zu verschaffen, die Smart-City-Aktivitäten bezüglich ihrer Integrationsansätze zu analysieren und damit ein 
vertieftes Verständnis bezüglich ihrer Verankerung zu erhalten. Im Rahmen einer Internetrecherche werden im vorlie-
genden Working Paper die offiziellen Webseiten von drei internationalen Städten (Amsterdam, Berlin, Wien) und drei 
nationalen Städten (St. Gallen, Winterthur, Zürich) bzw. dort angegebene, weiterführende Weblinks, z.B. zu eigenen 
Smart-City-Homepages, ausgewertet. Im Fall der Schweizer Städte werden zusätzlich Informationen aus Präsentatio-
nen von nationalen Smart-City-Tagungen herangezogen.
Zur Sicherstellung einer einheitlichen Auswertung wurde folgendes Vorgehen gewählt: Als Best-Practice-Beispiel dient 
die Stadt Wien – insbesondere aufgrund ihrer wiederholten internationalen Auszeichnungen in den Bereichen Smart 
City, Lebensqualität und Innovation (Smart City Wien, 2016). Anhand einer detaillierten Analyse der Stadt Wien wurde 
folgendes Raster zur Auswertung der übrigen Städte erstellt: 
1. Wie sieht das städtische Umfeld aus?
Politische Zielsetzungen insbesondere in Bezug auf eine nachhaltige Stadtentwicklung, Strategien/Konzepte, 
z.B. Klimaschutz-/Energiestrategie, Stadtentwicklungskonzepte.
2. Welche Smart-City-Aktivitäten bestehen auf politischer/strategischer Ebene?
Visionen/Leitbilder, die Aussagen zur Definition, zum Verständnis, zu den Zielen einer Smart City enthalten; Stra-
tegien, Masterpläne, Roadmaps, die den Weg zur Erreichung der Ziele einer Smart City aufzeigen.
3. Welche Smart-City-Aktivitäten oder Pilotprojekte gibt es auf operativer Ebene?
Umsetzungsmassnahmen zur Erreichung der Ziele einer Smart City, z.B. Projekte und Plattformen.
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4. Wie sieht die Rolle der Stadt im Transformationsprozess aus? Wie sieht der Partizipationsprozess aus?
Eigenverständnis der Stadt im Transformationsprozess, z.B. Lead, neue Organisationsformen; Good Governance 
(Optimierung interner Verwaltungsabläufe, Anbieten von Dienstleistungen, Anstossen von Partizipationsprozes-
sen, Ausgliederung von Smart-City-Aktivitäten an Smart-City-Umsetzungsorganisationen); Partizipation (Einbe-
zug und Vernetzung von Stakeholdern inklusive der Bevölkerung).
5. Wie sieht das nationale / internationale Umfeld aus?
Beitrag der Smart-City-Aktivitäten zu internationalen (europäischen) und nationalen (Energiestrategie 2050) Kli-
ma- und Energiezielen respektive Programmen.
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3.2.  INTERNATIONALE STÄDTE (WIEN, AMSTERDAM, BERLIN)
Neben Wien als Best-Practice-Beispiel wurden als zwei weitere internationale Städte mit langjährigen Smart-City-Er-
fahrungen Amsterdam und Berlin ausgewählt8.
3.2.1  Wien
8 Die Auswertung der Städte Amsterdam und Berlin erfolgte jeweils durch zwei Personen (erste Person im Lead, zweite Person hatte Lead bei der Auswertung der Stadt Wien 
und stellte einheitliche Auswertung sicher).
Smart City Wien 
Smart-City-Aktivitäten (Stadt Wien, 2013; Stadt Wien, 2016; Smart City Wien, 2016) 
Städtisches Umfeld Wien kann auf langjährige, nachhaltige Entwicklungen im sozialen Wohnungsbau, in der 
Trinkwasserversorgung, beim öffentlichen Verkehr, bei der Ver- und Entsorgung und bei der 
Grünraumgestaltung zurückblicken. 
Politische / 
Strategische Ebene 
Mittels eines breiten Stakeholderprozesses und vieler Ansätze aus den verschiedenen Gestaltungsbereichen 
der Stadt wurde 2013 eine Rahmenstrategie erarbeitet und 2014 verabschiedet. Alle Ressorts der Stadt und 
viele Experten und Expertinnen nahmen daran teil. Diese Strategie fungiert als übergeordneter Rahmen für 
bestehende Pläne und Bereichsstrategien (Energiestrategie, Stadtentwicklungsplan, Masterplan Verkehr, 
Forschungs-, Innovationsstrategien etc.). Diese haben meist einen mittleren Zeithorizont, sind in der Regel auf 
einen Sektor bezogen und beinhalten oft ein detailliertes Massnahmenbündel. Die Rahmenstrategie ist 
umfassender, hat mit 2050 einen langen Zeithorizont, verzichtet auf detaillierte Umsetzungsmassnahmen, bildet 
aber einen Orientierungsrahmen. 
Leitziel / Vision 2050 der Smart City Wien 
Beste Lebensqualität für alle Wienerinnen und Wiener bei grösstmöglicher Ressourcenschonung durch 
umfassende Innovationen. 
Rahmenstrategie Smart City Wien (zur Umsetzung der Leitziele) 
Die Rahmenstrategie zeichnet sich dadurch aus, dass der Aspekt der sozialen Inklusion als wesentlich für 
alle drei Bereiche (Lebensqualität, Ressourcen, Innovationen) angesehen wird. 
a) Beste Lebensqualität  
Wien strebt beste Lebensqualität mit gleichzeitiger Erfüllung notwendiger Ressourcenziele an. Wien setzt damit 
auf die Themen soziale Inklusion, Partizipation, Gesundheit und Umwelt. Wien berücksichtigt die 
Bedürfnisse aller Bewohnerinnen und Bewohner, Innovation und Fortschritt bekommen eine soziale 
Komponente, technische Neuerung und soziale Innovation treten in den Vordergrund. Gesamtziel: Wien ist 
daher 2050 die Stadt mit der höchsten Lebensqualität und Lebenszufriedenheit in Europa. 
b) Grösstmögliche Ressourcenschonung 
Politik und Verwaltung verpflichten sich, in den Kernbereichen Energie, Mobilität, Gebäude und Infrastruktur 
wichtige Schritte zu setzen. Dies umfasst Fragen der Energiesysteme, der Energieerzeugung, der gebauten und 
neuen Stadt, der zukünftigen Fortbewegungsmöglichkeiten sowie des Einsatzes bahnbrechender Informations- 
und Kommunikationstechnologien. Die Kernbereiche bilden den Hauptfokus der Strategie. Gesamtziel: In Wien 
sinken die Treibhausgasemissionen pro Kopf um jedenfalls 35 Prozent bis 2030 und 80 Prozent bis 2050. 
c) Umfassende Innovationen 
Der Bereich Innovation, der unterstützend und wegbereitend für die Smart City Wien fungiert, ist 
gekennzeichnet durch intelligenten, konsequenten Einsatz modernster Technologien sowie soziale Innovation. 
Bildung bereitet den Boden auf, Forschung, Technologie und Innovation (FTI) bringen neue smarte 
technische und soziale Lösungen hervor. Eine starke Wirtschaft schliesslich setzt diese um und sorgt für 
Beschäftigung. Gesamtziel: 2050 ist Wien «Innovation Leader» durch Spitzenforschung, starke Wirtschaft und 
Bildung. 
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Operative Ebene Smart-City-Projekte  
Zur Umsetzung der Rahmenstrategie hat Wien Projekte in folgenden Schwerpunktbereichen aufgegleist: 
- Bildung & Forschung (z.B. zukünftige Energienetze mit Elektromobilität) 
- Gesundheit & Soziales (z.B. Senioren Pad); Menschen & Gesellschaft (z.B. Bürger-Solarkraftwerk, Urban 
Farming/Gardening) 
- Bauen & Wohnen (z.B. autofreies Wohnen, Nutzmischung); Verkehr & Stadtentwicklung (z.B. e-mobility 
on demand, Seestadt Aspern: s.u.) 
- Umwelt & Klimaschutz (Projekte zu verschiedenen Technologien (erneuerbare Energien), Urban Mining – 
Rohstoff-Kreislauf) 
- Politik & Verwaltung/IKT (Informations- und Kommunikationstechnologie) (z.B. Open Goverrnment Data, 
E-Government) 
Smart-City-Projekte, die insbesondere die im Working Paper angegebenen Smart-City-Kriterien 
erfüllen: 
«Aspern – Die Seestadt Wiens» – Grossflächige Umsetzung eines Smart-City-Stadtteils / Schwerpunkt 
Vernetzung von Technologien/Handlungsfeldern 
Im 22. Gemeindebezirk Wiens entsteht etappenweise bis 2028 «Aspern – Die Seestadt Wiens». Zahlreiche 
Smart-City-Initiativen werden etwa in den Bereichen Mobilität, Stadtplanung, Innovation oder Energie – häufig 
miteinander vernetzt – umgesetzt mit dem Ziel, einen neuen, multifunktionalen und lebenswerten Stadtteil mit 
Wohnungen, Büros sowie einem Gewerbe-, Wissenschafts-, Forschungs- und Bildungsquartier nach neuesten 
Erkenntnissen in Energieeffzienz zu schaffen. Zusätzlich werden neue Konzepte für eine Nutzer- und 
Nutzerinnen-Einbindung entwickelt. 
DigitalCity.Wien – Schwerpunkt IKT 
Die Initiative «DigitalCity.Wien» ist eine unabhängige und nicht gewinnorientierte Initiative der Stadt und 
engagierter IKT-Unternehmen am Standort Wien. In Einklang und Abstimmung mit der «Smart City Wien»-
Rahmenstrategie der Stadt Wien wird bei zahlreichen IKT-Themen kooperiert. 
Social City Wien – Schwerpunkt Partizipation 
Social City Wien ist eine Plattform für gesellschaftliche und soziale Innovation. In fünf Aktionsfeldern werden 
Projekte und Initiativen unterstützt und initiiert: Matching, Gemeinschaft, Bildung, Nachhaltigkeit und 
Kommunikation. Die Arbeit der Social City Wien zielt darauf ab, neue Projekte ins Leben zu rufen und 
bestehende Projekte und Initiativen sowie Akteure besser zu vernetzen. 
Rolle der Stadt / 
Partizipation 
Der politische / strategische Lead für die Umsetzung und das Monitoring der Rahmenstrategie liegt bei der 
Stadtverwaltung. Wien setzt auf Good Governance (Optimierung interner Verwaltungsabläufe, Anbieten von 
Dienstleistungen). Das Rollenverständnis der Stadt bzw. der Wille zu Partizipationsprozessen wird zudem 
bekräftigt durch eine starke thematische und personelle Verankerung im Stadtrat («Amtsführende Stadtrat / 
Stadträtin für die Geschäftsgruppe Stadtentwicklung, Verkehr, Klimaschutz, Energieplanung und 
BürgerInnenbeteiligung»). 
Die Umsetzung der Rahmenstrategie auf operativer Ebene wird durch die Smart-City-Wien-Agentur koordiniert, 
die als Bindeglied zwischen allen relevanten Smart-City-Initiativen und -Programmen fungiert und eine Plattform 
für alle Akteure bietet, z.B. durch die Organisation der jährlich stattfindenden Smart-City-Wien-Foren.  
Nationales / 
Internationales 
Umfeld 
Wien ist eine der führenden Smart Cities (Vorreiter) in Europa und der Welt (u.a. Platz 1 beim ersten 
internationalen Smart City Ranking; Global Ranking Boyd Cohen, 2011). 
Die Rahmenstrategie zeigt Wege auf, wie Wien zur Erreichung der nationalen / europäischen Klima- und 
Energieziele (für 2020, 2030 und 2050) beitragen kann.  
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3.2.2  Amsterdam
Smart City Amsterdam 
Smart-City-Aktivitäten (Dienst Ruimtelijke Ordening Amsterdam, 2011; Amsterdam Smart City, 2014; European Union, 2014) 
Städtisches Umfeld Amsterdam setzt sich zum Ziel, bis im Jahr 2040 ein nachhaltig und wirtschaftlich starker Standort zu 
werden. Die Stadt will ihr Wachstum durch Verdichtung urbaner Territorien erreichen. Durch die 
Vergrösserung des Stadtzentrums erhofft sich Amsterdam, eine attraktivere Infrastruktur für 
Unternehmen zu bieten, und setzt daher auf Investitionen in den Bereichen öffentlicher Raum, 
öffentlicher Transport und Stadtbegrünung. Der Stadtrat hat in einem partizipativen Prozess unter 
Einbezug von Stakeholdern aus der Wirtschaft, Bevölkerung, Organisationen und weiteren 
Departementen über drei Jahren eine «Structural Vision» für die Stadtentwicklung zwischen 2010 und 
2040 erstellt. Die Erarbeitung dieser Vision erfolgte in drei Phasen: Aufklärung, Integration und 
Ratifizierung. 
Aufklärung (2008-2009): In der ersten Phase lag der Schwerpunkt bei Prozessorganisation und 
Bestimmung wichtiger und relevanter Themen für die Zukunft der Stadt. Dabei wurden Workshops mit 
der Bevölkerung, dem privatem Sektor, diversen Stakeholdern und Städteplanern durchgeführt und 
Grundlagen, Trends und mögliche Entwicklungen ermittelt. 
Integration (2009-2010): In einer zweiten Phase lag der Schwerpunkt auf der Erstellung einer 
ausgewogenen Perspektive der städtischen Entwicklung von Amsterdam. Es wurde eine Rohfassung 
der «Structural Vision» unter Einbezug der wichtigsten Stakeholder, benachbarter Gemeinden und 
Bezirke erstellt. Die Stadtbewohner wurden durch eine öffentliche Kampagne über das Web und über 
Social Media miteinbezogen, indem ihnen eine Plattform für Diskussionen und Anregungen geboten 
wurde. 
Ratifizierung (2010): Während der letzten Phase wurde die Möglichkeit geboten, den Entwurf der 
«Structural Vision» durch Einwände anzupassen. Dabei wurden die Schwerpunkte nochmals 
überarbeitet und angepasst. Anschliessend wurde am 17. Februar 2011 das Dokument von der 
Stadtverwaltung ratifiziert. 
Konkret beschreibt die Stadt Amsterdam ihre Transformation in ihrer «Structural Vision» 
folgendermassen: 
• Verdichtung: Intensivere Nutzung des vorhandenen Raumes durch Verdichtung ermöglicht die 
Ansiedlung von mehr Bewohnern und Unternehmen. Dadurch entsteht eine effizientere Gestaltung 
der Mobilität sowie des Energiemanagements. 
• Transformation: Industriegebiete werden durch die Verdichtung und die Durchmischung von 
Wohn- und Arbeitsplätzen mit den Wohngebieten vermischt, in welchen der Bildungssektor eine 
wichtigere Rolle spielen wird. 
• Öffentlicher Transport auf regionaler Ebene: Amsterdam will den öffentlichen Verkehr vernetzter 
gestalten und einen nahtlosen Übergang zwischen Personenwagen und öffentlichem Verkehr 
ermöglichen. 
• Hochwertige Qualität des öffentlichen Raumes: Eine hohe Lebensqualität und damit 
zusammenhängend auch die Gestaltung des öffentlichen Raumes spielen für Amsterdam eine sehr 
wichtige Rolle. Die Stadt will einen hohen Standard in Bezug auf das Design des öffentlichen 
Raumes setzen. Es soll mehr Platz für Fussgänger und Fahrradfahrer entstehen, indem der Raum 
für den motorisierten Verkehr begrenzt wird.  
• Investition in grüne Erholungsgebiete: Zur Steigerung der Attraktivität – einerseits für die 
Lebensqualität der Bewohner, andererseits für die Standortwahl der Unternehmen – sind für 
Amsterdam grüne Erholungsgebiete von hoher wirtschaftlichen Bedeutung. 
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Politische/ 
Strategische Ebene 
Amsterdam hat keine Smart-City-Strategie. Zur Umsetzung der Ziele der «Structural Vision», die Ansätze einer 
Smart City enthält, wurde 2009 das Programm Amsterdam Smart City gegründet. Dies soll ebenfalls die 
Umsetzung der Energiestrategie 2040 mit ambitiösen Zielsetzungen vorantreiben. 
Operative Ebene Das Programm Amsterdam Smart City (ASC) dient als Innovationsplattform der Stadt mit dem Ziel, die 
verschiedenen Stakeholder aus Bevölkerung, privatem Sektor, städtischer Administration sowie 
Bildungsinstitutionen dazu anzuregen, innovative Lösungen für die Stadt zu entwickeln. 
Amsterdam ist mit verschiedenen Projekten im Bereich Smart City tätig. Die Stadt unterteilt die Projekte in 
folgende Kategorien, zu welchen je ein Praxisprojekt kurz genannt wird:  
• Infrastructure & Technology: Amsterdam Tech City à Community von Entwicklern zur Implementierung 
neuer Technologien in Amsterdam. 
• Energy, Water & Waste: EneregieKoplopers à Pilotregion zum Testen zukünftiger Energiesysteme. 
• Mobility: Vehicle-to-Grid à Bewohner können ihre Autobatterie als Speicher ihrer lokal erzeugten Energie 
im Haushalt nutzen. 
• Circular City: Circle Scan Amsterdam à Identifizierung von Kreislaufprozessen innerhalb der Stadt mit dem 
Ziel, die Implementation der Kreislaufwirtschaft zu verstärken. 
• Governance & Education: Startup Bootcamp à Zusammenschluss von 15 Industrie-fokussierten 
Programmen, welche Start Ups mit relevanten und internationalen Playern vernetzen. 
• Citizens & Living: The Hackable City à Initiative zur gemeinsamen Stadtplanung und -entwicklung mit der 
Bevölkerung. 
Rolle der Stadt / 
Partizipation  
Die Smart-City-Amsterdam-Plattform sammelt verschiedene Smart-City-Ideen und verbindet dazu die nötigen 
Akteure (Stadtverwaltung, Bevölkerung, Partner) mit dem Ziel, den Umsetzungsprozess durch die Initiierung 
neuer Projekte zu beschleunigen. Zusätzlich stärkt sie bestehende Projekte und setzt sie wo möglich auch in 
anderen Bereichen ein. Die Plattform besteht aus mehr als 70 Partnern, die in über 37 verschiedenen Smart-
City-Projekten engagiert sind (Stand 2013).	
Nationales / 
Internationales 
Umfeld 
Amsterdams Smart-City-Aktivitäten stimmen mit der Europe-2020-Wachstumsstrategie der Europäischen Union 
(EU) überein. Amsterdam erreichte beim EU Smart City Ranking mit den vorgegebenen Kriterien 2014 den 
ersten Platz, beim internationalen Smart City Ranking (Global Ranking Boyd Cohen) 2012 den dritten Platz. 
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3.2.3  Berlin
Smart City Berlin 
Smart-City-Aktivitäten (u.a. Technologie Stiftung Berlin, 2014) 
Städtisches / 
nationales / 
internationales 
Umfeld 
Im Energiekonzept 2020 der Berliner Energieagentur GmbH für die Senatsverwaltung für Wirtschaft, 
Technologie und Frauen wird veranschaulicht, welche Anstrengungen zu unternehmen sind, um das 
klimapolitische Gesamtziel der 40-Prozent-Minderung des CO2-Ausstosses bis 2020 gegenüber dem 
Ausgangsjahr 1990 zu realisieren. Weitergehende Massnahmen, die zu einer angestrebten Klimaneutralität bis 
2050 führen, werden derzeit in einer Studie vom Potsdamer-Institut für Klimafolgenforschung (PIK) erarbeitet. 
Ähnliche Studien und Massnahmen-Kataloge, die Aspekte der Smart City Berlin betreffen, bestehen auch in 
anderen Bereichen. Ein ganzheitliches Stadtentwicklungskonzept fehlte aber bisher. Während verschiedene 
Konzepte für Teilbereiche der Stadtentwicklung bestehen, soll Smart City Berlin einen dezidiert ganzheitlichen 
Ansatz vertreten.  
Politische/ 
Strategische Ebene 
Leitziele der Smart City Berlin 
Zeitlich nicht festgelegte Gemeinwohlorientierung, die sich an zehn Zielen orientiert: 
- Verringerung der Nutzung endlicher Ressourcen und Etablierung des Einsatzes erneuerbarer Energien sowie 
Steigerung der Ressourceneffizienz und Klimaneutralität Berlins 
- Minderung negativer Begleiterscheinungen des Lebens in der urbanen Dichte 
- Ausbau der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der Hauptstadtregion (Steigerung von Wirtschaftskraft und 
Schaffung von Arbeitsplätzen) 
- Schaffung eines Pilotmarktes für innovative Anwendungen 
- Weitere Vernetzung auf regionaler, nationaler und internationaler Ebene 
- Stärkung der Widerstandsfähigkeit der städtischen Infrastrukturen  
- Langfristige Sicherung und Optimierung der Daseinsvorsorge durch öffentliche Verwaltung, kommunale 
Unternehmen und soziale Träger  
- Stärkung einer transparenten Entscheidungskultur in der Verwaltung  
- Erhöhung der Lebens- und Standortqualität  
- Ausweitung der Möglichkeiten gesellschaftlicher Teilhabe 
 
Vision 
Das smarte Berlin ist also ein Siedlungs- und Wirtschaftsraum, der sich unter einem systemisch-intermodalen 
Einsatz von innovativen Technologien, Materialien und Dienstleistungen nachhaltig entwickelt. Die 
Szenarienentwicklung der Stadt Berlin zeichnet sich durch ihre ausgeprägten integrativen und partizipativen 
Elemente aus. Als Basis dient ein Szenario, dass sich auf die Handlungsfelder Infrastruktur, Wirtschaft, 
Verwaltung, Sicherheit, Lebensqualität und Mobilität bezieht (Smart-City-Strategy Berlin 2015). Darauf 
aufbauend wurden vier Trends identifiziert, welche im Berlin der Zukunft eine wichtige Rolle spielen werden. 
Diese sind Digitale Netzwerke (z.B. Internet Of Things), Smarte Mobilität, Integrierte Infrastruktur (z.B. Smart 
Grids, Digitalisierung) und Smart-City-Anschauungszentren. Die Szenarienentwicklung der Stadt Berlin hatte 
zum Ziel, ein ressortübergreifendes Leitbild für eine langfristige, zukunftsfähige Entwicklung von Berlin zu legen. 
Auch die lokale Bevölkerung und die lokalen Unternehmen konnten zu den Strategien und Zielen Stellung 
nehmen (u.a. über eine Online-Plattform). 
 
Smart-City-Strategie Berlin 
Die Smart-City-Strategie Berlin wurde in einem fast zweijährigen Austausch zwischen fünf Senatsverwaltungen, 
Forschungseinrichtungen, Unternehmen, Verbänden, Gewerkschaften, sowie Vertretern der Stadtgesellschaft 
erarbeitet. Mit diesen Partnern wird auch die Umsetzung weiter betrieben. 
Die Smart City Berlin soll sich den stetig verändernden Begebenheiten laufend anpassen. Deswegen ist die 
Strategie dynamisch ausgerichtet. Smart-City-Aktivitäten werden als lebende Prozesse betrachtet, die sich dem 
technologischen Wandel sowie veränderlichen Herausforderungen anpassen. Sämtliche Planungs- und 
Umsetzungsaktivitäten sollen transparent aufbereitet und so offen für eventuelle Anpassungen sein. Ziel ist ein 
kontinuierlicher Dialog mit allen relevanten Anspruchsgruppen, in dem auch Ziele neu definiert werden können. 
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Operative Ebene Smart-City-Projekte  
Die folgenden Handlungsfelder wurden identifiziert: 
Smarte Verwaltung und Stadtgesellschaft; smartes Wohnen; smarte Wirtschaft; smarte Mobilität; smarte 
Infrastruktur; öffentliche Sicherheit. 
Zu diesen Handlungsfeldern wurden konkrete Ziele formuliert, Handlungsempfehlungen erarbeitet und erste 
Beispielprojekte initiiert. Im Jahr 2015 wurde zudem in Zusammenarbeit mit Wirtschaft und Forschung ein 
Umsetzungsplan erarbeitet, der Projekte der Smart City Berlin inklusive entsprechender Meilensteine, 
Zuständigkeiten und einzubeziehender Partner definiert. Darin sind auch Projektkriterien und weitere 
Entscheidungsgrundlagen definiert. Aktuell laufen über 40 Projekte unter dem Label Smart City. 
	
Smart-City-Projekte, die insbesondere die im Working Paper angegebenen Smart-City-Kriterien erfüllen: 
Berliner Zukunftsorte – Schwerpunkt Vernetzung von Technologien/Handlungsfeldern 
Besucher können die Berliner Zukunftsorte kennenlernen. Dies sind innerstädtische Standorte, die sich durch 
ein enormes Entwicklungspotenzial auszeichnen und Erprobungsräume für neue urbane Technologien 
darstellen. Berlin soll als Standort für Zukunftsindustrien und -technologien weiter gestärkt werden. Die 
Zukunftsorte mit ihren attraktiven Flächen für technologie- und wissensorientierte Unternehmen, die Raum für 
innovative Ideen und Kreativität bieten, sind ein entscheidender Baustein dazu. Ziel der Senatsverwaltung für 
Wirtschaft, Technologie und Forschung ist es deshalb, die Zukunftsorte als Standorte der Verknüpfung 
zwischen Wirtschaft, Wissenschaft und Forschung weiter zu profilieren. Bisher bestehen zehn Zukunftsorte mit 
jeweils unterschiedlichem Fokus. 
E-Government – Schwerpunkt IKT 
Das Fraunhofer FOKUS Kompetenzzentrum Electronic Government and Applications (ELAN) entwickelt sichere 
und kooperative E-Government-Lösungen. Es unterstützt Politik, Verwaltung und Wirtschaft bei der Konzeption 
und der strategischen Entwicklung von E-Government sowie bei der Umsetzung von Architekturen und 
Standards. Beispiel: Mit „fix-my-city“ wird eine Internetplattform entwickelt, die den Bürgern und Bürgerinnen 
Berlins die Möglichkeit bietet, Missstände in der Stadt anzuzeigen. Gegenüber anderen Systemen wird die 
Anzeige direkt mit einer Schadensmeldung und einem Auftrag verknüpft und bearbeitet. 
Die CKI-Konferenz – Schwerpunkt Partizipation 
Die CKI-Konferenz, die die TU Berlin gemeinsam mit Siemens und der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
ausrichtet, ist ein weiteres besonderes Smart-City-Projekt: Die Konferenz vernetzt Wirtschaft, Wissenschaft und 
Verwaltung mit engagierten Studentinnen und Studenten, die in einem Ideenwettbewerb im Vorfeld der 
Konferenz smarte Produkte entwickeln und sie mithilfe der Partner der CKI-Konferenz zur Marktreife bringen. 
Zwei Gewinnerprojekte der letzten Konferenz sind die Smart Mobility App und Solar Window Blinds. Die App 
zeigt in Echtzeit die Auslastung von Bussen und U-Bahnen an und ermöglicht dadurch eine bessere Nutzung 
der Verkehrsinfrastruktur. Die Solar Window Blinds sind Jalousien, die durch Photovoltaik Strom erzeugen. Aus 
dieser Idee ist ein Start-Up mit fünf Mitarbeitern entstanden.	
Rolle der Stadt / 
Partizipation 
Nachdem der Berliner Senat im Jahr 2015 die Smart-City-Strategie Berlin beschlossen hat, sollen mit dem 
Umsetzungskonzept konkrete Schritte auf dem Weg zu einer Smart City Berlin festgelegt werden. Der 
Hauptbestandteil der städtischen Aktivität liegt in der Erarbeitung eines ganzheitlichen strategischen Ansatzes 
für die Smart City Berlin. Dieser Ansatz soll Projekte und Kooperationen ermöglichen und regulieren. Die Stadt 
sieht sich in der Rolle als Initiator, Vermittler und Vorbild. Die Projektverantwortung liegt bei den 
Projektmitgliedern. Bisher besteht allerdings kein einheitliches Zukunftskonzept für eine ganzheitliche 
Stadtentwicklung. 
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Smart City St. Gallen 
Smart-City-Aktivitäten (Stadt St. Gallen, 2005; Stadt St. Gallen, 2012; Smart City St. Gallen, 2016) 
Städtisches Umfeld  Leitbild und Legislaturziele orientieren sich an den Kriterien einer nachhaltigen Stadtentwicklung.  
Politische/ 
Strategische Ebene 
Die Stadt St. Gallen hat das Thema Smart City in ihren Legislaturzielen verankert. Durch eine eGovernment-
Strategie will sie hohe Effizienz, offene Kommunikation und moderne, technologiegestützte Dienstleistungen 
anbieten. Die Erarbeitung einer Smart-City-Strategie ist geplant. 
Smart City St. Gallen 
• bedeutet «bürgerorientierte smarte Stadt», die den Nutzen und Mehrwert für die Bürger und 
Bürgerinnen in den Mittelpunkt stellt; 
• ist eine kundenfreundliche und ökologische Stadt und bietet Versorgungssicherheit, hohe 
Energieeffizienz und leistungsfähige Kommunikationsnetze; 
• gestaltet die Beziehungen zwischen den Einwohnern und Einwohnerinnen, den Unternehmen und 
der Verwaltung direkter, einfacher und persönlicher; 
• zeichnet sich durch eine offene Kommunikation und moderne, technologiegestützte Dienstleistungen 
aus; 
• nutzt innovative Technologien, erhält und schafft attraktive Arbeitsplätze und 
• bewegt sich konsequent weiter hin zu einer nachhaltigen Energiestadt (2000-Watt-Gesellschaft, 
Energiekonzept 2050, Mobilitätskonzept 2040). 
Operative Ebene Grundgerüst von Smart City St. Gallen bildet das Glasfasernetz mit einem flächendeckenden, strahlungsarmen 
Funknetz sowie ein städtisches Umfeld mit intakter Infrastruktur. 
Vorgehensweise: 
• Zusammenführen von innovativen Teilprojekten als integratives Gesamtkonzept  
• Frühzeitiger Einbezug von Bewohnern und Bewohnerinnen; aktives Angehen von Bedenken und 
Befürchtungen zum Umgang mit Daten 
• Bildung interdisziplinär zusammengesetzter Trägerschaften während der Konzept- und 
Umsetzungsphase 
• Entscheidend ist die Kombination von «Technik und Gesellschaft » für das «Wohnen und Arbeiten 
der Zukunft» 
• Umsetzungsphase: Bedürfnisse aufnehmen, Themen identifizieren, gemeinsames Konzept ableiten, 
Diskussion begleiten, Massnahmen umsetzen, Ergebnisse aufzeigen 
Umsetzungsprojekte: 
• Smartnet, Glasfasernetzwerk in Kombination mit einem strahlungsarmen Funknetzwerk 
• Smart Metering Pilotprojekt mit Wasseruhren (LoRa-Technologie) 
• Öffentliche Beleuchtung, bedarfsgerechte Steuerung der Strassenbeleuchtung 
• Parkplatzmonitoring mittels LoRa-Sensoren 
• Füllstandmessung (LoRa-Sensoren) von Unterflurbehältern zur Routenoptimierung 
• Neue Überbauung Sturzenegg (2000-Watt-zertifiziert, Batteriespeicher, E-Mobilität, App zur 
Vernetzung) 
• Sanierung Quartier Remishueb (Partizipation und Integration der Quartierbevölkerung, App für 
Vernetzung, autonome Elektromobilität) 
Rolle der Stadt / 
Partizipation  
Der Lead bei den Umsetzungsprojekten liegt bei den Sankt Galler Stadtwerken (Stadtverwaltung). Alle 
beteiligten Akteure werden von Anfang an mit einbezogen, Arbeitsgruppen initialisiert und gemeinsame Ziele 
erarbeitet. Je Arbeitsgruppe übernimmt eine Person aus der Stadtverwaltung die koordinative Verantwortung. 
Partizipationsanlässe/Workshops mit der Bevölkerung werden durchgeführt. 
Nationales Umfeld St. Gallen ist Energiestadt «Gold», Mitglied im Schweizer Städteverband und engagiert sich aktiv bei der 
Interessensgemeinschaft Smart City Schweiz (Bundesamt für Energie, Umsetzungsakteur nationale 
Energiestrategie 2050). 
	
3.3  SCHWEIZER STÄDTE (ST. GALLEN, WINTERTHUR, ZÜRICH)
Als Schweizer Städte mit umfangreichen Smart-City-Aktivitäten wurden St. Gallen, Winterthur und Zürich ausgewählt9.
3.3.1  St. Gallen
9 Die Auswertung der Schweizer Städte erfolgte ebenfalls jeweils durch zwei Personen (erste Person im Lead, zweite Person hatte Lead bei der Auswertung der Stadt Wien und 
stellte einheitliche Auswertung sicher). Aufgrund der – im Vergleich zu den internationalen Städten – nur in geringem Ausmass vorhandenen Datenlage wurden Auswertungs-
schwankungen zwischen den einzelnen Schweizer Städten reduziert, in dem die Person im Lead für alle drei Schweizer Städte dieselbe Person war.
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3.3.2  Winterthur
Smart City Winterthur 
Smart-City-Aktivitäten (Stadt Winterthur, 2014; Smart City Winterthur, 2016) 
Städtisches Umfeld  Politische Zielsetzungen sind ausgerichtet auf eine nachhaltige Stadtentwicklung und auf Winterthur als 
besonders aktive Energiestadt (Label Gold). 
Bei einer Volksabstimmung sprach sich die Winterthurer Stadtbevölkerung 2012 für eine teilweise Umsetzung der 
Ziele der 2000-Watt-Gesellschaft bis 2050 aus (2000W und 2t CO2 pro Person und Jahr). 
Politische/ 
Strategische Ebene 
Stadtrats-Beschluss für die Ausarbeitung einer Strategie und einer Roadmap zum Thema Smart City durch ein 
departementsübergreifendes Innovationsteam erfolgte 2016. Es sollen mögliche Massnahmen zur Umsetzung 
aufgezeigt sowie eine mögliche Organisation und Finanzierung innerhalb der Stadtverwaltung für eine langfristige 
Bearbeitung des Themas Smart City vorgeschlagen werden. 
Operative Ebene Die Initiative Smart City Winterthur der Stadt Winterthur, der lokalen Hochschule ZHAW und des 
Wirtschaftsvereins ebw (Energie bewegt Winterthur) ist auf der operativen Ebene bereits mit verschiedenen 
gemeinsamen Projekten gestartet. Die Initiative hat koordinierende und vernetzende Funktion, die Umsetzung 
einzelner Projekte liegt in der Hand von verschiedenen Akteuren (Stadtverwaltung, Hochschule, 
Baugenossenschaften, etc.). 
Ausgemachte Treiber: 
• Flexible Arbeitsmodelle 
• Energiewende, Klimaschutz 
• Verdichtung 
• Wachstum 
• Digitalisierung, Big Data 
Zu bearbeitende Bereiche: 
• Parkplatzmanagement 
• Beleuchtung/Infrastruktur 
• Abfallentsorgung 
• Mobilität 
• E-Government, Open Government Data  
Laufende und abgeschlossene Projekte: 
• Saisonspeicher für Brenngut 
• Stromverbrauchsanalyse mittels Smart Metern 
• Smarte Quartiere (Leitfaden) 
• Grundlagenstudie Testflotte BiCar 
• Social Power Projekt 
• Energiedatenbank 
• Energetische Optimierung Rechenzentrum; Grobkonzept Green IT 
• Delphi-Expertenbefragung 
Rolle der Stadt / 
Partizipation 
Die Stadtverwaltung hat momentan den Lead beim Thema Smart City Winterthur; z.Z. ist das Thema im Bereich 
„Nachhaltige Entwicklung“ angesiedelt. Das genaue Rollenverständnis, die Verankerung und die Zusammenarbeit 
beim Thema Smart City wird aber stadtintern mittels eines Innovationsteams noch geklärt (siehe oben). Dieses 
Team wird von Vertretern der Informatikdienste Winterthur und von Stadtwerk Winterthur geleitet. 
Sensibilisierungsworkshops mit Führungsgruppen aller Departemente haben bereits stattgefunden.  
Das Zusammenspiel mit der Wirtschaft und der Hochschule ist über die Initiative „Smart City Winterthur“ 
organisiert. Partizipative Prozesse mit weiteren Akteuren in der Stadt (Unternehmen, Bevölkerung, Vereine etc.) 
sind noch nicht etabliert, aber auch Ziel des Stadtrats-Beschlusses (siehe oben). 
Nationales Umfeld Der Austausch und die Zusammenarbeit mit den nationalen Akteuren der Energiepolitik sind etabliert. Winterthur 
ist Energiestadt „Gold“ sowie Mitglied der Interessengemeinschaft „Smart City Schweiz“ des BFE (Bundesamt für 
Energie, Umsetzungsakteur nationale Energiestrategie 2050). 
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3.3.3  Zürich
Smart City Zürich 
Smart-City-Aktivitäten (Stadt Zürich, 2015; Smart City Zürich, 2015) 
Städtisches Umfeld  Zürich hat eine «Strategie Zürich 2035», deren Ziele teilweise als Smart-City-Ansätze angesehen werden 
können: 
• Attraktiver Wirtschaftsstandort; nachhaltiges Wachstum. 
• Lebensqualität und Gesundheit der Bevölkerung werden unterstützt. 
• Nachhaltige Energie und Schutz der Umwelt. 
• Digitale Stadt: Zürich verfügt über eine zuverlässige und gut zugängliche digitale Infrastruktur. 
• Dienstleistungen der Stadt und Partizipationsprozesse sind digital unterstützt. 
• Strukturen und Prozesse der Verwaltung sind optimal ausgerichtet auf ihre Aufgaben. 
Politische/ 
Strategische Ebene 
Eine Smart-City-Strategie soll in Zürich in die «Strategien Zürich 2035» eingebettet werden. Zurzeit ist erstere 
in der Ausarbeitungsphase und auf folgende drei Ebenen abgestützt. 
1. Umsetzungsprojekte: Konkrete Ideen und Ansätze werden identifiziert und mit entsprechenden Stakeholdern 
umgesetzt. 
2. Strategieentwicklung: Smart-City-Vision, Strategie und Roadmap werden entwickelt und durch entsprechende 
Gremien verabschiedet. 
3. Breite Abstützung: Die Smart-City-Strategie soll die «Strategie Zürich 2035» unterstützen und vom Stadtrat 
getragen werden.  
Operative Ebene Die Stadt Zürich engagiert sich bereits in zahlreichen Initiativen, die im Sinne von Smart City verstanden werden 
können. 
• 2011/2012 Projekt «Zukunft urbane Mobilität» im Wirtschaftsraum Zürich mit dem Ziel, eine 
gemeinsame Vision sowie Handlungsempfehlungen für die Mobilität im Ballungsraum Zürich zu 
entwickeln. 
• Mit der Verpflichtung zur 2000-Watt-Gesellschaft verfolgt Zürich die Zielsetzung einer nachhaltigen 
und ressourcenschonenden Stadtentwicklung. 
• Mit eZürich verfügen Stadt und Kanton Zürich über eine Plattform zur Vernetzung von Akteuren, die 
den IKT-Standort Zürich voranbringen wollen. 
• ewz und Swisscom investieren in ein Glasfasernetzwerk ewz-zuerinet. 
Diverse Themenstrategien und Initiativen in Zürich (z.B. Open Data Zürich, eZürich) enthalten Ziele und 
Ansätze, welche durch eine Smart-City-Strategie unterstützt werden könnten: 
• Bessere bereichsübergreifende Zusammenarbeit und Nutzung von Synergien 
• Positionierung als Smart City für die Standortpromotion und Standortattraktivität. 
Auswahl von Umsetzungsprojekten: 
• Smart Lighting (Nutzung öffentlicher Beleuchtung als Service Access Point) 
• W-LAN fürs Zürifest (getrenntes Netz für Behörden und für die Öffentlichkeit) 
• Smarte Haltestellen (Haltestelle der Zukunft beschreiben und Gesamtkonzept erstellen) 
• LoRa für IoT (Business-Modelle und Anwendungen identifizieren sowie Technologie testen) 
Rolle der Stadt / 
Partizipation  
Die Federführung bei der Ausarbeitung einer Smart-City-Strategie haben ewz (Elektrizitätswerk der Stadt 
Zürich) und OIZ (Informatikdienst der Stadt Zürich). Insgesamt sind Vertreter von acht Departementen aus der 
Stadt an der Entwicklung einer Smart-City-Strategie beteiligt. Zudem sind externe Schlüsselpersonen aus 
Wirtschaft, Hochschulen und stadtnahen Organisationen ebenfalls involviert. Neu wurde bei der 
Stadtentwicklung Zürich im Präsidialdepartement die Projektleitung für Smart-City-Aktivitäten angesiedelt, da 
dieses strategische Kompetenzzentrum für nachhaltige Stadtentwicklung für departementsübergreifende 
Aufgaben prädestiniert sei (Stadt Zürich, 2016). 
Nationales Umfeld Die Stadt Zürich ist Energiestadt «Gold» und engagiert sich aktiv u.a. bei der Interessensgemeinschaft Smart 
City Schweiz des BfE (Bundesamts für Energie, Umsetzungsakteur nationale Energiestrategie 2050). Zudem 
hat sie sich das Erreichen der Ziele der 2000-Watt-Gesellschaft bis 2050 auf die Fahne geschrieben 
(Volksentscheid des Zürcher Stimmvolks, 2007). 
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3.4  ERKENNTNISSE AUS DER PRAXIS 
Internationale Städte
Ein Vergleich der drei internationalen Städte zeigt, dass diese auf langjährige nachhaltige Stadtentwicklungen zurück-
blicken können. Unterschiede gibt es dagegen im Transformationsprozess.
In Wien wurde im Rahmen einer Smart-City-Wien-Initiative aufbauend auf einem breiten Stakeholderprozess eine 
Smart-City-Rahmenstrategie entwickelt. Sie fungiert als übergeordneter und inhaltlicher Rahmen für die verschieden-
sten bestehenden Pläne und Fachstrategien. Die Smart-City-Ziele Lebensqualität und Ressourceneffizienz werden 
ergänzt durch umfassende Innovationen. Der Schwerpunkt liegt auf der sozialen Inklusion in allen Bereichen; es wird 
Wert gelegt auf eine Vernetzung von Handlungsfeldern. Damit werden die integrativen Ansätze – wie in den drei Merk-
malen für Smart-City-Aktivitäten gefordert (Kap. 3.1) – erfüllt.
In Amsterdam ist die «Structural Vision» für die Stadtentwicklung zwischen 2010 und 2040 Ausgangslage für weitere 
Aktivitäten wie z.B. der Gründung einer Smart-City-Plattform (Kap. 3.2.2). Eine zusätzliche Smart-City-Strategie liegt 
nicht vor. Die «Structural Vision» entstand in einem umfangreichen partizipativen Prozess unter Einbezug von Stake-
holdern aus der Wirtschaft, Bevölkerung, Organisationen und weiteren Departementen. Sie enthält Smart-City-Ziele 
wie Lebensqualität und Ressourceneffizienz, jedoch nicht explizit integrative Ansätze wie in den drei Merkmalen für 
Smart-City-Aktivitäten gefordert. Zusätzlich sind Verdichtung, Durchmischung, öffentlicher Raum, öffentlicher Trans-
port und Stadtbegrünung Schwerpunkte.
In Berlin fehlt bisher ein ganzheitliches Stadtentwicklungskonzept. Während verschiedene Konzepte für Teilbereiche 
der Stadtentwicklung bestehen, soll Smart City einen dezidiert ganzheitlichen Ansatz vertreten. Die Smart-City-Strate-
gie Berlin wurde in einem fast zweijährigen Austausch zwischen fünf Senatsverwaltungen, Forschungseinrichtungen, 
Unternehmen, Verbänden, Gewerkschaften sowie Vertretern der Stadtgesellschaft erarbeitet. Mit diesen Partnern wird 
auch die Umsetzung weiter betrieben. Smart-City-Ziele wie Lebensqualität und Ressourceneffizienz sind enthalten, zu-
dem auch weitere wie Innovation und Verbesserung der Verwaltungsstrukturen. Integrative Vorgehensweisen werden 
betont. Damit werden die integrativen Ansätze, wie in den drei Merkmalen für Smart-City-Aktivitäten gefordert, erfüllt.
In allen drei Städten ist IKT ein wichtiges Thema. Dabei fällt auf, dass der Themenbereich «Umgang mit Daten / Da-
tensicherheit / Datenschutz», wie in Lobsiger-Kägi et al. (2016) zum Abbau von Barrieren empfohlen, nicht besonders 
betont wird. Alle Städte orientieren sich mit ihren Zielsetzungen an internationalen Energie- und Klimazielen.
Auf der operativen Ebene existieren in den drei Städten einerseits übergeordnete integrative Pilotprojekte zur Erpro-
bung von Smart-City-Ansätzen (Wien: Stadtteil, Berlin: Living Lab) bzw. Plattformen (Amsterdam), andererseits aber 
auch themen- und technologiespezifische Projekte mit unterschiedlichen Integrationsgraden zur weiteren Unterstüt-
zung. Gesamthaft betrachtet erfüllen die Umsetzungsprojekte in den drei Städten die integrativen Ansätze, wie in den 
drei Merkmalen für Smart-City-Aktivitäten gefordert. 
In allen drei Beispielen haben Politik und Verwaltung eine besondere Rolle im Prozess. Der Einbezug und die Vernet-
zung von Stakeholdern, insbesondere der Bevölkerung, werden übereinstimmend als einer der wichtigsten Aspekte 
zur erfolgreichen Umsetzung des Transformationsprozesses angesehen. In Wien sieht sich die Stadtverwaltung im 
Lead, Good Governance wird explizit gefördert, die Umsetzung der Smart-City-Aktivitäten erfolgt durch eine dafür 
gegründete Smart-City-Wien-Agentur. In Berlin sieht sich die Stadt in der Rolle als Initiator, Vermittler und Vorbild. 
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Die Verantwortung für die einzelnen Smart-City-Projekte liegt bei den jeweiligen Projektmitgliedern. In Amsterdam ist 
die Stadt Teil einer eigens gegründeten Vernetzungsplattform mit verschiedenen Schlüsselpartnern. Die Smart-Ci-
ty-Amsterdam-Plattform sammelt verschiedene Smart-City-Ideen und verbindet dazu die nötigen Akteure mit dem Ziel, 
den Umsetzungsprozess dadurch zu beschleunigen. Zusätzlich stärkt sie bestehende Projekte und setzt sie, wo mög-
lich, auch in anderen Bereichen ein.
Schweizer Städte
Smart City wird in der Schweiz als ein integratives Zukunftskonzept für fortschrittliche (Energie-)Städte verstanden. 
Bisher bestehen einige städtespezifische Definitionen und Pilotprojekte. Die Analyse der Städte St. Gallen, Winterthur 
und Zürich zeigt, dass auch hier auf eine nachhaltige Stadtentwicklung aufgebaut wird. Zudem orientieren sich die 
drei Städte als sehr aktive Energiestädte (alle haben das Label Gold) an den Zielen der 2000-Watt-Gesellschaft. Dies 
bedeutet, dass Energieeffizienz, erneuerbare Energien und Suffizienz zentrale Themen sind. Smart-City-Strategien 
sind in Bearbeitung (Winterthur, Zürich) bzw. geplant (St. Gallen). Smart-City-Ansätze sind mit unterschiedlicher Aus-
prägung und Verankerung bereits vorhanden: In Zürich hat die Strategie Zürich 2035 Ziele, die teilweise als Smart-Ci-
ty-Ansätze gewertet werden können. In den St. Galler Legislaturzielen ist das Thema Smart City verankert. Politische 
Zielsetzungen zur 2000-Watt-Gesellschaft nehmen in Winterthur insbesondere Bezug auf eine nachhaltige Entwick-
lung, aber auch auf Smart City. 
Die Führungsrolle bei Smart-City-Aktivitäten liegt bei den drei Stadtverwaltungen. Good Governance und eine gute 
interdepartementale Zusammenarbeit sind Schwerpunkte. Die Partizipation von Stakeholdern wird stark betont, wo-
bei dies sich z.Z. in Zürich und Winterthur vorwiegend auf Wirtschaft und Hochschulen bezieht. In St. Gallen ist der 
Einbezug der Bevölkerung in einem Ablaufplan zu Smart-City-Aktivitäten vorgesehen. In allen drei Städten ist IKT ein 
wichtiges Thema. Dem Themenbereich «Umgang mit Daten / Datensicherheit / Datenschutz», wie in Lobsiger et al. 
(2016) zum Abbau von Barrieren empfohlen, wird dabei Beachtung geschenkt. Alle Städte orientieren sich mit ihren 
Zielsetzungen auch an der nationalen Energiestrategie 2050.
Zur Einschätzung der integrativen Ansätze in den Smart-City-Aktivitäten der Städte St. Gallen, Winterthur und Zürich 
werden diese entsprechend (Moser et al., 2016) bzgl. Integration an Technologien / Handlungsfeldern und ihrer sozio-
technischen Verankerung ausgewertet und graphisch dargestellt (s. nachfolgende Abbildungen). Dabei ergibt sich 
folgendes Bild:
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Stadt St. Gallen
St. Gallen hat seine Smart-City-Aktivitäten mit Projekten gestartet, die jeweils auf eine Technologie fokussiert waren. Mit 
den Projekten Überbauung Sturzenegg und Quartier Remishueb, die als Testumgebungen zur Erprobung von Smart-
City-Aktivitäten dienen, geht man nun über zu Projekten mit integrativen Ansätzen, wie es in den drei Merkmalen für 
Smart-City-Aktivitäten gefordert wird. Die Erarbeitung einer Smart-City-Strategie ist geplant; das Thema Smart-City ist 
aber bereits seit längerer Zeit in den Legislaturzielen verankert. St. Gallen verfolgt somit eine Mischung aus bottom-up- 
und top-down-Ansätzen.
Abbildung 2: Auswertung von St. Galler Projekten bzgl. Integration von Technologien/Handlungsbereichen und  
soziotechnischer Verankerung (Moser et al., 2014)
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Stadt Winterthur
Bei den Projekten in Winterthur handelt es sich um Pilotprojekte. Diese sind mehrheitlich auf eine Technologie fokus-
siert und beziehen zum Teil Stakeholder / die Bevölkerung nicht mit ein. Im Rahmen der Ausarbeitung einer Smart-City-
Strategie wird der Fokus mehr auf departementsübergreifende Aktivitäten gelegt, wie es in den drei Merkmalen für 
Smart-City-Aktivitäten gefordert wird. In Winterthur ist somit bisher eher ein bottom-up-Ansatz verfolgt worden, bei dem 
nun auf Pilotprojekte die Strategieentwicklung folgt. Die Führungsrolle liegt dabei vorderhand bei der Stadtverwaltung.
Abbildung 3: Auswertung von Winterthurer Projekten bzgl. Integration von Techologien/Handlungsbereichen 
und soziotechnischer Verankerung (Moser et al., 2014)
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Stadt Zürich
Zürich hat seine Smart-City-Aktivitäten ebenfalls mit Projekten gestartet, die jeweils auf eine Technologie fokussiert 
waren. Übergreifendes Ziel ist allerdings die Umsetzung der Ziele der 2000-Watt-Gesellschaft mit ihren integrativen 
Ansätzen im Rahmen der Strategie 2035. Diese wird in Zukunft durch eine Smart-City-Strategie ergänzt, d.h. Zürich 
verfolgt bisher einen top-down-Ansatz.
Abbildung 4: Auswertung von Zürcher Projekten bzgl. Integration von Technologien / Handlungsbereichen  
und soziotechnischer Verankerung (Moser et al., 2014)
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Zusammenfassend kann man sagen: Die drei Schweizer Städte St. Gallen, Winterthur und Zürich sind dabei, ihre Pi-
lotphasen abzuschliessen, und ergreifen entsprechende Massnahmen (Strategieentwicklung, Aufbau von Testumge-
bungen zur Erprobung von Smart-City-Aktivitäten), um sich auf den Weg zu einer Smart City zu begeben.
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Eine enge Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und Praxis wird allgemein als wünschenswert erachtet (Moser et 
al., 2014). Im Folgenden werden nun die Erkenntnisse aus Wissenschaft und Praxis zusammengeführt. Wie können 
sich beide ergänzen, um den Transformationsprozess hin zu einer Smart City erfolgreich zu gestalten? Dieser Frage 
wird anhand von zwei Beispielen nachgegangen.
Auswahl geeigneter Einflussvariablen für die Smart City Winterthur (Beispiel 1)
Bei der Untersuchung der formativen und intuitiven Szenarien zum Thema Smart City Winterthur 2035 hatte sich ge-
zeigt, dass die Einflussvariablen aus den formativen Szenarien sich nur in einigen Fällen in den intuitiven Szenarien 
wiederfinden. Dies konnte mit dem unterschiedlichen Blickwinkel der jeweiligen Teilnehmergruppen (Studierende, 
Stadtverwaltung) erklärt werden. Eine ausgewogenere Perspektive zum Thema Smart City sollte sich in der Gesamt-
heit an Winterthurer Smart-City-Aktivitäten auf politischer/strategischer und operativer Ebene zeigen. Eine Analyse der 
Smart-City-Aktivitäten im Hinblick auf die Einflussvariablen der formativen Szenarien liefert folgendes Bild (s. Tabelle 
4): Fast alle Einflussvariablen finden sich in der Gesamtheit der Winterthurer Smart-City-Aktivitäten wieder, dabei eher 
in strategischen Instrumenten (S) als in Projekten (P). Ein ähnliches Bild zeigt sich umgekehrt auch für die Einflussvari-
ablen, die in den intuitiven Szenarien zusätzlich enthalten sind, wie z.B. Gesundheit, Grünraum usw.
4. Diskussion
Tabelle 4: Einflussvariablen für die formativen und intuitiven Szenarienentwicklungen «Smart City Winterthur  
im Jahr 2035» sowie für die Gesamtheit an Winterthurer Smart-City-Aktivitäten
1 Auswertung bestehender strategischer Instrumente, nach Erstellung der geplanten Smart-City-Winterthur-Strategie wird Ausprägung der Einflussvariablen eher bei stark 
liegen.
2 Auswertung der Projekte: hier handelt es sich vielfach um Pilotprojekte, bei denen noch nicht alle integrativen Ansätze von Smart-City-Projekten berücksichtigt sind (Ausprä-
gung Partizipation Bevölkerung).
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Was bedeutet dies nun für die Szenarienentwicklung?
Für die Szenarienentwicklung – hier exemplarisch für die formativen Szenarien – sollte im Sinne einer ausgewoge-
nen Perspektive eine Kombination an geeigneten Einflussvariablen aus beiden Szenarien und der Auswertung der 
Smart-City-Aktivitäten genommen werden:
1. Die Einflussvariablen «Stromkosten» und «Prosumer» (formative Szenarien) werden herausgenommen, da sie in 
den anderen beiden Auswertungen nicht vorkommen. Hier zeigt sich der «energielastige» Blickwinkel der Studie-
renden des ZHAW-Studiengangs Energie- und Umwelttechnik. Stromkosten und Prosumer sind Einflussvariablen, 
die für das übergeordnete Szenario-Thema «Smart City» zu themenspezifisch sind. Sie sind aber geeignet für 
themenspezifische Szenarien, wie z.B. für Geschäftsmodelle von EVU.
2. Zusätzliche Einflussvariablen (intuitive Szenarien) werden aufgenommen, wenn sie auch bei der Auswertung der 
Smart-City-Aktivitäten der Stadt Winterthur zu finden sind wie z.B. «Gesundheit» und «Grünraum». 
3. Zusätzlich können übergeordnete Einflussvariablen aus den strategischen Instrumenten der Stadt hinzuge-
nommen werden, wenn die Szenarien übergeordnete Themen behandeln, wie hier beim Thema Smart City. Für 
themenspezifische Szenarien, wie z.B. Geschäftsmodelle für Energieversorgungsunternehmen (EVU), können 
Einflussvariablen aus Umsetzungsprojekten berücksichtigt werden, wie z.B. das Winterthurer Pilotprojekt «Strom-
verbrauchsanalyse» (Smart City Winterthur, 2016).
4. Die Ausprägungen der Einflussvariablen werden zu einem späteren Zeitpunkt in Workshops mit den wichtigsten 
Stakeholdern diskutiert und bestimmt.
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass sich Wissenschaft und Praxis bei der Entwicklung von Szenarien zum 
Thema Smart City sehr gut gegenseitig ergänzen können. Im Sinne einer Vereinheitlichung und aus Effizienz- und Res-
sourcengründen dürfte es sinnvoll sein, eine Sammlung an Einflussvariablen anzulegen (Aufgabe der Wissenschaft). 
Aus dieser können je nach Thema und Stakeholdergruppe spezifische Einflussvariablen ausgewählt werden, die mit-
hilfe themenspezifischer Informationen (Aufgabe Praxis) im Rahmen von partizipativen Workshops (Aufgabe Wissen-
schaft und Praxis) ergänzt würden. Durch dieses Vorgehen würde eine ausgewogene Perspektive in den Szenarien 
sichergestellt.
Eine Auswertung der Einflussvariablen in den Gesamtheiten an Smart-City-Aktivitäten in den Städten Zürich und St. 
Gallen zeigt folgendes Bild: Fast alle Einflussvariablen finden sich in der Gesamtheit der Smart-City-Aktivitäten der 
Städte wieder. Dies gilt eher für strategische Instrumente (S) als für Projekte (P). Unterschiede finden sich in der Aus-
prägung der Einflussvariablen, d.h. auch städtespezifische Einflüsse auf die Einflussvariablen sind zu berücksichtigen. 
Die Einflussvariablen in Zürich weisen mehrheitlich eine starke Ausprägung auf – vermutlich aufgrund der Vorgaben 
der Ziele der 2000-Watt-Gesellschaft; in St. Gallen sind die Ausprägungen etwas moderater (mittel/stark) – vermutlich 
aufgrund eher pragmatischer Vorgaben. Eine Auswertung der Einflussvariablen in den Gesamtheiten an Smart-Ci-
ty-Aktivitäten in den internationalen Städten Wien, Amsterdam, Berlin, die alle langjährige Erfahrungen im Bereich 
Smart City aufweisen, zeigt folgendes Bild: Fast alle Einflussvariablen finden sich in der Gesamtheit der Smart-City-Ak-
tivitäten der Städte wieder, sowohl in den strategischen Instrumenten (S) als auch in den Projekten (P), was aufgrund 
der Vielzahl an Projekten nachvollziehbar ist. Auch weisen die Einflussvariablen mehrheitlich eine starke Ausprägung 
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auf – was auf die hohen Anforderungen an Smart Cities zurückzuführen ist. Dementsprechend ist davon auszugehen, 
dass die Einflussvariablen in Winterthur nach Erstellung einer Smart-City-Strategie mehrheitlich eine stärkere Ausprä-
gung aufweisen werden.
Bewertung neuer Ansätze / Technologien (Beispiel 2)
Open-City-Data-Plattformen und Carsharing sind zwei Ansätze / Technologien, die von den Delphi-Experten als nicht 
im grossen Umfang realisierbar bis ins Jahr 2030 eingestuft wurden. Sie werden aber in vielen der neun Winterthurer 
intuitiven Szenarien erwähnt. Ebenfalls erwähnte Ansätze sind Urban Farming und 2000-Watt-Stil. Dies könnte als Hin-
weis gewertet werden, dass die Akzeptanz und damit der Umsetzungsgrad dieser Ansätze / Technologien im Jahr 
2035 bereits sehr hoch sein wird. Ein Vergleich mit den Smart-City-Aktivitäten der nationalen und internationalen Städte 
zeigt dieselbe Tendenz auf, d.h. man kann davon ausgehen, dass Open-City-Data-Plattformen und Carsharing im Jahr 
2035 mit einem hohen Umsetzungsgrad vorhanden sein werden; Urban Farming und der 2000-Watt-Stil werden zum 
grossen Teil gelebt werden. Auch hier zeigt sich wieder, wie Wissenschaft und Praxis voneinander profitieren können.
Abschliessend erfolgt nun ein kurzer Blick auf Ansätze von Szenarienentwicklungen in den Smart-City-Aktivitäten der 
internationalen Städte. Allen untersuchten internationalen Städten ist gemeinsam, dass sie grossen Wert auf eine in-
tegrative und partizipative Vorgehensweise legen. Die Prozesse zur Entwicklung der «Structural Vision» in Amster-
dam sowie der Smart-City-Rahmenstrategie in Wien waren sehr umfangreich und zeigen Charakteristiken von Szena-
rienentwicklungen auf. Besonderer Wert wurde dabei auf den Einbezug eines fachlich breit aufgestellten Spektrums an 
Stakeholdern gelegt, so dass eine ausgewogene Perspektive die Szenarienentwicklung bestimmte. Exemplarisch wird 
an dieser Stelle auf die Szenarienentwicklung zur Erstellung der Smart-City-Strategie Berlin hingewiesen (Smart City 
Strategy Berlin, 2015). Diese Erfahrungen können von der Wissenschaft genutzt werden, um die Methodenansätze im 
Transformationsprozess hin zu einer Smart City zu optimieren.
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Im vorliegenden Working Paper konnte gezeigt werden, dass Szenarienentwicklungen nützliche Instrumente sind, 
um den Smart-City-Transformationsprozess zu unterstützen, indem sie Prozesse anstossen und neue Perspektiven 
eröffnen können. Sie leisten damit einen wertvollen Beitrag zur Umsetzung der Energiestrategie 2050. Es wird jedoch 
empfohlen, sehr genau abzuschätzen, welche Art von Szenarienentwicklung (z.B. intuitiv oder formativ) für welchen 
Schritt im Transformationsprozess (z.B. Sensibilisierung von Stakeholdern, Erarbeitung von Smart-City-Strategien) ge-
eignet ist. Ausserdem spielt es eine Rolle, ob es sich um übergeordnete Smart-City-Aktivitäten wie z.B. Strategien oder 
um themenspezifische Smart-City-Aktivitäten wie z.B. Geschäftsmodelle für Energieversorgungsunternehmen (EVU) 
handelt. Insbesondere erfordert dies eine enge Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und Praxis. Erste Empfehlun-
gen zum Anwendungspotential der einzelnen Szenarienmethoden finden sich in Tabelle 3 (Kap. 2.5). Nachfolgende 
Empfehlungen zu weiterem Forschungs- und Handlungsbedarf sollen dies fortführen, Lücken schliessen und eine 
erfolgreiche Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und Praxis stärken.
Empfehlungen für die Wissenschaft
• Erstellung einer Sammlung an Smart-City-Einflussvariablen für formative Szenarien, aus der themen- und stake-
holderspezifische «Starter-Kits» von Einflussvariablen ausgewählt werden können.
• Analyse, welche Elemente einer Smart City universell sind (sich quasi adoptieren lassen) und welche Städte auf-
grund ihrer individuellen Ausgangslage (Infrastruktur etc.) selber erarbeiten müssen.
• Gezielte Analyse von Szenarienentwicklungen in Smart-City-Transformationsprozessen (was sind Erfolgsfaktoren, 
Hindernisse, welche Methodik wurde angewandt etc.).
• In Zusammenarbeit mit den Stakeholdern Abgabe von Empfehlungen zur optimalen Auswahl der Teilnehmenden 
an den Szenarienentwicklungen, so dass alle Blickwinkel zur behandelten Thematik abgedeckt sind.
• Anhand der Smart-City-Erfahrungen der untersuchten Städte Abgabe von Empfehlungen für andere Schweizer 
Städte, die sich auf den Weg zu einer Smart City begeben möchten, wie sie einen Einstieg ins Thema finden kön-
nen, insbesondere wichtige Stakeholder (interne Verwaltungsabteilungen, Wirtschaft, Bevölkerung) sensibilisie-
ren können und einen strukturierten Smart-City-Prozess auf lokaler Ebene anstossen können.
• Wünsche und Befürchtungen zur Thematik Smart City bei der Bevölkerung evaluieren. Z.B.: Wie kann die Techno-
logieabhängigkeit einer Smart City reduziert werden? Decken sich die Wunschszenarien zu einer Smart City von 
Bevölkerung und Regierung? Welches sind die kostengünstigsten Ansatzpunkte für das Implementieren einer 
Smart City?
5.  Schlussfolgerungen mit Handlungs- 
und Forschungsbedarf
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Empfehlungen für die Praxis
• Erfahrungen mit Szenarienentwicklungen in der Praxis an die Wissenschaft weitergeben, inklusive Analyse der 
Vor- und Nachteile und Evaluation neuer Anwendungsbereiche.
• Transfer von Erfahrungen aus Bereichen, in denen Szenarien oft verwendet werden, in den Kontext von Smart City 
(z.B. firmenintern: Versicherungen, oder einheitsübergreifend: z.B. Wasser-Management in Entwicklungsländern).
• Austauschgefäss für Smart-City-Ansätze schaffen, das die Vernetzung der Städte untereinander fördert.
• Plattform zum Einbezug der Bevölkerung zusammen mit der Wissenschaft und weiteren Akteuren aufbauen und 
aktiv bewirtschaften.
• Hemmschwellen auf dem Weg zu einer Smart City direkt angehen und abbauen. 
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